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Präsident Weber eröffnet die Sitzung um 10.01 Uhr.

Präsident Weber: Ich eröffne die 57. Sitzung der
Bürgerschaft (Landtag).

Liebe Kolleginnen und Kollegen, am 9. Dezember
der vergangenen Woche ist Reinhard Metz im Alter
von 72 Jahren verstorben. Reinhard Metz war lang-
jähriger Abgeordneter der Bremischen Bürgerschaft,
er gehörte elf Jahre lang dem Deutschen Bundestag
an, er führte vorübergehend die Fraktion der bremi-
schen CDU, und er wurde in der 14. Wahlperiode von
1995 bis 1999 zum Präsidenten der Bremischen Bür-
gerschaft gewählt. Reinhard Metz war ein überzeugter
und unverwechselbarer Parlamentarier, den wir, die
das Haus der Bürgerschaft repräsentieren, nicht ver-
gessen werden.

Ich möchte Sie bitten, sich zu einer Schweigemi-
nute zum Gedenken an Reinhard Metz von Ihren Plät-
zen zu erheben!

Ich danke Ihnen, dass Sie sich zum Gedenken er-
hoben haben!

Ich begrüße die hier anwesenden Damen und Her-
ren sowie die Zuhörer und die Vertreter der Presse.

Auf der Besuchertribüne begrüße ich recht herz-
lich zwei Klassen der Zweijährigen Höheren Handels-
schule, eine Klasse Fachkräfte für Lagerlogistik der
Kaufmännischen Lehranstalten Bremerhaven und ei-
ne Gruppe Umschüler der Fachkraft Logistik der DK-
Akademie GmbH.

Seien Sie alle ganz herzlich willkommen!

(Beifall)

Gemäß Paragraf 21 der Geschäftsordnung gebe ich
Ihnen folgende Eingänge bekannt:

1. Haushaltsgesetze und Haushaltspläne der Freien
Hansestadt Bremen für die Haushaltsjahre 2010 und
2011, Mitteilung des Senats vom 16. Juni 2009, Druck-
sache 17/835, Bericht und Dringlichkeitsantrag des
staatlichen Haushalts- und Finanzausschusses vom
14. Dezember 2009, Drucksache 17/1108.

Ich gehe davon aus, dass Einverständnis besteht,
diesen Bericht und Antrag mit den zu den Haushalts-
beratungen gehörenden Vorlagen zu verbinden.

Ich höre keinen Widerspruch. Dann verfahren wir
so.

2. Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Be-
amtenrechts in der Freien Hansestadt Bremen – Be-
amtenrechtsneuregelungsgesetz, BremBNeuG, Be-
richt und Dringlichkeitsantrag des staatlichen Haus-
halts- und Finanzausschusses vom 14. Dezember 2009,
Drucksache 17/1109.

Auch hier gehe ich davon aus, dass Einverständ-
nis besteht, diesen Bericht und Antrag mit dem über-
wiesenen Gesetzesantrag „Gesetz zur Neuregelung
des Beamtenrechts in der Freien Hansestadt Bremen
– Beamtenrechtsneuregelungsgesetz, BremBNeuG“

mit der Drucksachen-Nummer 17/882 zu verbinden
und während der heutigen Nachmittagssitzung ge-
gen 17 Uhr zur Verhandlung zu stellen.

Ich höre keinen Widerspruch. Dann verfahren wir
so.

3. Nichtständiger Ausschuss „Umsetzung der Fö-
deralismusreform II im Land Bremen“, Dringlichkeits-
antrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die
Grünen vom 15. Dezember 2009, Drucksache 17/1110.

4. Wahl der Mitglieder und stellvertretenden Mit-
glieder des nichtständigen Ausschusses „Umsetzung
der Föderalismusreform II im Land Bremen“.

Gemäß Paragraf 21 Satz 2 unserer Geschäftsord-
nung lasse ich über die Dringlichkeit dieses Antrags
abstimmen.

Wer einer dringlichen Behandlung des Antrags zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen vor, den Antrag und die dazu-
gehörende Wahl mit Tagesordnungspunkt 12, Nicht-
ständiger Ausschuss „Zukunft der Freien Hansestadt
Bremen als Bundesland“, zu verbinden.

Ich höre keinen Widerspruch. Dann wird so ver-
fahren.

5. Haushalte für 2010 und 2011 nicht zukunftsori-
entiert – grundlegende Überarbeitung zwingend ge-
boten, Dringlichkeitsantrag der Fraktion der FDP vom
15. Dezember 2009, Drucksache 17/1115.

Gemäß Paragraf 21 Satz 2 unserer Geschäftsord-
nung lasse ich über die Dringlichkeit dieses Antrags
abstimmen.

Wer einer dringlichen Behandlung des Antrags zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen eine Verbindung mit den zu den
Haushaltsberatungen gehörenden Vorlagen vor.

Ich höre keinen Widerspruch. Dann wird so ver-
fahren.

Die übrigen Eingänge bitte ich der Mitteilung über
den voraussichtlichen Verlauf der Plenarsitzungen
sowie dem heute verteilten Umdruck zu entnehmen.
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I. Eingänge gemäß § 21 der Geschäftsordnung

1. Beteiligung des Landes Bremen am EU-Pro-
gramm „Global Monitoring for Environment
and Security – GMES“

Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 26. November 2009
(Drucksache 17/1074)

2. Lage  und  Entwicklung  des  Handwerks  im
Land Bremen

Große Anfrage der Fraktion der FDP
vom 1. Dezember 2009
(Drucksache 17/1087)

3. Lärmschutz an Bahnstrecken und Schienen-
fahrzeugen verbessern

Antrag der Fraktionen der FDP, der SPD
und Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Dezember 2009
(Drucksache 17/1099)

4. Weiterentwicklung der frühkindlichen Bil-
dung und Erziehung in Bremen

Antrag der Fraktionen der SPD
und Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Dezember 2009
(Drucksache 17/1102)

5. Bericht über die Aktivitäten der nordmedia –
Die Mediengesellschaft Niedersachsen/Bre-
men mbH

Mitteilung des Senats vom 15. Dezember 2009
(Drucksache 17/1111)

6. Klimaschutz - und  Energieprogramm  (KEP
2020)/Vierte  Fortschreibung  des  Landes-
energieprogramms nach Paragraf 13 des Bre-
mischen Energiegesetzes

Mitteilung des Senats vom 15. Dezember 2009
(Drucksache 17/1112)

7. Rückforderungen gemäß Unterhaltsvorschuss-
gesetz konsequent einfordern!

Mitteilung des Senats vom 15. Dezember 2009
(Drucksache 17/1113)

Diese  Angelegenheiten  kommen  auf  die  Tages-
ordnung der Januar-Sitzung.

II. Kleine  Anfragen  gemäß  §  29  Abs.  2  der  Ge-
schäftsordnung

1. Lebensbegleitendes Lernen für die Menschen
effektiv und transparent gestalten

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 3. August 2009

2. Verwendung  der  Mittel  der  Ausgleichsab-
gabe

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 21. Oktober 2009
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Antwort des Senats vom 24. November 2009
(Drucksache 17/1072)

3. Ermittlungen bei Gefahr im Verzug

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 27. Oktober 2009
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Antwort des Senats vom 15. Dezember 2009
(Drucksache 17/1114)

4. Bürokratie- und Verfahrenskosten bei der
Ausschreibung öffentlicher Aufträge

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 27. Oktober 2009

5. Stärkung der Medien- und Kreativwirtschaft
im Lande Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion der FDP
vom 28. Oktober 2009
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Antwort des Senats vom 8. Dezember 2009
(Drucksache 17/1091)

6. Inanspruchnahme von Ausweispapier-Dele-
gationen

Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 10. November 2009
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Antwort des Senats vom 1. Dezember 2009
(Drucksache 17/1082)

7. Finanz- und personalwirtschaftliche Auswir-
kungen  der  „Handlungsempfehlungen  zur
Durchlässigkeit  und  Verzahnung  der  Bil-
dungsbereiche“

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 17. November 2009
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Antwort des Senats vom 8. Dezember 2009
(Drucksache 17/1092)

8. Hauptschulabschluss nachholen – Situation
und Perspektive im Land Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 18. November 2009

9. Umgang mit verwahrlosten Grundstücken im
Land Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 23. November 2009

10. Veröffentlichungen von Antworten des Senats
auf Anfragen von Bürgerschaftsfraktionen

Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 23. November 2009
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Antwort des Senats vom 8. Dezember 2009
(Drucksache 17/1093)

11. Kinderarmut in Bremen und Bremerhaven

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 30. November 2009

12. Leistungsbetrug durch Schwarzarbeit

Kleine Anfrage der Fraktion der FDP
vom 7. Dezember 2009
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13. Möglichkeit des Baus und Betriebs eines Os-
mosekraftwerks bei der Wesermündung

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 8. Dezember 2009

14. Scheinanmeldungen

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 8. Dezember 2009

15. Ursachen für die überdurchschnittlich hohe
Zahl an Unternehmensinsolvenzen im Land
Bremen im Vergleich zum Bundesdurchschnitt

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 8. Dezember 2009

16. Anspruch auf Elternassistenz – Pflegende Kin-
der und Jugendliche im Lande Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 8. Dezember 2009

17. Fuhrparks der Universität und der Hochschu-
len

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 8. Dezember 2009

Zur Abwicklung der Tagesordnung wurden inter-
fraktionelle Absprachen getroffen, und zwar zur Aus-
setzung des Tagesordnungspunktes 11, Nationaler
Qualifikationsrahmen für Deutschland – Auswirkun-
gen auf Bremen, und zur Verbindung der Tagesord-
nungspunkte 4 und 5, Lohnfortzahlung im Urlaubs-
und Krankheitsfall für Tagesmütter verbessern, und
Mitteilung des Senats dazu, der Tagesordnungspunkt
8, Bericht über die Auswirkungen des Gesetzes über
das Halten von Hunden und Gesetz zur Änderung
des Gesetzes über das Halten von Hunden, und des
Tagesordnungspunktes 9, Für ein sachgerechtes und
praktikables Hundehaltergesetz, des Tagesordnungs-
punktes 12, Zukunft der Freien Hansestadt Bremen als
Bundesland, und außerhalb der Tagesordnung, Bre-
men als solidarisches und demokratisches Gemeinwe-
sen erhalten – landes- und kommunalpolitische Hand-
lungsfreiheit wiederherstellen, Drucksache 17/1095.

Des Weiteren wurden Absprachen getroffen zur
Verbindung des Tagesordnungspunktes 13, 18. Ost-
seeparlamentarierkonferenz vom 30. August bis 1. Sep-
tember 2009 in Nyborg, Dänemark, und außerhalb
der Tagesordnung, Schaffung eines „Parlamentsfo-
rums Nordsee“, Drucksache 17/1104, der Tagesord-
nungspunkte 20 bis 22, Haushaltsgesetze und Haus-
haltspläne 2010 und 2011, Finanzplan 2009 bis 2013
und Wirtschaftspläne 2010 bis 2011 der Eigenbetriebe,
sonstige Sondervermögen, Stiftungen und Anstalten
öffentlichen Rechts, des Tagesordnungspunktes 15,
Eingliederung von behinderten Menschen in den all-
gemeinen Arbeitsmarkt verbessern, Tagesordnungs-
punkt 16, Schwerlasthafen für die Offshore-Winde-
nergiewirtschaft, und der Punkte außerhalb der Ta-
gesordnung,  Haushalte  2010  und  2011  ablehnen  –
Mit Mut und Kraft Schwerpunkte für die Zukunfts-
fähigkeit Bremens und Bremerhavens setzen, Druck-
sache  17/1096,  und  Bericht  und  Antrag  des  staat-

lichen  Haushalts-  und  Finanzausschusses  mit  der
Drucksachen-Nummer 17/1108, der Tagesordnungs-
punkte 23 bis 25, 31. Jahresbericht des Landesbeauf-
tragten für Datenschutz, Stellungnahme des Senats
und Bericht und Antrag des Ausschusses für Infor-
mations- und Kommunikationstechnologie und Me-
dienangelegenheiten.

Des Weiteren wurden Absprachen getroffen zur
Verbindung  der  Tagesordnungspunkte  26  bis  28,
Dritter Jahresbericht des Landesbeauftragten für In-
formationsfreiheit, Stellungnahme des Senats und Be-
richt und Antrag des Ausschusses für Informations-
und Kommunikationstechnologie und Medienange-
legenheiten, der Tagesordnungspunkte 29 und 30,
Gesetz zur Änderung medienrechtlicher Gesetze und
Bericht und Antrag des Ausschusses für Informati-
ons- und Kommunikationstechnologie und Medien-
angelegenheiten, und der Punkte außerhalb der Ta-
gesordnung, Gesetz zur Neuregelung des Beamten-
rechts in der Freien Hansestadt Bremen, Drucksache
17/882, und Bericht und Antrag des staatlichen Haus-
halts- und Finanzausschusses, Drucksache 17/1109.

Des Weiteren wurden Vereinbarungen zu Rede-
zeiten bei einigen Tagesordnungspunkten getroffen.

Hinsichtlich der Abwicklung der Tagesordnung der
Bürgerschaft (Landtag) wurde vereinbart, dass heu-
te Nachmittag nach den miteinander verbundenen
Tagesordnungspunkten 4 und 5, Lohnfortzahlung im
Urlaubs- und Krankheitsfall für Tagesmütter verbes-
sern!, die miteinander verbundenen Tagesordnungs-
punkte 8 und 9, die sich mit dem Gesetz zur Ände-
rung des Gesetzes über das Halten von Hunden be-
fassen, aufgerufen werden.

Zum Ablauf der Haushaltsberatungen wurde Fol-
gendes vereinbart:

Die Haushaltsberatungen beginnen am Donners-
tag, dem 17. Dezember 2009, um 10 Uhr und sollen
an diesem Tag auch beendet werden.

Die Haushaltsberatungen werden mit der Bericht-
erstattung des Vorsitzenden des Haushalts- und Fi-
nanzausschusses, bis zu 15 Minuten, eröffnet.

Für die Beratungen wurden Gesamtredezeiten ver-
einbart. Sie betragen für die Fraktion der SPD 70 Mi-
nuten, für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 55 Mi-
nuten, für die Fraktion der CDU 75 Minuten, für die
Fraktionen DIE LINKE und der FDP je 35 Minuten,
für die Abgeordneten Möhle, Timke und Tittmann je
5 Minuten. Der Senat wird gebeten, mit einer Rede-
zeit von 50 Minuten auszukommen. Hinsichtlich der
Reihenfolge der Redner in der Grundsatzdebatte ist
vereinbart, zunächst dem ersten Redner der SPD, dann
der CDU, im Anschluss daran Bündnis 90/Die Grü-
nen das Wort zu erteilen; ihnen folgen der erste Redner
der Fraktion DIE LINKE und der Fraktion der FDP
und die Abgeordneten Möhle, Timke und Tittmann.
Danach wird die Senatorin für Finanzen das Wort er-
halten.
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Die Beratung des Stadthaushalts sowie der Ände-
rungsanträge und Anträge dazu wird in die Haushalts-
debatte des Landtags einbezogen, sodass eine Ein-
zelaussprache zu den Änderungsanträgen und An-
trägen und eine Debatte in der Stadtbürgerschaft nicht
erfolgen muss.

Für die Debatte werden folgende Schwerpunktthe-
men gebildet: erstens, Generaldebatte Finanzen; zwei-
tens, Bildung und Wissenschaft, Kultur; drittens, Bre-
merhaven und Häfen; viertens, Wirtschaft; fünftens,
Arbeit,  Frauen,  Gesundheit,  Jugend  und  Soziales;
sechstens, Inneres und Sport, Justiz; siebtens, Umwelt,
Bau, Verkehr und Europa; achtens, Schlussrunde.

Nachträglich wurde interfraktionell vereinbart, den
Punkt außerhalb der Tagesordnung, Steuergerech-
tigkeit statt Steuergeschenke, Drucksache 17/1103,
mit den Vorlagen zu den Haushaltsberatungen zu ver-
binden.

Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewünscht? – Das ist der Fall.

Das Wort hat der Abgeordnete Rupp zur Geschäfts-
ordnung.

Abg. Rupp (DIE LINKE): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Die Fraktion der LINKEN ist nicht
damit einverstanden, dass man die Anträge, insbe-
sondere den Dringlichkeitsantrag der SPD, Druck-
sache 17/1103, in Zusammenhang mit der Haushalts-
verhandlung diskutiert, weil wir der Meinung sind,
dass wir angesichts der Redezeit, die für unsere Frak-
tion nicht mehr ist als in einer Geschäftsordnungs-
debatte, nicht beides gleichzeitig vernünftig an die-
ser Stelle debattieren können. Wir würden auch un-
seren Antrag, der zu einem ähnlichen Thema einge-
reicht worden ist, nicht in diese Haushaltsdebatte ein-
beziehen wollen.

Präsident Weber: Gibt es dazu eine Gegenrede?
– Das ist nicht der Fall.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer mit den interfraktionellen Absprachen einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen,
FDP, Abg. M ö h l e  [parteilos], Abg. T i m -
k e  [BIW] und Abg. T i t t m a n n  [partei-

los])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen DIE LINKE)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit den
interfraktionellen Absprachen einverstanden.

Des Weiteren möchte ich Ihnen mitteilen, dass die
Fraktion der FDP ihren Antrag „Lärmschutz an Bahn-

strecken dringend erforderlich“ mit der Drucksachen-
Nummer 17/70 und die Fraktion DIE LINKE ihren
Änderungsantrag  dazu  mit  der  Drucksachen-Num-
mer 17/104 inzwischen zurückgezogen haben.

Wir treten in die Tagesordnung ein.

Fragestunde

Für die Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag) lie-
gen zehn frist- und formgerecht eingebrachte Anfra-
gen vor.

Die Anfragen fünf und sieben wurden zwischen-
zeitlich von den Fragestellern zurückgezogen.

Die erste Anfrage trägt die Überschrift „Entdröh-
nung von Eisenbahnbrücken in Bremerhaven“. Die
Anfrage  ist  unterschrieben  von  den  Angeordneten
Kasper, Günthner, Tschöpe und Fraktion der SPD.

Bitte, Herr Kollege Günthner!

Abg. Günthner (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: Welche Möglichkeiten sieht der Senat, um
die spezifische Lärmbelastung durch Eisenbahnbrü-
cken im Bereich der Seestadt Bremerhaven zu redu-
zieren?

Zweitens: Wie wird der Senat in Gesprächen mit
Bund und Bahn darauf hinwirken, dass es zu zügi-
gen  Lösungen,  beispielsweise  der  Entdröhnung  der
Brücken, kommt?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Senator Dr. Loske.

Senator Dr. Loske: Herr Präsident, verehrte Abge-
ordnete! Für den Senat beantworte ich die Frage wie
folgt:

Zu Frage 1: Das Problem der „dröhnenden Eisen-
bahnbrücken“ besteht in Bremerhaven an mehreren
Stellen. Bei Gesprächen mit Vertretern der Deutschen
Bahn AG, die im Zusammenhang mit der Lärmsanie-
rung an den Schienenstrecken des Bundes geführt
wurden, ist diese Problematik wiederholt erörtert wor-
den. Dabei wurde seitens der Vertreter der Deutschen
Bahn AG darauf hingewiesen, dass es keine geeig-
neten Lösungsansätze zur Entdröhnung von Brücken
gäbe.

Um in dieser Frage weiterzukommen, werden der-
zeit in Forschungsvorhaben unterschiedliche Verbes-
serungsmöglichkeiten an „Pilotbrücken“ geprüft. Die
Stadt Bremerhaven hatte sich mit der Brücke über
die Cherbourger Straße als Beispielobjekt für diese
Untersuchungen beworben, wurde aber nicht berück-
sichtigt. Ergebnisse der Forschungsvorhaben liegen
noch nicht vor.

Zu Frage 2: Die Eisenbahnbrücke über die Cher-
bourger Straße, die von allen Eisenbahnbrücken in
Bremerhaven ihr Umfeld am stärksten mit Lärm be-
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lastet, hat ihre Lebensdauer erreicht und soll nach
derzeitigem  Kenntnisstand  im  Jahr  2015  erneuert
werden. In diesem Zusammenhang wird der Magistrat
der Stadt Bremerhaven darauf hinwirken, dass die
neue  Brücke  den  Anforderungen  eines  geeigneten
Lärmschutzes auch in Bezug auf die Übertragung von
Körperschall gerecht wird. – Soweit die Antwort des
Senats!

Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Günthner (SPD): Wann rechnen Sie mit den
Ergebnissen des Forschungsvorhabens, Herr Sena-
tor?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Loske: Das kann ich im Moment nicht
sagen, ich kann es Ihnen aber auf jeden Fall bilate-
ral zuspielen. Hier in meinem Informationszettel steht
dazu nichts!

Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Günthner (SPD): Bis 2015 sind ja noch ein paar
Jahre hin! Sehen Sie Möglichkeiten, entsprechende
Sanierungen  beziehungsweise  den  Neubau  zu  be-
schleunigen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Loske: Ich nehme es an! Es finden dau-
ernd Gespräche, entnehme ich hier meinen Doku-
menten, zwischen dem Magistrat und der Deutschen
Bahn statt, und diese Brücke muss dann von der Deut-
schen Bahn im Jahr 2015 erneuert werden. Das ist
eine Aussage, die die Deutsche Bahn gegenüber dem
Magistrat getätigt hat. Ob es da eine Beschleunigung
geben kann, kann ich aus dem Stand nicht beantwor-
ten. Wir können appellieren, dass das in der Investi-
tionsplanung der Deutschen Bahn vorgezogen wird,
aber direkte Einflussmöglichkeiten habe ich da nicht.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Günthner (SPD): Gibt es für den Senat wie
auch immer geartete Einflussmöglichkeiten an die-
ser Stelle auf die Deutsche Bahn? Das ist ja ein Pro-
blem, das nicht nur in der Stadt Bremerhaven, son-
dern auch in der Stadt Bremen eine große Rolle spielt.

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Loske: Wir sprechen laufend darüber.
Wir sind mit der Deutschen Bahn im ständigen Ge-
spräch über Lärmschutz entlang von Schienenwegen,

und dazu gehört natürlich auch der Schall, der von
den Eisenbahnbrücken kommt. Wir haben das glei-
che Problem hier in Bremen an verschiedenen Stel-
len.  Wir  machen  da  Druck  und  versuchen  unser
Bestes, im Sinne unserer Bürgerinnen und Bürger das
zu erreichen.

Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage?

Weitere Zusatzfragen liegen nicht vor.

Die zweite Anfrage bezieht sich auf die Online-Be-
fragung zur Gesundheit von Lehrerinnen und Leh-
rern. Die Anfrage ist unterschrieben von den Abge-
ordneten Frau Stahmann, Dr. Güldner und Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen.

Bitte, Frau Kollegin Stahmann!

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen): Wir
fragen den Senat:

Erstens: Wie bewertet der Senat die vom Personalrat
Schulen initiierte Online-Gesundheitsbefragung von
Lehrkräften und schulisch Beschäftigten?

Zweitens: Wie bewertet der Senat die Ergebnisse
der Befragung?

Drittens: Wie werden diese Ergebnisse den Schu-
len bekannt gemacht?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Frau Senatorin Jürgens-Pieper.

Senatorin Jürgens-Pieper: Sehr geehrter Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Für den Senat be-
antworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Zunächst ist klarzustellen, dass die im
Online-Verfahren durchgeführte Befragung nicht vom
Personalrat Schulen initiiert war, sondern dass es sich
hier um einen wichtigen Teil der Umsetzung des Ar-
beitsschutzgesetzes handelt. Nach diesem Gesetz ge-
hört es zu den Pflichten des Arbeitgebers, alle gesund-
heitlichen Gefährdungen an den Arbeitsplätzen zu
ermitteln, zu beurteilen und gegebenenfalls Maßnah-
men zur Verbesserung durchzuführen und deren Er-
folg zu bewerten.

Insofern liegt keine Gesundheitsbefragung vor, son-
dern eine Ermittlung der eventuellen Gefährdungen
an den betreffenden Arbeitsplätzen im Hinblick auf
psychosoziale Faktoren unter Mitwirkung des Per-
sonalrats Schulen. Weitere mögliche Gefährdungen
werden bei Begehungen an den Schulen vom Fach-
referat des Ressorts Bildung und Wissenschaft zusam-
men mit Immobilien Bremen als Eigentümerin der
Schulgebäude und den Fachdiensten für Arbeitsschutz
ermittelt.

In Abstimmung mit dem Personalrat wurde fest-
gelegt, dass die Ermittlung psychosozialer Faktoren
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als Online-Befragung für alle Schulen durchgeführt
wird, um in diesem sensiblen Bereich bei größtmög-
licher Anonymität zu objektivierbaren Daten zu kom-
men und die Schulen nicht mit Terminen für persön-
liche Befragungen zu belasten.

Zu Frage 2: Die Beteiligung erreichte im Durch-
schnitt Werte pro Schule von etwa 30 Prozent und liegt
eher unterhalb der erwarteten Werte.

Insgesamt war eine Vielzahl von Fragen vorgese-
hen, die von der Belastung durch emotionale Anfor-
derungen bis zur Einschätzung von Konferenzen und
Elternmitarbeit in der jeweiligen Schule reichten.

An Bremer Schulen zeigen die Ergebnisse im Bench-
marking-Vergleich,  dass  hohe  Werte  für  subjektiv
empfundene Störungen durch Schülerinnen und Schü-
ler, Lärm im Unterricht und emotionale Überlastung
bestehen. Aber es gibt auch Bereiche, in denen die
bremischen Schulen im Benchmarking-Vergleich im
Durchschnitt liegen. Positive Bewertungen gibt es bei
der Verbundenheit mit dem Arbeitsplatz, der Füh-
rungsqualität der Schulleitungen und den sozialen
Beziehungen an den Schulen. In bestimmten Schul-
arten wird auch die Unterstützung durch Eltern so-
wie im beruflichen Bereich die Unterstützung durch
die Betriebe positiv bewertet.

Zu Frage 3: Die Dokumentation der Ergebnisse
wurde den einzelnen Schulleitungen direkt von der
ausführenden Forschungsstelle übersandt. Es obliegt
den Leiterinnen und Leitern der Schulen, im nächs-
ten Schritt die Ergebnisse innerschulisch zu erörtern.
– Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen): Frau
Senatorin, das Thema der Gesundheitsbefragung war
ja auch auf der Tagesordnung der letzten Personal-
versammlung der Lehrerinnen und Lehrer, und kri-
tisch  diskutiert  wurde  die  Frage,  welche  Rolle  die
Ergebnisse künftig für die Veränderungen auch im
schulischen Alltag spielen. An der Stelle wurde noch
einmal der Punkt hinterfragt, ob die Schulleiterinnen
und Schulleiter immer ein Interesse daran hätten, Er-
gebnisse, wenn sie negativer Art sind, an den Schu-
len zu thematisieren. Welche Haltung haben Sie dazu?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Ich denke, dass sowohl
die Schulleitungen als auch wir als Arbeitgeber ein
Interesse daran haben, wenn schwierige Ergebnis-
se da sind, auch aufzuspüren, ob man durch Maß-
nahmen etwas verbessern kann. Das macht Sinn, sonst
müssten wir solch eine Online-Befragung nicht durch-
führen. Dass das nicht immer alles gleich passieren

kann, vor allen Dingen wenn es auch um bauliche
Fragen und um Lärmbelastung geht, dahinter ver-
bergen sich ja auch vielfach bauliche Probleme, liegt
häufig an finanziellen Gründen, aber dass wir es über-
haupt erst einmal wahrnehmen, da sind wir, denke
ich,  auch  unter  den  Bundesländern  an  der  Spitze.
Baden-Württemberg wird als nächstes mit der glei-
chen Befragung 2010 Ergebnisse vorlegen, insofern
haben wir dann auch einen wirklichen richtigen Ver-
gleich, weil sich im Augenblick immer nur einzelne
Sachen vergleichen lassen können. Ich denke, es ist
richtig, dass der Arbeitgeber – ob jetzt die Schullei-
tung oder die Behörde – sich darum kümmert.

Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen): Frau
Senatorin, dann verstehe ich Sie richtig, dass Sie auch
Sorge dafür tragen werden, dass die Ergebnisse für
notwendige Veränderungen dann auch aufgegriffen
werden?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Das ist so! Wir wollten
im Augenblick bloß keinen Zeitdruck ausüben. Sie
wissen selbst, Frau Stahmann, dass die Schulleitun-
gen im Augenblick mit vielfältigen Dingen beschäf-
tigt sind. Die Schulreform ist längst nicht verarbei-
tet. Wir haben inzwischen eine Dunkelfeldstudie, die
auch noch erörtert werden soll. Wir haben die Ge-
fährdungssituation mit dem Aktenordner, der Hand-
reichung, die verarbeitet werden muss. Das heißt, wir
wollten den Schulleitungen erst einmal Gelegenheit
lassen, das selbst zu steuern, wann sie welche The-
men erörtern, aber wir werden natürlich Sorge dafür
tragen, dass das auch passiert.

Präsident Weber: Frau Kollegin, habe Sie eine wei-
tere Zusatzfrage?

Weitere Zusatzfragen liegen nicht vor.

Die dritte Anfrage trägt den Titel „Schura Bremen
Islamische Religionsgemeinschaft Bremen e. V.“. Die
Anfrage  ist  unterschrieben  von  dem  Abgeordneten
Timke.

Bitte, Herr Kollege Timke!

Abg. Timke (BIW): Ich frage den Senat:

Erstens: Sind oder waren die Schura Bremen Isla-
mische  Religionsgemeinschaft  Bremen  e.  V.,  deren
ehemaliger Vorsitzender Herr Mehmet K. im Verfas-
sungsschutzbericht 2008 der Freien Hansestadt Bre-
men  im  Kapitel  „Ausländischer  Extremismus  und
Terrorismus“ auf Seite 31 namentlich erwähnt ist, oder
Funktionäre beziehungsweise Mitglieder dieser isla-
mischen Dachorganisation Beobachtungsobjekte des
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Bremer Landesamtes für Verfassungsschutz nach Pa-
ragraf 3 Absatz 1 BremVerfSchG?

Zweitens: Welche Erkenntnisse liegen dem Senat
über Verbindungen der Schura Bremen Islamische Re-
ligionsgemeinschaft Bremen e. V. beziehungsweise
ihren Funktionären oder Mitgliedern zur Islamischen
Gemeinschaft Milli Görüs e. V., IGMG, die vom Lan-
desverfassungsschutz Bremen als eine islamisch-ex-
tremistische Organisation geführt wird – Verfassungs-
schutzbericht 2008, Seite 76 –, vor, und wie bewer-
tet der Senat in diesem Zusammenhang die Tatsa-
che, dass die Ortsvereine Hemelingen, Blumenthal,
Huchting  und  Tenever  der  IGMG  Mitglieder  der
Schura Bremen Islamische Religionsgemeinschaft Bre-
men e. V. sind?

Drittens: Wie bewertet der Senat den Umstand, dass
die Schura Bremen Islamische Religionsgemeinschaft
Bremen e. V. am 30. Juli 2009 eine „Erklärung der is-
lamischen Organisationen in Bremen zur zunehmen-
den Islamophobie/Islamfeindlichkeit in Deutschland“
gemeinsam mit dem vom Verfassungsschutzamt der
Freien Hansestadt Bremen als islamisch-extremistisch
eingestuften Islamischen Kulturzentrum Bremen, IKZ,
und der ebenfalls vom Bremer Verfassungsschutz be-
obachteten Organisation Islamische Föderation Bre-
men, IFB, unterzeichnet hat?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Mäurer.

Senator Mäurer: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Die Schura Bremen ist kein Beobach-
tungsobjekt des Verfassungsschutzes Bremen. Auch
einzelne Funktionäre oder Mitglieder werden als sol-
che nicht beobachtet.

Zu Frage 2: Ein Teil der in der IGMG organisier-
ten  Moscheegemeinden  ist  zugleich  Mitglied  der
Schura. Die Schura verzeichnet aktuell 18 Mitglie-
der, darunter sieben Moscheegemeinden, die der Is-
lamischen  Föderation  Bremen  angehören  oder  ihr
nahe stehen. Die Islamische Föderation Bremen bil-
det den hiesigen Regionalverband der IGMG und ist
Teil  der  hierarchischen  Organisationsstruktur  der
IGMG. Einige führende Mitglieder der Schura neh-
men Aufgaben in den IGMG-Moscheen wahr.

Die Schura hat sich zum Ziel gesetzt, den Dialog
unter den Muslimen sowie zwischen Muslimen und
der deutschen Mehrheitsgesellschaft zu fördern. Da-
rüber hinaus beabsichtigt sie, die Muslime nach außen
zu vertreten. Nach dem Rücktritt des bisherigen Vor-
sitzenden beschloss die Mitgliederversammlung, zu-
nächst einen Interims-Vorstand einzusetzen. Dieser
Vorstand soll bis zur nächsten Mitgliederversamm-
lung, voraussichtlich im Januar 2010, die Geschäfte
der Schura führen. Der Senat wird die Entwicklung
der Schura aufmerksam verfolgen.

Zu Frage 3: Die „Erklärung der islamischen Orga-
nisationen in Bremen zur zunehmenden Islamopho-
bie/Islamfeindlichkeit  in  Deutschland“  haben  außer
Mitgliedern der Schura verschiedene andere islami-
sche Organisationen unterzeichnet, deren Zielsetzung
neben der Interessenvertretung der Muslime ebenfalls
die Förderung des gemeinsamen Dialogs zwischen
den Muslimen und die Förderung des Verständnisses
zwischen Muslimen und Nichtmuslimen ist. Daneben
haben auch das IKZ und die Islamische Föderation
Bremen die Erklärung unterzeichnet.

Das IKZ ist Beobachtungsobjekt des Landesamtes
für Verfassungsschutz im Bereich jihadistischer Strö-
mungen; es ist in keinem islamischen Dachverband
Mitglied. Die „Erklärung der islamischen Organisa-
tionen in Bremen zur zunehmenden Islamophobie/
Islamfeindlichkeit in Deutschland“ ist im Rahmen des
Selbstverständnisses der Schura zur Förderung des
gemeinsamen Dialogs zu verstehen. Dieser Dialog ist
grundsätzlich sehr zu begrüßen. – Soweit die Antwort
des Senats!

Präsident Weber: Herr Abgeordneter Timke, ha-
ben Sie eine Zusatzfrage? – Bitte sehr!

 Abg. Timke (BIW): Herr Senator, liegen Ihnen In-
formationen vor, wie hoch der Prozentsatz der Men-
schen im muslimischen Glauben im Land Bremen ist,
der durch die Schura Bremen islamische Religions-
gemeinschaft Bremen e. V. repräsentiert wird, und
wie viele muslimische Organisationen im Land Bre-
men gehören nicht der Schura an?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Diese Frage kann ich Ihnen nicht
beantworten.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage der Ab-
geordneten Frau Motschmann!

Abg. Frau Motschmann (CDU): Herr Senator, sind
Sie mit mir der Meinung, dass solche Fragen, die ge-
prägt sind von Misstrauen, Vorurteilen und Angrif-
fen gegen Muslime und ihre Organisationen, allenfalls
die Islamfeindlichkeit und auch die Angst schüren,
aber nicht den notwendigen Dialog anstoßen und das
gute Miteinander fördern?

(Beifall)

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Herzlichen Dank für diese Nach-
frage! Ich teile Ihre Einschätzung. Wir haben in der
letzten Woche im Rathaus mit der Schura zusammen-
gesessen. Wir wissen auch, dass wir diesen Dialog
aufnehmen und fördern müssen, und wenn Sie sich
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die Berichte der letzten Jahre anschauen, dann muss
ich sagen, dass ich ein bisschen stolz auf das bin, was
wir in diesem Jahr zum ersten Mal vorgelegt haben.
Den alten Bericht von 2008 musste ich irgendwie un-
terzeichnen, weil er schon bei meinem Amtsantritt
vorlag. Was wir heute vorgelegt haben, hat eine deut-
lich andere Qualität und zeigt auch, dass im Landes-
amt für Verfassungsschutz eine personelle Verände-
rung stattgefunden hat, die sich auch dann nicht nur
in der neuen Optik zeigt, sondern die auch in der
Qualität dieser Arbeit ihren Niederschlag gefunden
hat.

(Beifall)

Ich verspreche Ihnen, dass wir daran weiterarbeiten
werden. Es war der erste Versuch, und ich glaube,
dass wir im nächsten Bericht deutlich differenzierter
auch das Problem Islam in Bremen angehen. Mir geht
noch vieles durcheinander in diesem Bericht, aber ich
denke, wir haben auch die Chance, demnächst den
zweiten Bericht vorzulegen, und ich glaube, dann se-
hen wir uns hier wieder.

Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Motschmann (CDU): Herr Senator, kön-
nen Sie skizzieren, wie in Zukunft der Dialog – die
Gespräche mit dem Islam – geführt werden soll und
wer daran beteiligt wird?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Das ist eine Frage, die man nicht
allein in Bremen beantworten kann. Ich war bisher
Mitglied der Islamkonferenz gewesen, und ich halte
das für eine tolle Errungenschaft, die auch fortgesetzt
werden muss. Jetzt kommt es darauf an, dass wir diese
Themen auf die Landesebene herunterbrechen. Es
gibt ja viele Themen, und nicht nur der Bereich in-
nere Sicherheit ist tangiert. Es geht um die Frage, wie
wir in den Schulen und in den Hochschulen mit dem
Problem umgehen, wie die Frage Religionsunterricht
in Bremen zu diskutieren ist. All dies sind Themen,
die konzentriert vom Rathaus aus federführend an-
gegangen werden. Wir haben in der letzten Woche
den ersten Auftakt gemacht. Wir sprechen über Si-
cherheitspartnerschaft. Wir haben auch unsere Ein-
richtung Polizei/Landesamt dabei, und ich glaube,
dass wir über diesen Weg der direkten Kontakte und
der  direkten  Ansprache  auch  dazu  beitragen,  dass
sich dieses Verhältnis verbessert.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage? – Bitte
sehr!

Abg. Frau Motschmann (CDU): Herr Senator, wie
beurteilen Sie den Wunsch der Muslime, zu einem
Staatsvertrag zu kommen, beziehungsweise wie kann

man das in Gesprächen strukturieren, die analog zur
Islamkonferenz  in  Berlin  stattfinden?  Sie  haben  es
selbst gesagt, sie reicht nicht aus, wir müssen es auf
Bremen herunterbrechen. Wie kann dieser Prozess in
Zukunft aussehen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Ich bitte um Verständnis dafür,
dass ich es mir nicht anmaße, heute darüber zu dis-
kutieren. Erstens bin ich als Vertreter des Innenres-
sorts nicht zuständig für diese Frage, und zweitens
ist das eine hochkomplizierte Sache, die man nicht
einmal so im Rahmen einer Fragestunde beantwor-
ten kann.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr, Frau Dr. Mohammadzadeh!

Abg. Frau Dr. Mohammadzadeh (Bündnis 90/Die
Grünen): Herr Senator, ist Ihnen bekannt, dass der
angesprochene Bericht sich auf den 3. Oktober 2009,
den Tag der Deutschen Einheit beziehungsweise den
Tag der offenen Moscheen, bezieht, wo der Vorsitzende
der Schura, Herr K., hauptberuflich, sozusagen als Dol-
metscher, die ganze Veranstaltung gedolmetscht hat?
Er hat das ja auch in einer Presseerklärung bekannt
gegeben. Ist Ihnen das bekannt?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Ja, das ist mir nicht nur bekannt,
sondern ich habe auch mit dem Vorsitzenden selbst
darüber gesprochen. Die Ausführungen in diesem Be-
richt sind wahrheitsgemäß, aber sie geben durchaus
Anlass zu Irritationen. Wir haben dies in einem ge-
meinsamen Gespräch ausgeräumt.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Mohammadzadeh (Bündnis 90/Die
Grünen): Ist Ihnen auch bekannt, dass die Schura nicht
nur zu Islamophobie Stellung bezogen und eine Pres-
seerklärung herausgegeben hat, sondern auch zu
anderen Themen, zum Beispiel vor Kurzem auch zum
Thema Zwangsverheiratung, und dass sie mit den 18
Verbänden, 18 Mitgliedern eine Position gegen Zwangs-
verheiratung ausgesprochen haben?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Ihre Frage kann ich nur mit Ja
beantworten. Diese Sachen sind uns bekannt, wir ver-
folgen das mit großer Aufmerksamkeit, und gerade
dies bestärkt uns darin, dass es richtig ist, diesen Dia-
log zu suchen.
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Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr, Herr Tschöpe!

Abg. Tschöpe (SPD): Herr Senator, wie bewerten
Sie, dass im Rahmen des von Ihnen skizzierten kri-
tisch-konstruktiven Dialogs mit dem Islam die Isla-
mische Förderation Bremen anlässlich ihres 20-jäh-
rigen Bestehens alle Fraktionen der Bremer Bürger-
schaft und den Senat eingeladen hat, an der Feier-
stunde  teilzunehmen,  und  an  der  Feierstunde  fünf
Abgeordnete, ein Ortsamtsleiter, ein ehemaliger Bür-
germeister  und  der  Polizeipräsident  teilgenommen
haben?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Jedenfalls war das Innenressort
damit vertreten!

(Heiterkeit)

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Tschöpe (SPD): Ich entnehme dem, dass Sie
das begrüßen. Könnte man aus dieser Veranstaltung
den Schluss ziehen, dass die Islamische Föderation
Bremen als Teil der islamischen Gemeinde in Bre-
men sich um den Dialog bemüht und die demokra-
tischen Kräfte in dieser Gesellschaft diesen Dialog
auch annehmen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Ja! Deswegen treffen wir uns im
Rathaus, und wir haben verabredet, dass wir diesen
Dialog in den nächsten Monaten auf Landesebene
fortsetzen, und wir werden uns ebenso natürlich auch
intensiv an der bundesweiten Islamkonferenz betei-
ligen.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die vierte Anfrage betrifft die diskriminierungs-
freie Bewerber-/Bewerberinnnenauswahl durch ano-
nyme Lebensläufe. Die Anfrage ist unterschrieben
von den Abgeordneten Frau Mahnke, Frau Arnold-
Cramer, Tschöpe und Fraktion der SPD.

Bitte, Frau Mahnke!

Abg. Frau Mahnke (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie bewertet der Senat für Bewerbungs-
verfahren anonymisierte Lebensläufe, wie sie in den
USA längst üblich sind und in Frankreich nun intensiv
erprobt werden sollen, um bei der Bewerber- bezie-
hungsweise Bewerberinnenauswahl Diskriminierun-
gen wegen Alter, Herkunft oder Geschlecht zu ver-
meiden?

Zweitens: Welche Möglichkeiten sieht der Senat,
Bewerbungen ohne Foto sowie ohne Angabe von Na-
men, Alter, Geschlecht und Adresse in Bewerbungs-
verfahren des öffentlichen Dienstes zu berücksich-
tigen?

Drittens: Wie beurteilt der Senat die Chance, an-
onymisierte Lebensläufe zum Standard für Bewerbun-
gen um Arbeitsstellen zu machen?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Frau Bürgermeisterin Linnert.

Bürgermeisterin Linnert: Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Für den Senat be-
antworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Der Senat verfolgt die derzeit noch
kontroverse Diskussion um die Wirksamkeit entper-
sonalisierter Lebensläufe gegen mögliche Diskrimi-
nierungen  und  die  diesbezüglichen  Praxistests  in
Frankreich, Großbritannien, der Schweiz und ande-
ren Ländern. Der Senat wendet sich gegen jede Form
der Diskriminierung im Arbeitsleben und wird auch
anonymisierte Lebensläufe und Bewerbungen berück-
sichtigen, wenn sich diese Methode als wirksam und
praxistauglich erweisen sollte.

Allerdings kann das Instrument auch der vom Se-
nat betriebenen Personalpolitik, die zum Beispiel die
Förderung von Menschen mit Migrationshintergrund,
die bevorzugte Einstellung von schwerbehinderten
Menschen und eine gezielte Frauenförderung ein-
schließt, entgegenstehen, wenn in einer frühen Phase
eines Auswahlverfahrens  vollständig  auf  die  Kennt-
nis  persönlicher Merkmale der Bewerberinnen und
Bewerber verzichtet wird. Insofern werden gegen das
Instrument  entpersonalisierter  Lebensläufe  von  der
personalwirtschaftlichen Praxis auch ernstzunehmen-
de Gegenargumente angeführt.

Zu Frage 2: Zurzeit wird geprüft, ob ein standar-
disiertes Bewerbungs-Online-Verfahren für alle Dienst-
stellen im bremischen öffentlichen Dienst eingeführt
werden kann. Im Rahmen eines solchen Verfahrens
könnte den Dienststellen die Möglichkeit eröffnet wer-
den, anonymisierte Bewerbungen annehmen zu kön-
nen.

Zu Frage 3: Die Antwort auf die Frage, ob anony-
misierte Lebensläufe zum Standard für Bewerbun-
gen um Arbeitsplätze werden, hängt von den Erfah-
rungen  und  Erkenntnissen  ab,  die  die  erwähnten
Praxistests in verschiedenen europäischen Ländern
erbringen werden. Gegenwärtig vermag der Senat
dazu keine Prognose abzugeben. – Soweit die Ant-
wort des Senats!

Präsident Weber: Zusatzfragen liegen nicht vor.

Die fünfte Anfrage wurde inzwischen zurückge-
zogen.
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Die sechste Anfrage trägt die Überschrift „Video-
aufzeichnungen zur Überwachung des Straßenver-
kehrs“. Die Anfrage ist unterschrieben von den Ab-
geordneten Öztürk, Fecker, Dr. Güldner und Frakti-
on Bündnis 90/Die Grünen.

Bitte, Herr Öztürk!

Abg. Öztürk (Bündnis 90/Die Grünen): Wir fragen
den Senat:

Erstens: Auf welcher rechtlichen Grundlage wer-
den Videoaufzeichnungen des Verkehrsgeschehens
erstellt, und wie werden dabei der Datenschutz und
das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung
der Betroffenen eingehalten?

Zweitens: Wann schafft der Senat eine gesetzliche
Grundlage, um den Datenschutz und das Grundrecht
auf informationelle Selbstbestimmung der Betroffe-
nen zu wahren, und wie wird diese gesetzliche Grund-
lage aussehen?

Drittens: Wie gewährleistet der Senat die Sicher-
stellung des Datenschutzes und des Grundrechts auf
informationelle Selbstbestimmung der Betroffenen in
Bezug auf die Videoüberwachung des Straßenver-
kehrs, solange es noch keine gesetzliche Grundla-
ge dafür gibt?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Mäurer.

Senator Mäurer: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Zu den Fragen 1 bis 3: Videoaufzeichnungen im
Straßenverkehr werden in der Stadt Bremen durch
das Amt für Straßen und Verkehr und die Polizei Bre-
men gefertigt. Das Amt für Straßen und Verkehr er-
stellt ausschließlich mit den Kameras des Hemelin-
ger Tunnels Videoaufzeichnungen des Verkehrsge-
schehens.

Der Einsatz der Videoanlagen im Bereich des Tun-
nels und die damit verbundene Videoaufzeichnung
werden auf Grundlage der Straßenverkehrsordnung
in Verbindung mit den bundeseinheitlichen „Richt-
linien für die Ausstattung und den Betrieb von Stra-
ßentunneln“ durchgeführt. Diese Richtlinie ist Grund-
lage für den Betrieb des Tunnels und fordert die Auf-
zeichnung der Bilder, um die Verkehrssicherheit auf-
rechtzuerhalten und im Störfall eine spätere Analy-
se der Ursachen durchführen zu können. Der Einsatz
der Kameras wurde mit der Datenschutzbeauftrag-
ten abgestimmt. Die Aufzeichnungen werden nach
fünf Tagen automatisch gelöscht.

Die Polizei Bremen fertigt Videoaufzeichnungen zur
Verfolgung von schwerwiegenden Ordnungswidrig-
keiten und Straftaten im Straßenverkehr mit entspre-

chend  ausgerüsteten  Streifenfahrzeugen  an.  Dabei
liegt stets ein konkreter Tatverdacht vor. Aufzeich-
nungen zur Verdachtsgewinnung werden nicht ge-
fertigt. Die Aufzeichnungen werden, soweit es sich
um Ordnungswidrigkeiten handelt, auf der Grund-
lage des Paragrafen 46 Absatz 1 OWiG in Verbindung
mit Paragraf 100 h StPO gefertigt. Bei Straftaten er-
gibt sich die Rechtsgrundlage unmittelbar aus Para-
graf 100 h StPO. – Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!

Abg. Öztürk (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Se-
nator, ich hatte in der Antwort Folgendes vermisst:
Es gab ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom
11. August 2009 mit dem Aktenzeichen 2 BvR 941/08,
in dem explizit darauf hingewiesen wurde, dass Per-
sönlichkeitsrechte  und  Verfassungsrechte  entspre-
chend gewahrt werden müssen, dass also, wenn Vi-
deoaufzeichnungen  stattfinden,  die  den  Verkehrs-
fluss überwachen, und Ordnungswidrigkeiten fest-
gestellt werden, diese nicht verfolgt werden dürfen.
Entsprechend hat ja gerade auch das Oberlandesge-
richt Oldenburg Anfang Dezember mit dem Akten-
zeichen Ss Bs 186/09 entschieden, dass Persönlich-
keitsrechte und Verfassungsrechte gewahrt werden
müssen. Inwieweit wird der Senat unverzüglich hier
eine gesetzliche Grundlage schaffen, um das auch
im Bundesland Bremen umzusetzen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Ich bin der Meinung, wir haben
hier in diesen beiden Fällen eine ausreichende recht-
liche Grundlage. Es kommt darauf an zu differenzie-
ren, was Sie diskutieren. Die Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts ist zutreffend, aber sie trifft
nicht in unseren Fällen zu. Wir haben hier eine Son-
derregelung für den Bereich der Tunnels. Ich halte
das für eine sehr sinnvolle Regelung. Ich glaube, wir
müssen nicht über den Unfall im St.-Gotthard-Tun-
nel diskutieren. Jeder weiß, dass Tunnel extrem ge-
fährlich sind, wenn dort etwas passiert. Diese Kamera
dient nicht der Erfassung der dort hindurch fahren-
den Fahrzeuge, sondern sie dient allein dem Schutz
vor Unfällen. Das ist die eine Rechtsgrundlage.

Dann  haben  wir  die  Strafprozessordnung.  Diese
bildet die Rechtsgrundlage für unsere Polizei, die bei
konkreten Vorgängen in der Tat in der Lage ist auf-
zuzeichnen, wenn jemand zu dicht auffährt oder bei
Rot über die Ampel fährt. Das sind aber keine Kame-
ras in der Form, wie Sie das beschrieben haben, die
Ausgangspunkte für die Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts gewesen sind. Dabei geht es da-
rum, dass hier der gesamte Verkehr erfasst und auf-
gezeichnet wird, ohne dass ein konkreter Anlass be-
steht.
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Unsere Fälle sind ganz anders. Wie gesagt, auf der
einen Seite ist es eine Spezialgesetzgebung, auf der
anderen  Seite  ist  das  polizeiliche  Handeln  auf  die
Strafprozessordnung gestützt.

Es gibt vielleicht noch eine dritte Variante, die Sie
im Auge haben. Wir haben an einigen Stellen in dieser
Stadt Kameras installiert, an der Hochstraße zum Bei-
spiel, wenn man aus der Stadt hinausfährt in Rich-
tung Oldenburg. Diese Kameras haben die Beson-
derheit, dass sie in der Tat dazu in der Lage sind, das
Verkehrsgeschehen zu beobachten, aber sie geben
keine Auskunft über die einzelnen Kraftfahrzeuge,
auch die Ziffern des Nummernschildes sind nicht er-
kennbar. Insofern brauchen wir diese Einrichtungen,
um auch einfach dann für Polizei, Feuerwehr sicher
zu sein, dass wir sie nicht, wenn sie gerufen werden,
in Bereiche hineinführen, wo kein Durchkommen
mehr besteht. Ich halte es für hoch sinnvoll, dass man
weiß, wo es Probleme in dieser Stadt gibt. Das hat
aber, wie gesagt, nichts mit dem Schutz des Einzel-
nen zu tun. Hier wird kein Persönlichkeitsrecht tan-
giert,  sondern  hier  geht  es  wirklich  nur  darum  zu
schauen, wo es Verkehrsfluss gibt und wo sich der
Verkehr staut.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Öztürk (Bündnis 90/Die Grünen): Damit ich
Sie nicht missverstehe, Herr Senator, sprich: Wenn
jetzt Videoaufzeichnungen stattfinden zum Überwa-
chen des Verkehrsflusses, sei es im Tunnel oder auf
der Hochstraße, und Menschen dort mit ihrem Fahr-
zeug eine Ordnungswidrigkeit begehen, wird diese
nicht geahndet werden. Trifft das zu?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Nein! Wie gesagt, im Tunnelbe-
reich ahnden wir gar nichts. Dort geht es nur darum
zu verhindern, dass dort Unfälle passieren und dass
man, wenn etwas passiert, zu spät kommt. Dort, wo
die Polizei im Einzelfall dann in der Tat Kameras ein-
setzt, liegen meistens ganz konkrete Tatbestände vor,
die dies auch rechtfertigen. Wir haben in Bremen kei-
ne Kameras, die generell alles aufzeichnen, um dann
zu schauen, ob dort nun eine Ordnungswidrigkeit oder
ein Straftatbestand vorliegen.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die siebte Anfrage, die sich auf den Verein Deut-
sche Kinderhilfe e. V. bezieht, wurde inzwischen von
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zurückgezogen.

Die achte Anfrage trägt die Überschrift „Auswir-
kungen  der  Änderung  der  Bedarfsplanungs-Richt-
linie (Quotenregelung psychotherapeutische Versor-
gung von Kindern und Jugendlichen) auf die Ver-

sorgung im Lande Bremen“. Die Anfrage ist unter-
schrieben  von  den  Abgeordneten  Frau  Dr.  Mohr-
Lüllmann, Röwekamp und Fraktion der CDU.

Bitte, Frau Kollegin Dr. Mohr-Lüllmann!

Abg. Frau Dr. Mohr-Lüllmann (CDU): Wir fragen
den Senat:

Erstens: Welche Auswirkungen hat der Beschluss
des Gemeinsamen Bundesausschusses über eine Än-
derung der Bedarfsplanungs-Richtlinie auf die psy-
chotherapeutische Versorgung von Kindern und Ju-
gendlichen im Lande Bremen?

Zweitens: Wie hoch liegt der derzeitige Versor-
gungsanteil der psychotherapeutischen Leistungser-
bringer, die ausschließlich Kinder und Jugendliche
versorgen, in den einzelnen Planungsbereichen der
Bezirke der Kassenärztlichen Vereinigung Bremen?

Drittens: Wie gestaltet sich die derzeitige regionale
Verteilung der psychotherapeutischen Versorgung von
Kindern und Jugendlichen in Bremerhaven und Bre-
men-Nord im Vergleich zu den restlichen Regionen
Bremens?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Frau Senatorin Rosenkötter.

Senatorin Rosenkötter: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Für den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt:

Zu den Fragen 1 bis 3: Die bundeseinheitliche Be-
darfsplanungs-Richtlinie orientiert sich bei der Ab-
grenzung der Planungsbereiche an den Grenzen der
Stadt- und Landkreise. Im Bezirk der Kassenärztli-
chen Vereinigung Bremen waren daher die Planungs-
bereiche Stadtgemeinde Bremen und Stadtgemein-
de Bremerhaven einzurichten. Bremen-Nord ist kein
eigenständiger Planungsbereich, sondern gehört zum
Planungsbereich der Stadtgemeinde Bremen.

Die von der Kassenärztlichen Vereinigung Bremen
und den Krankenkassen gebildeten Zulassungsbe-
zirke entsprechen den Planungsbereichen. Die Zu-
lassungsausschüsse haben auf den Ort der Nieder-
lassung ärztlicher oder psychologischer Leistungser-
bringer innerhalb des Zulassungsbezirks lediglich ge-
ringen Einfluss. Leistungserbringer mit einer Doppel-
zulassung als Psychotherapeuten wie auch als Kinder-
und  Jugendlichen-Psychotherapeuten  werden  mit
einem Faktor von 0,5 den Kinder- und Jugendlichen-
Psychotherapeuten zugerechnet. Vor diesem Hinter-
grund sind die nachfolgenden Zahlen zu verstehen,
die  von  der  Kassenärztlichen  Vereinigung  Bremen
zur Verfügung gestellt wurden und sich auf den Stand
1. Oktober 2009 beziehen.

Im Planungsbereich der Stadtgemeinde Bremerha-
ven sind aktuell 0,5 Kinder- und Jugendlichen-Psy-
chotherapeuten zugelassen. Durch die Änderung der
Bedarfsplanungs-Richtlinie ergibt sich eine mögliche
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Zulassung von weiteren 7,5 Kinder- und Jugendli-
chen-Psychotherapeuten.  Im  Planungsbereich  der
Stadtgemeinde Bremen sind danach aktuell 38,5 Kin-
der- und Jugendlichen-Psychotherapeuten zugelas-
sen,  davon  ein  Leistungserbringer  in  Bremen-Nord.
Künftig wird eine Zulassung von weiteren 4,5 Kin-
der- und Jugendlichen-Psychotherapeuten im gesam-
ten Planungsbereich der Stadtgemeinde Bremen mög-
lich sein. Ob und in welchem Umfang die neuen Zu-
lassungsmöglichkeiten  tatsächlich  genutzt  werden
und wie sich neu zugelassene Leistungserbringer auf
die einzelnen Stadtteile innerhalb der Planungsbe-
reiche verteilen werden, ist derzeit laut Auskunft der
Kassenärztlichen Vereinigung Bremen nicht abzuse-
hen. – Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Frau Dr. Mohr-Lüllmann, haben
Sie eine Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Mohr-Lüllmann (CDU): Haben Sie
Erkenntnisse darüber, in welchen Stadtteilen in Bre-
men Wartelisten für diesen speziellen Bereich exis-
tieren oder ob man von Unterversorgung sprechen
kann?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Rosenkötter: Also, Wartelisten sind mir
jetzt im Einzelnen nicht bekannt, aber ich gehe davon
aus, dass es Wartelisten geben kann.

Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Mohr-Lüllmann (CDU): Können Sie
eine Einschätzung darüber geben, ob es schon erste
Ausschreibungen gibt?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Rosenkötter: Ich will einmal Folgendes
sagen: Es ist ja ein Verfahren, das an erster Stelle von
der Kassenärztlichen Vereinigung zu führen ist, die
dieses Verfahren auch in der Hand hat. Allerdings
will ich auch sagen, dass es im Grunde ein Unding
ist, dass wir gerade dort, wo eine Versorgung wich-
tig wäre, die wenigsten Praxen wiederfinden.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Frau Dr. Mohr-Lüllmann, haben
Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Mohr-Lüllmann (CDU): Eine noch!
Wie weit würden Sie sich einbringen und auf die Um-
setzung der Beschlüsse des GB-A achten?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Rosenkötter: Natürlich sind wir als Auf-
sichtsbehörde immer nicht nur verpflichtet, sondern
sehen es natürlich als unsere Aufgabe an, hier die
Umsetzung auch zu begleiten und einzufordern. Ich
glaube, hier ist es ein richtiger Weg, den Bundesge-
sundheitsminister und auch den GB-A noch einmal
darauf hinzuweisen, dass das möglicherweise durch
diese Neuregelung auch zu Problemen führen kann.
Die Handlungsmöglichkeit und -notwendigkeit lie-
gen hier ganz klar beim Bundesgesetzgeber.

Präsident Weber: Frau Senatorin, eine weitere Zu-
satzfrage der Abgeordneten Frau Schmidtke! – Bit-
te, Frau Kollegin!

Abg. Frau Schmidtke (SPD): Frau Senatorin, ist es
richtig, dass Bremen-Nord bei einer anderen Berech-
nungsgrundlage – Bremen-Nord zählt nicht zu Bre-
men-Stadt, sondern als eigenständige Gemeinde oder
Stadt – deutlich unterversorgt ist?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Rosenkötter: Das ist eine hypothetische
Frage. Das heißt, der Ansatz muss da sein, wo es um
die Planungsbereiche geht, und das ist eine bundes-
gesetzliche und GB-A-Aufgabe. Ich gebe Ihnen recht,
dass es dort, so wie es sich derzeit darstellt – und das
habe ich auch gesagt – Bereiche gibt, die nicht aus-
reichend mit diesen Möglichkeiten versorgt sind und
ich mir wünschen würde, dass die Gelegenheit, die
ja da ist, auch diese Bereiche, Stadtteile und Stadt-
gebiete mit Praxen zu versorgen, genutzt wird. Die
Möglichkeit ist grundsätzlich vorhanden. Es muss kei-
ne Ballung in anderen Stadtteilen geben.

Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Schmidtke (SPD): Frau Senatorin, kön-
nen Sie die Feststellungen und Behauptungen von
betroffenen Eltern nachvollziehen, die sagen, wenn
ich aus Bremen-Nord mit meinem therapiebedürfti-
gen Kind den Weg in eine in Bremen-Stadt befindli-
che Praxis fahre, ist mein Kind nicht mehr therapie-
fähig, aber ich bin therapiebedürftig?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Rosenkötter: Das ist jetzt ein bisschen
weiter gedacht. Ganz generell sage ich, es ist not-
wendig, dass wir eine andere Verteilung auf das Stadt-
gebiet bekommen. Wir haben eine freie Niederlas-
sungswahl der Ärzte, und ich würde mir wünschen,
dass es eine andere Verteilung gibt.

Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!
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Abg. Frau Schmidtke (SPD): Ich fasse es in andere
Worte, was ich eben etwas polemisch gesagt habe,
darum auch mein Lächeln. Es ist doch aber sicherlich
auch  Ihre  Meinung,  dass  die  sich  niederlassenden
Therapeuten und Ärzte mit berücksichtigen sollten,
dass  möglichst  kurze  Wege  zwischen  Patient  und
Praxis zurückzulegen sind, auch um einen guten The-
rapieerfolg zu ermöglichen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Rosenkötter: Ich teile Ihre Auffassung.
Mir ist wichtig, dass die Menschen und insbesondere
die jungen Menschen, die Unterstützung und Hilfe
brauchen, sie auch möglichst vor Ort erhalten kön-
nen.

Präsident Weber: Frau Senatorin, weitere Zusatz-
fragen liegen nicht vor.

Die neunte Anfrage in der Fragestunde befasst sich
mit dem Thema „Drogen am Steuer“. Die Anfrage
trägt die Unterschriften der Abgeordneten Hinners,
Röwekamp und Fraktion der CDU.

Bitte, Herr Kollege Hinners!

Abg. Hinners (CDU): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie hat sich die Zahl der wegen Betäu-
bungsmittelkonsums auffällig gewordenen Fahrzeug-
führer in den letzten fünf Jahren landesweit entwi-
ckelt?

Zweitens: Welche Rauschmittel wurden nachge-
wiesen, und welche Entwicklung gibt es hinsichtlich
der Substanzen?

Drittens: Welche Maßnahmen werden ergriffen,
wenn die Polizei bei einem Fahrzeugführer den Dro-
genkonsum festgestellt hat, und wie lange dauert es,
bis Sanktionen erfolgen beziehungsweise eine Eig-
nungsüberprüfung durchgeführt wird?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Mäurer.

Senator Mäurer: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Die Zahl der festgestellten Fahrzeug-
führer unter Einfluss von Betäubungsmitteln ist seit
2004 gestiegen. Im Jahr 2004 waren es 430, im Jahr
2005  394, im Jahr 2006  455, im Jahr 2007  522 und
im Jahr 2008  547 Fälle. Die Zahlen für 2009 liegen
noch nicht vor.

Zu Frage 2: In Bremen wurden bereits sämtliche
Rauschmittel, die in der Anlage zum Paragrafen 24 a
StVG benannt sind, nachgewiesen. Darüber hinaus
wurden auch verschiedene Drogenersatzstoffe fest-
gestellt. Die mit über 90 Prozent aller Verdachtsfälle
häufigste Droge ist in jedem Jahr der in Cannabis ent-

haltene Wirkstoff THC. In den Jahren 2004 und 2005
war die zweithäufigste Drogenart Ecstasy; seit 2006
ist dies Kokain.

Zu Frage 3: Durch die Polizei werden im Falle des
Verdachts einer Fahrt unter Drogeneinfluss folgen-
de Maßnahmen durchgeführt: Es wird ein Ermittlungs-
verfahren  eingeleitet  und  die  Durchführung  einer
Blutentnahme angeordnet. Beim Verdacht einer Straf-
tat wird zur Vorbereitung der Einziehung der Füh-
rerschein sichergestellt oder beschlagnahmt. In je-
dem Fall erfolgt eine Mitteilung an die Fahrerlaub-
nisbehörde, welche zeitnah nach Eingang des Ergeb-
nisses der Blutuntersuchung über die Entziehung der
Fahrerlaubnis oder die Anordnung einer MPU ent-
scheidet. Die Verfahrensdauer eines möglichen Straf-
verfahrens ist statistisch nicht gesondert auszuwei-
sen. – Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Herr Kollege Hinners, haben Sie
eine Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Herr Senator, werden von der
Polizei systematische Kontrollen hinsichtlich des Dro-
genkonsums im Straßenverkehr durchgeführt?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Wenn Sie sich die Zahlen anschau-
en, dann sieht man, glaube ich, dass beides zusam-
mengeht. Einerseits ist mit Sicherheit natürlich auch
ein verstärkter Konsum festzustellen. Andererseits
spricht die hohe Zahl der ermittelten Fälle dafür, dass
hier hingeschaut wird und die Polizei ihre Aufgabe
ernst nimmt.

Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Gibt es eine spezielle Aus-
bildung für Polizeivollzugsbeamte, insbesondere im
Einsatzdienst zum Erkennen von Drogen im Straßen-
verkehr?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Ja! Das ist ja kein neues Thema,
sondern damit ist die Polizei in Bremen schon seit vie-
len Jahren beschäftigt. Die Erfahrungen im Viertel
und auch an anderen Stellen zeigen, dass die Beamten
dies erkennen und damit sehr gewissenhaft umge-
hen.

Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Welche Verhaltensweisen sind
typisch  für  einen  Straßenverkehrsteilnehmer  unter
Drogeneinfluss?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!
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Senator Mäurer: Ich kann es nicht genau beschrei-
ben, aber ich vermute, dass er möglicherweise zu
schnell und vielleicht in Schlangenlinien fährt oder
dass er auffährt. Ich denke schon, dass die Kollegen
vor Ort einen Blick dafür haben, wer auffällig ist, und
die große Zahl der Erfassungen spricht auch dafür,
dass dies hier verfolgt wird. Man muss natürlich auch
sehen, dass sich der Markt verändert hat. Dass Ko-
kain heute so eine große dominierende Rolle spielt,
hängt natürlich auch damit zusammen, dass sich die
Preise in den letzten Jahren, glaube ich, fast halbiert
haben und damit offensichtlich auch die Möglichkeit
besteht, mehr davon zu konsumieren.

Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg.  Hinners  (CDU):  Ja,  eine  letzte!  Gibt  es
Schwierigkeiten oder Probleme bei der Beweisfüh-
rung nach dem Drogenkonsum im Straßenverkehr?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator  Mäurer:  Durch  eine  Blutuntersuchung
kann man definitiv nachweisen, welcher Stoff genom-
men wurde. Insofern ist das kein Thema.

Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Doch noch eine Nachfrage:
Diese Blutuntersuchung kann ja aber nur im Nach-
hinein im Labor beziehungsweise im Krankenhaus
durchgeführt werden. Wie sieht denn die Möglich-
keit vor Ort aus, wenn der Fahrzeugführer angehal-
ten wird?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Ich denke, dass man es nicht dabei
bewenden lassen kann, ihm in die Augen zu schau-
en. Wenn erkennbar ist, dass er unter Drogen steht,
muss diese Untersuchung durchgeführt werden, um
dann auch sichere Beweismittel zu haben.

Präsident Weber: Herr Kollege Hinners, haben Sie
eine weitere Zusatzfrage?

Herr Senator, eine weitere Zusatzfrage des Abge-
ordneten Öztürk! – Bitte, Herr Kollege!

Abg. Öztürk (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Se-
nator, gibt es einen Unterschied zwischen Alkohol und
Drogen am Steuer, oder wie verhält sich das? Haben
Sie vielleicht Vergleichszahlen, wie viele Fälle mit
Alkohol am Steuer in dem genannten Zeitraum, den
auch Herr Hinners angesprochen hat, vorliegen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Wir beantworten generell nur die
an den Senat gestellten Anfragen, und hier war die
Frage nach Rauschmitteln. Man kann natürlich darü-
ber streiten, ob die Unterschiede wirklich so groß sind,
dass man auf der einen Seite die Alkoholfahrt hat und
sie strikt von der Fahrt trennt, die im Zustand von Ko-
kaingenuss vorgenommen wird, aber das ist mehr eine
gesellschaftspolitische Wertentscheidung. Nach den
Gesetzen, und die verfolgen wir hier, ist klar: Rausch-
mittel sind nur Heroin, Kokain, Cannabis und ande-
re, aber Alkohol nicht.

Präsident Weber: Herr Kollege Öztürk, haben Sie
eine weitere Zusatzfrage?

Herr  Senator,  weitere  Zusatzfragen  liegen  nicht
vor.

Die zehnte und damit letzte Anfrage steht unter dem
Betreff „Eigenes Kfz-Kennzeichen für die Seestadt
Bremerhaven“. Die Anfrage ist unterzeichnet von dem
Abgeordneten Timke.

Bitte, Herr Kollege!

Abg. Timke (BIW): Ich frage den Senat:

Erstens: Gibt es vonseiten des Senats Bedenken
gegen die Einführung eines eigenen Kfz-Kennzei-
chens mit dem Unterscheidungskennzeichen BHV für
die Seestadt Bremerhaven?

Zweitens: Wenn ja, welche Bedenken sind das?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwortet
von Herrn Senator Dr. Loske.

Senator Dr. Loske: Herr Präsident, verehrte Abge-
ordnete! Für den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Zu Frage 1: Im Rahmen der durch Artikel 28 des
Grundgesetzes garantierten kommunalen Selbstver-
waltung haben die zuständigen Organe, in diesem
Fall die Stadtverordnetenversammlung und der Ma-
gistrat – –.

(Unruhe)

Präsident Weber: Entschuldigung, Herr Senator!
Ich stelle bei diesem Thema Unruhe fest. Bitte, Herr
Senator!

Senator Dr. Loske: Ich fange noch einmal von vorn
an! Zu Frage 1: Im Rahmen der durch Artikel 28 des
Grundgesetzes garantierten kommunalen Selbstver-
waltung  haben  die  zuständigen  Organe,  in  diesem
Fall die Stadtverordnetenversammlung und der Ma-
gistrat der Stadt Bremerhaven, am 11. November 1999
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entschieden,  das  Kennzeichen  HB  beizubehalten.
Diese Entscheidung gilt und wird vom Senat respek-
tiert.

Zu Frage 2: Siehe zu Frage 1! – Soweit die Antwort
des Senats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!

Abg. Timke (BIW): Habe ich Sie richtig verstan-
den, dass Sie keinerlei Bedenken gegen die Einfüh-
rung haben?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Loske: Wir als Senat respektieren die
kommunale  Selbstverwaltung  und  mischen  uns  in
diese Angelegenheit nicht ein.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Timke (BIW): Der Magistrat hat auf eine An-
frage der BIW am 23. September 2009 beschlossen,
dass eine Einführung gegebenenfalls nur mit Einver-
ständnis des Senators, also von Ihnen, erfolgen könnte.
Deswegen noch einmal meine Frage: Bestehen Ih-
rerseits Bedenken?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Loske: Ich glaube, ich muss den Bür-
gern in Wut noch einmal erklären, wie das Verfah-
ren läuft. Änderungen von Kennzeichen können nur
durch eine Änderungsverordnung zur Fahrzeugzu-
lassungsverordnung mit Zustimmung des Bundesrats
von der Bundesregierung vorgenommen werden. Die
Buchstaben der Unterscheidungszeichen der Kenn-
zeichen werden grundsätzlich entweder aus dem Orts-
namen der Zulassungsstelle oder bei Verwaltungs-
bezirken mit Landschaftsnamen oder Doppelnamen
aus dem Namen des Verwaltungsbezirks entnommen.
Bei der Festlegung der Unterscheidungszeichen rich-
tet sich das Bundesministerium für Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung, also die zuständige Stelle, vor ei-
ner Initiative zur Änderung der FZV, das war die Fahr-
zeugzulassungsverordnung,  nach  den  Vorschlägen
der obersten Landesbehörde.

Die oberste Landesbehörde wiederum berücksichtigt
die Vorschläge der gewählten kommunalen Organe.
Im Rahmen der durch Artikel 28 Grundgesetz garan-
tierten  kommunalen Selbstverwaltung haben die Or-
gane – in diesem Fall die Stadtverordnetenversamm-
lung  und  der  Magistrat  der  Stadt  Bremerhaven  –
aber entschieden, das Kennzeichen HB beizubehal-
ten. Diese Entscheidung wird  von  der  obersten  Lan-
desbehörde  respektiert. Eine Weisungsbefugnis des
Senators für Umwelt, Bau, Verkehr und Europa ist
im Rahmen des Artikels 28 Grundgesetz nur sehr ein-

geschränkt gegeben, manchmal noch eingeschränk-
ter, und die wollen wir nicht wahrnehmen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage des Ab-
geordneten Tittmann!

Abg. Tittmann (parteilos): Herr Senator, sehe ich
das richtig, wenn die Stadtverordnetenversammlung
beschließen würde, ein dementsprechendes Kenn-
zeichen einzuführen, würden Sie das als Land un-
terstützen? Da Sie ja nun die Entscheidung der Stadt-
verordnetenversammlung  respektieren,  würde  ich
dann auch sagen, dass Sie das unterstützen, oder wie
sehen Sie das?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Loske: Es geht nicht um meine Unter-
stützung, es geht um die kommunale Selbstbestim-
mung. Die Stadt Bremerhaven befindet selbst darüber.

(Abg. T i t t m a n n  [parteilos]: Dann nehme
ich das wohlwollend zur Kenntnis! Danke!)

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Damit ist der Tagesordnungspunkt 1 der Tagesord-
nung erledigt.

Aktuelle Stunde

Für die Aktuelle Stunde ist von den Abgeordne-
ten Frau Ziegert, Tschöpe und Fraktion der SPD und
den Abgeordneten Frau Schön, Dr. Güldner und Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen folgendes Thema bean-
tragt worden:

Einheitliches Angebot für Langzeitarbeits-
lose erhalten – Zerschlagung von BAgiS und

Argen verhindern!

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin Ro-
senkötter.

Die Beratung ist eröffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Ziegert.

Abg. Frau Ziegert (SPD): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen!
Langzeitarbeitslose brauchen Hilfen aus einer Hand.
Leistungsgewährung, Förderung und Wiedereinglie-
derung von Langzeitarbeitslosen ist eine gemeinsa-
me Aufgabe von Bund, Ländern und Kommunen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)
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Organisiert wird dies gegenwärtig in den Arbeits-
gemeinschaften,  das  heißt,  hier  in  Bremen  in  der
BAgiS, in Bremerhaven in der ARGE Job-Center Bre-
merhaven. Insgesamt hat sich diese gemeinsame Auf-
gabenwahrnehmung bisher bewährt, sowohl in der
Arbeitsmarktpolitik als auch in der Leistungsgewäh-
rung. Wir – und vor allem ich – hätten uns aber eine
Weiterentwicklung genau in eine andere Richtung
gewünscht, als in die es jetzt zu gehen scheint, nämlich
eine noch stärkere Verzahnung der Arbeitsgemein-
schaften mit der Arbeitsmarktpolitik der Bundesagen-
tur für Arbeit, um hier eine bessere Abstimmung zwi-
schen SGB-II- und SGB-III-Bereich herbeizuführen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Weil das so ist, gab es, nachdem das Bundesver-
fassungsgericht im Dezember 2007 die bisherige Or-
ganisationsform der Arbeitsgemeinschaften für ver-
fassungswidrig erklärt und bis zur Behebung, bis zur
Neuorganisation,  eine  Frist  bis  Ende  2010  gesetzt
hatte, Einigkeit darüber, dass eine Lösung gefunden
werden muss, die eine Zerschlagung der Argen, näm-
lich eine strikte Trennung in Aufgabenwahrnehmung
des Bundes auf der einen Seite, der Kommunen auf
der anderen Seite verhindert. Ich darf daran erinnern,
dass auch wir uns in dieser Bürgerschaft im Juni 2008
– und zwar, soweit ich mich erinnere, parteiübergrei-
fend – einig gewesen sind, dass sich die Leistungs-
gewährung aus einer Hand, die Verknüpfung von ar-
beitsmarkt- und sozialpolitischen Ansätzen bewährt
hat und dass die dezentralen Handlungsmöglichkeiten
der Kommunen – und das war uns damals besonders
wichtig – in der regionalen Arbeitsmarktpolitik er-
halten bleiben müssen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wie ging es nun weiter? Die Bundesländer, und
zwar über die Parteigrenzen hinweg, haben sich im
Jahre 2008 auf das Modell der Zentren für Arbeit und
Grundsicherung geeinigt. Das bedeutet eine gemein-
same  Aufgabenwahrnehmung,  und  zwar  geschah
diese Einigung zusammen mit dem Bundesarbeits-
ministerium, die diese gemeinsame Aufgabenwahr-
nehmung  durch  eine  Mischverwaltung  durch  eine
Grundgesetzänderung absichert. Ich kann mich noch
sehr  genau  erinnern,  dass  der  Abgeordnete  Herr
Nestler damals in der Deputation ganz sicher war und
uns versichert hat, dass die CDU natürlich eine Grund-
gesetzänderung mitmachen würde. Dann verweigerte
sich aber die CDU-Fraktion in letzter Minute im Früh-
jahr 2009, als alles schon unter Dach und Fach schien,
dieser Grundgesetzänderung, und das obwohl sei-
nerzeit auch die Bundeskanzlerin Frau Merkel ihre
Unterstützung zugesagt hatte! Damit war klar, dass
vor der Bundestagswahl nichts mehr geschehen wür-
de, und damit war übrigens auch klar, dass dieser un-

zumutbare  Schwebezustand  und  der  enorme  Zeit-
druck, der auf die Arbeitsgemeinschaften zukommen
würde, fortbestehen würde.

Wir haben damals als Bremische Bürgerschaft noch
im März an die CDU-Bundestagsfraktion appelliert,
Vernunft walten zu lassen. Ich darf noch einmal in
Erinnerung rufen, was wir hier gemeinsam in einem
Antrag von Grünen, SPD und CDU beschlossen ha-
ben, da hieß es nämlich: „Die Bürgerschaft (Landtag)
fordert die Fraktion im Deutschen Bundestag auf, den
Vorschlag  zur  Neuordnung  der  Durchführung  des
SGB  II  des  Bundesministeriums  für  Arbeit  und  So-
ziales  sowie  aller  16  Bundesländer  noch  in  dieser
Legislaturperiode umzusetzen. Die geforderte Ver-
fassungsänderung zur Ermöglichung einer Mischver-
waltung zwischen Bund und Kommune sowie die ein-
zelgesetzlichen Regelungen zur Errichtung der Zen-
tren für Arbeit und Grundsicherung sollen unverzüg-
lich in ein Gesetzgebungsverfahren eingebracht wer-
den.“

Das war unser Beschluss, er hat ja nun aber be-
kanntlich nichts genützt. Ganz im Gegenteil, in ihrem
Koalitionsvertrag hat die neue Koalition aus CDU und
FDP gegen alle arbeitsmarktpolitische Vernunft, ge-
gen die Voten der zuständigen Fachminister, und ich
sage, letztlich auch gegen die Interessen der Lang-
zeitarbeitslosen  die  getrennte  Aufgabenwahrneh-
mung zementiert.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wie wenig wohl der zuständigen Ministerin – das
ist jetzt ja Frau von der Leyen – bei dieser Lösung
ist, zeigen ihre teilweise schon verzweifelten Appelle
Anfang  dieser  Woche  an  die  Kommunen  und  den
Bund, nun durch Kooperation doch noch das zu kit-
ten, was durch die künstliche Zerschlagung kaum
noch zu kitten ist. Was ich für uns auch wichtig und
interessant finde, ist: Nach den neuesten Plänen der
Bundesregierung,  nach  dem  Eckpunktepapier  aus
dem Bundesministerium werden die Kommunen wei-
testgehend in der Arbeitsmarktpolitik entmachtet,
würde ich sagen. Sie werden zu reinen Zahlstellen
degradiert, letztlich für kommunale Leistungen. Wie
weit das dann noch mit der ebenfalls vom Verfassungs-
gericht vorgeschriebenen eigenständigen Wahrneh-
mung der Aufgabenwahrnehmung vereinbar ist, sei
dahingestellt. Auch dieses neue Eckpunktepapier wirft
große verfassungsrechtliche Probleme auf, auch noch
an anderer Stelle.

Das Problem ist nur, wenn wir – Bremen und Bre-
merhaven – auf einer mehr eigenständigen Rolle be-
harren würden, wäre das für uns mit großen Kosten
und im Übrigen auch für die Langzeitarbeitslosen mit
einem Mehr an bürokratischem Aufwand verbunden.
Wer nun auf die Idee kommt zu sagen, dann ist es
doch ganz einfach, dann machen wir eben hier die
Optionskommune, alles aus einer Hand, nämlich kom-
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munal, dem sei nur gesagt, dass die Optionskommune
inzwischen auch nach einhelliger Auffassung – da
haben auch die Arbeits- und Sozialminister der CDU-
Länder eine entsprechende Forderung an die Bun-
desregierung  gestellt  –  ebenfalls  verfassungsrecht-
lich fragwürdig ist oder verfassungsrechtlich mit den
Anforderungen des Bundesverfassungsgerichts nicht
übereinstimmt. Deswegen haben die CDU-Länder ja
die Forderung gestellt, nun ebenfalls für die Absiche-
rung der Optionskommunen das Grundgesetz zu än-
dern. Im Übrigen wäre die Option mit Städten und
für Städte und Gemeinden mit hoher Arbeitslosigkeit
– und das sind wir, Bremen und Bremerhaven – mit
unabsehbaren finanziellen Risiken behaftet.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]:  Wie  steht
denn die SPD zu dieser Verfassungsände-

rung?)

Ich sage ganz klar, Optionen können wir uns nicht
leisten! Um nur einige Beispiele zu geben, was jetzt
diese getrennte Aufgabenwahrnehmung für die Ar-
beitslosen und die Kommunen bedeutet: Die Arbeits-
losen müssten aller Wahrscheinlichkeit nach zwei
verschiedene Stellen aufsuchen. Es heißt zwar, es kann
eine gemeinsame Anlaufstelle geben, aber dann wäre
nur der jeweilige Träger für die Beratung in seiner
eigenen Angelegenheit zuständig und könnte sonst
für  die  andere  Stelle  nur  Formulare  aushändigen.
Wahrscheinlich würden die Arbeitslosen zwei Beschei-
de bekommen. Sie müssten vor allem getrennte Klage-
und  Rechtswege  beschreiten,  und  das,  obwohl  die
Arbeits- und die Sozialgerichte jetzt schon über die
Überlastung durch die vielen Fälle im SGB-II-Bereich
klagen. Deswegen haben ja auch die Sozialrichter,
obwohl sie sich in der Vergangenheit nun wirklich
mit Kritik an den Arbeitsgemeinschaften zurückge-
halten haben, vor einer Zerschlagung gewarnt.

Wenn  man  das  Eckpunktepapier  des  Bundesar-
beitsministeriums in Einzelheiten durchliest, werden
die Befürchtungen aller Experten über die Folgen
einer Zerschlagung der Arbeitsgemeinschaften be-
stätigt, und ich zitiere hier nur beispielhaft den Chef
des Berliner WSI, Herrn Zimmermann, der sagt: „Zu
befürchten  sind  die  alten  Nebenwirkungen:  hohe
Organisationskosten, doppelte Verwaltungsapparate,
Reibungsverluste sowie Konfusion und Verwirrung
bei den betroffenen Langzeitarbeitslosen.“ Es gebe,
so sagt er, bildlich gesprochen zwei Tische unter ei-
nem Dach, aber nicht unter einer gemeinsamen Re-
gie. Da helfen auch gut gemeinte Appelle zur Zusam-
menarbeit nicht. Der Wissenschaftler Matthias Knuth
vom Bochumer Institut für Arbeit und Qualifikation,
der verschiedene Modelle der getrennten Aufgaben-
wahrnehmung untersucht hat, kommt zu dem Schluss,
und ich zitiere mit Erlaubnis des Präsidiums: „Egal
wie gut Kommunen und Arbeitsagenturen kooperie-
ren, das Risiko der Trennung können sie nicht über-
winden.“

Was wird eigentlich aus den Beschäftigten bei der
BAgiS und bei der ARGE? Sie sind seit dem Urteil
des Bundesverfassungsgerichts, das heißt seit zwei
Jahren, im Ungewissen über ihre berufliche Zukunft.
Dass sich das nicht gerade motivationssteigernd auf
die Beschäftigten auswirkt, liegt auf der Hand. Ich
möchte an dieser Stelle – und daran liegt mir – sa-
gen, es ist durchaus anerkennenswert, mit welchem
Engagement die Beschäftigten in der ARGE und in
der BAgiS weiterhin ihre schwierige Aufgabe erfüllt
haben.

(Beifall bei der SPD)

Trotzdem ist nicht zu übersehen, dass sich die Per-
sonalprobleme in diesen beiden Arbeitsgemeinschaf-
ten vor allem im letzten Jahr vermehrt haben, dadurch
dass  sich  Menschen  wegbewerben,  dadurch  dass
Lücken entstehen, dadurch dass Kollegen neu ein-
gearbeitet werden müssen. Hier ist sicher auch ein
Grund für die oft beklagte Fehlerhaftigkeit der Be-
scheide zu suchen. Mich ärgert es schon ein bisschen,
das muss ich ehrlich sagen, wenn dieselben Politi-
ker, die diese Probleme durch das Verhalten auf der
Berliner Ebene mit verursacht haben, hier in Bremen
Krokodilstränen weinen, der BAgiS schlechte Arbeit
vorwerfen und Forderungen an die Sozialsenatorin
richten.

(Beifall bei der SPD)

 Ich kann aber schon voraussagen, dass sich bei der
geplanten Zerschlagung der Arbeitsgemeinschaften
diese Zustände verschärfen werden. Betroffen sind bei
der BAgIS in Bremen allein 750 Beschäftigte, davon
sind etwas über 280 Stammbeschäftigte bei der Bun-
desagentur, über 230 sind Stammkräfte des Amts für
Soziale Dienste, also der Kommune. Die haben eine
Rückkehrzusage, aber ihre Arbeitsplätze existieren
ja jetzt inzwischen nicht mehr, und es sind mehr als
300 befristet.

(Glocke)

Präsident Weber: Ihre Redezeit, sehr geehrte Frau
Kollegin, ist abgelaufen.

Abg. Frau Ziegert (SPD): Ich komme gleich zum
Schluss! Für diese Kolleginnen und Kollegen verlan-
gen wir, dass sie ihre schwierige Aufgabe weiterführen
– wir haben im nächsten Jahr ja eine Zunahme an
Arbeitslosen zu erwarten – und dass sie gleichzeitig
den schwierigen Prozess der Umstellung bewältigen.
Wie das gehen soll, das muss erst einmal noch ge-
sagt werden.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir befinden uns
in einer Wirtschaftskrise. Die Arbeitslosigkeit wird uns
im nächsten Jahr durch steigende Arbeitslosenzah-
len erreichen. Die Zahl der Langzeitarbeitslosen wird
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zunehmen. Für sie wird es besonders schwierig! In
dieser Zeit, in der Langzeitarbeitslose eine besonders
verlässliche Betreuung brauchen, in der besondere
Anstrengungen  zur  Integration  notwendig  wären,
damit diese Menschen nicht auf der Stecke bleiben,
soll die Institution, die damit betraut ist, zerschlagen
werden. Wenn es so kommt, dann wird die Zerschla-
gung der Arbeitsgemeinschaften eine der großen Fehl-
entscheidungen dieser neuen schwarz-gelben Bun-
desregierung sein.

Der Senat hat einen Gesetzentwurf zur Absiche-
rung der Arbeitsgemeinschaften durch eine Grund-
gesetzänderung am Freitag in den Bundesrat einge-
bracht. Es ist zu hoffen, dass die Vertreter der Län-
der  diese  Fehlentscheidung  der  Bundesregierung
noch abwenden und sich eines Besseren belehren
lassen und dass wir noch zu einer anderen Entschei-
dung kommen. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Vielleicht noch einmal zur Ge-
schäftsordnung! Die Redezeit pro Thema und Frak-
tion beträgt für den ersten Redner bis zu zehn Minu-
ten und für einen weiteren Redner bis zu fünf Minu-
ten.

Als nächste Rednerin hat das Wort die Abgeord-
nete Frau Schön.

Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, liebe Kollegen und Kolleginnen! Ich wür-
de mir wünschen, dass die neue schwarz-gelbe Bun-
desregierung endlich anfängt, im Interesse der Men-
schen zu handeln.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Stattdessen  ist  nur  Ignoranz,  Dilettantismus  und
platte Marktideologie sichtbar.

(Unruhe bei der CDU)

Ein Handeln im Sinne derjenigen, die auf staatliche
Hilfe angewiesen sind, ist jedenfalls nicht erkennbar.

(Abg. I m h o f f  [CDU]: Das ist aber ganz
schön platt!)

Die schwarz-gelbe Bundesregierung macht gera-
de Politik gegen sieben Millionen Leistungsempfänger
und -empfängerinnen in Deutschland und circa 70 000
Beschäftigte in der Republik. In Bremen haben wir
67 000 Leistungsempfänger und -empfängerinnen und
700 Beschäftigte. Ich würde mir wünschen, dass sich
die Bundesregierung endlich das zu eigen macht, was
schon einmal zwischen den Bundesministern für Ar-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

beit der alten Bundesregierung und den Bundeslän-
dern geeint war, nämlich die Verfassung zu ändern
und die Mischverwaltung zwischen Bund und Kom-
mune zuzulassen und das abzusichern.

Im Dezember 2007 hat das Bundesverfassungsge-
richt festgestellt – und das ist ja die Grundlage der
Debatte –, dass die Mischverwaltung in der jetzigen
Form nicht verfassungsgemäß ist. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat aber gleichzeitig anerkannt, dass für
eine optimale Erfüllung dieser Aufgaben die Misch-
verwaltung nicht nur sinnvoll, sondern auch notwen-
dig ist. Daraufhin gab es viele unterschiedliche Über-
legungen beim Bundesarbeitsministerium und bei den
Ländern. Letztendlich hat man sich darauf geeint, was
auch Bremen immer präferiert hat, die Verfassung für
die Absicherung der Argen zu ändern.

Wir wollten das, weil wir die Hilfe aus einer Hand
für notwendig halten, weil wir ein einheitliches Leis-
tungsrecht erhalten wollen, denn die Leistungen müs-
sen in Bremen genauso abgesichert sein wie in Stutt-
gart oder München. Wir wollen regionale Gestaltungs-
möglichkeiten in der Arbeitsmarktpolitik, und vor al-
lem wollten wir auch ein einheitlichen Personalkör-
per in den Argen. Denn es kann nicht sein, dass wir
unterschiedliche Bedingungen bei der Bundesagentur
für Arbeit und in der Kommune haben, und dann kom-
men noch Dritte über irgendwelche Zeitarbeitsfirmen
hinein. Nein, wir wollen auch insgesamt bessere Er-
gebnisse in den Arbeitsgemeinschaften haben. Dafür
müssen auch die Arbeitsbedingungen der Beschäf-
tigten besser sein!

Nach langem Hin und Her hatte sich Anfang des
Jahres das Bundesarbeitsministerium mit den Län-
dern auf eine Verfassungsänderung geeinigt. In den
Gesetzentwürfen wurde die Mischverwaltung zuge-
lassen und auch die bestehenden Optionskommunen
abgesichert. Kurz danach, Frau Ziegert erwähnte das
schon, hat die Bundestagsfraktion der CDU dann ge-
sagt: Das wollen wir nicht! Das hat nicht nur die CDU-
Ministerpräsidenten brüskiert, sondern auch sieben
Millionen Leistungsempfänger verunsichert. Was da-
nach kam, ist bekannt.

Die schwarz-gelbe Koalition hat in ihrem Koaliti-
onsvertrag  die  getrennte  Aufgabenwahrnehmung
festgeschrieben. Das bedeutet, alles muss wieder aus-
einandergerissen werden, alles auf null! Zwei getrenn-
te Leistungsbescheide mit all den Unsicherheiten, mit
der Rechtsunsicherheit, das ist das Gegenteil von einer
bürgerfreundlichen Verwaltung. Dass das viel Dop-
pelarbeit und viel Geld zusätzlich kostet, ist selbst-
redend, und das ist das Gegenteil von dem, was ge-
wollt ist.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Gegen dieses Modell laufen nicht nur die Länder
und die Kommunen Sturm, auch der Deutsche Städ-
tetag, der Deutsche Landkreistag, diverse Sozialver-
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bände, die Sozialrichter und immer so weiter. Mitt-
lerweile hat das von der Bundesregierung angerich-
tete Chaos maximale Züge angenommen. Im Moment
kommt quasi im Wochentakt ein neues Eckpunkte-
papier aus dem Bundesarbeitsministerium, in dem dar-
gelegt werden soll, wie die getrennte Aufgabenwahr-
nehmung denn aussehen soll. Nur – großes Problem
am Rande – auch das, was dort vorgeschlagen wird,
ist alles andere als verfassungskonform. Nein, es ist
genauso wenig verfassungskonform wie das, was wir
jetzt haben.

Sie wollen die Optionskommunen absichern, da-
gegen haben wir im Prinzip nichts, aber auch die sind
nicht verfassungskonform. Der Vorschlag einer ge-
trennten Aufgabenwahrnehmung soll nach den Vor-
gaben der Bundesregierung so aussehen, dass dies
unter der Federführung der Bundesagentur für Ar-
beit sein soll. Das geht auch nicht, weil es dafür über-
haupt gar keine bundesverfassungsrechtliche Grund-
lage, keine Verwaltungskompetenz der Bundesagen-
tur für Arbeit gibt, die auf die Länder und die Kom-
munen übergreifen kann! Die Bundesregierung ist
in dieser Frage komplett handlungsunfähig, sie hat
fachlich eine falsche Entscheidung getroffen und ist
nicht einmal in der Lage, für diese falsche Entschei-
dung  auch  nur  eine  verfassungskonforme  Lösung
vorzuschlagen. Das ist Verantwortungslosigkeit hoch
zehn!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Die Arbeits- und Sozialminister haben in den letzten
Tagen auch zweimal getagt. Da scheint das Chaos
auch eher größer zu werden. Zunächst wurde der Be-
schluss bestätigt, dass die Fachminister eine Verfas-
sungsänderung haben wollen. Jetzt am Montag gab
es  einen  neuen  Beschluss  auf  der  Basis  der  CDU-
Länder, der eher sehr hilflos ist. Da wird dann gesagt,
das Eckpunktepapier ist eine interessante Diskussi-
onsgrundlage, ist aber nicht umsetzbar, und über eine
Verfassungsänderung muss man auch weiter nach-
denken.  Liebe  Kolleginnen  und  Kollegen,  was  soll
man davon halten? Das ist das Gegenteil von hand-
lungsfähiger Politik. Da ist nur Chaos in der Debat-
te! Vor dem Hintergrund, dass wir am Ende des Jahres
eine Lösung brauchen, kann man damit überhaupt
nichts anfangen. Das ist bedauerlich für die Menschen.

Bremen handelt an dem Punkt. Bremen hat schon
vor der Wahl eine Bundesratsinitiative beschlossen,
die jetzt zusammen mit Rheinland-Pfalz in den Bun-
desrat eingebracht wird. Wir wollen die Absicherung
der Argen! Damit wir sie verfassungsfest machen und
all das, was wir positiv wollen, ausgestalten können.
Bremen nimmt da Verantwortung für die Arbeitslo-
sen und die Beschäftigten wahr. Wir wollen genau
diesen Wahnsinn, den die Bundesregierung uns an
dieser Stelle versucht aufzuzwingen, abwenden. Wir
wollen nicht, dass es soweit kommt, dass wir eine ver-

fassungswidrige Lösung umsetzen müssen, nur weil
die Bundesregierung das will.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die Bundesregierung darf uns nicht dazu zwingen,
gegen die Menschen und gegen die Verfassung zu
handeln. Wir halten es mit dem Bundesverfassungs-
gericht, welches gesagt hat, die Mischverwaltung ist
nicht nur sinnvoll, sondern auch notwendig. Deshalb
appelliere ich hier auch an die Bremer CDU, die den
Beschluss hier in der Bürgerschaft damals mitgetra-
gen hat: Nehmen Sie Einfluss auf Ihre Kolleginnen
und Kollegen in den anderen Ländern, sodass die-
ser Wahnsinn, der jetzt aufs Gleis gesetzt worden ist,
nicht Realität wird, sondern damit wir eine Verfas-
sungsänderung bekommen! Ich möchte jetzt schon
sagen: Passiert das nicht, wäre ich sehr dafür, dass
Bremen dann ein Normenkontrollverfahren anstrengt.
Denn es kann nicht sein, dass wir eine verfassungs-
feindliche,  nicht  verfassungskonforme  Lösung  hier
in Bremen umsetzen sollen, bei der klar ist, dass wir
ein Jahr später alles wieder auseinandernehmen müs-
sen. Das kann man nicht den Menschen und auch
nicht den Beschäftigten zumuten. – Herzlichen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Nestler.

Abg. Nestler (CDU): Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Wir diskutieren hier heute
in  der  Aktuellen  Stunde  das  einheitliche  Angebot
für Langzeitarbeitslose, aber für mich ist der zweite
Punkt eigentlich viel wichtiger, die Zerschlagung von
BAgIS und Arge zu verhindern. Wenn ich solch eine
Überschrift lese, dann sage ich: Das ist schon ziem-
lich starker Tobak, den Sie hier heraufbeschwören.
Das ist deshalb starker Tobak, weil Sie schon genau
wie wir seit Jahren, und zwar schon zu Zeiten der
alten Bundesregierung, zu Zeiten von Arbeitsminis-
ter Scholz, wissen, was im Bereich der Argen umge-
setzt werden soll und was Berlin unter Herrn Scholz
vorgeschlagen hat. Es ist für mich noch verwunder-
licher, dass sich gerade die SPD über die jetzt auf-
gestellten Vorschläge so entrüstet.

Das Bundesverfassungsgericht hat zu den Argen
ein Urteil gefällt, dass bis Ende 2010 umgesetzt werden
muss. In dem Urteil vom 10. Dezember 2007 wurde
festgelegt, dass die Arbeitsgemeinschaften nach Pa-
ragraf 44 b SGB II in der jetzigen Form verfassungs-
rechtlich unzulässig sind. Das Zusammenwirken von
Bundesbehörden, genannt Arbeitsagenturen, und Lan-
desbehörden  in  den  Arbeitsgemeinschaften  über-
schreitet die Grenzen des verfassungsrechtlich Zu-
lässigen. Nach der Systematik des Grundgesetzes wird
der Vollzug von Bundesgesetzen entweder von den
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Ländern oder vom Bund, jedoch nicht zugleich von
Bund und Land oder einer von beiden geschaffenen
dritten Institution wahrgenommen.

Da aber bereits zum damaligen Zeitpunkt erkenn-
bar war, dass sich die gut eingeführten Verfahren der
Argen eingelaufen und bewährt hatten, waren alle
16 Bundesländervertreter, also alle Ministerinnen und
Minister, der Auffassung, dass man die Argen in dieser
Form belassen und mit einer entsprechenden Geset-
zesänderung im Grundgesetz auf rechtmäßige Füße
stellen sollte. Im Februar dieses Jahres scheiterte auf
Bundesebene dann ein entsprechender Kompromiss
zur verfassungsrechtlichen Absicherung des Modells
der Arbeitsgemeinschaften und der Optionsmodelle,
und auch die CDU-Fraktion in Berlin und die neue
Bundesregierung  sehen  eine  getrennte  Aufgaben-
wahrnehmung in der Unterstützung von Langzeitar-
beitslosen vor.

Wie sah denn der damalige Vorschlag aus, meine
Damen und Herren? Nach dem Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts soll jeder Träger, BA oder Land,
seine Aufgaben in der Grundsicherung eigenverant-
wortlich  wahrnehmen.  Weil  aber  im  Interesse  der
Hilfebedürftigen auch künftig eine Zusammenarbeit
sinnvoll und notwendig erschien, schlug man ein ko-
operatives Jobcenter – der Name ist mir noch gut im
Kopf – vor. In diesem sollte auf freiwilliger Basis der
Kommune und der Bundesagentur für Arbeit von den
beiden Trägern weiterhin gute Dienstleistung unter
einem Dach abgeleistet werden.

In Bremen waren die CDU, die FDP und insbeson-
dere die Grünen gegen eine solche Umsetzung, da
der Einfluss der Kommune auf die Arbeitsmarktpoli-
tik sich somit geradezu gegen null bewegen würde.
Allein, man höre und staune, in allen Deputations-
sitzungen war die SPD für die Einführung dieses ko-
operativen Jobcenters. Ich sehe das nicht als Wun-
der an, schließlich war der zuständige Minister ja auch
ein Minister der SPD. Erst als dann von der CDU zum
5. Juni 2008 ein Dringlichkeitsantrag in die Bürger-
schaft eingebracht wurde, reagierte die Koalition und
erwiderte dies mit einem eigenen Antrag, und, oh Wun-
der, die SPD-Fraktion lenkte ein.

Jetzt liegt erneut ein Vorschlag der Regierung auf
dem Tisch. Seit vergangenem Montag steht fest, dass
Arbeitsministerin  von  der  Leyen  bis  zum  Frühjahr
2010 einen Vorschlag zur Zusammenarbeit, der dann
der Verfassung entspricht, vorzulegen hat. Wenn man
sich die Überlegungen, die dahinterstehen, näher an-
schaut, stellt man sehr schnell fest, dass es viele Über-
einstimmungen mit dem ersten Vorschlag, dem ko-
operativen Jobcenter gibt. War die SPD damals noch
im ersten Schritt für diese Center, malt sie heute sofort
den Schrecken an die Wand, schließlich kommt der
Vorschlag ja jetzt nicht mehr von ihrem Minister. Die
Idee, die jetzt unterbreitet wird, ist also nicht gänz-
lich neu.

Absehen konnte man zumindest, dass auf die Län-
der Veränderungen zukommen würden. Die Options-

kommunen, 69 an der Zahl, sollen bleiben, aber nicht
erweitert werden. Die 346 Jobcenter werden zwar or-
ganisatorisch getrennt, können aber freiwillig wei-
ter zusammenarbeiten. Das soll den Betroffenen ent-
gegenkommen, die dann zwar keine Betreuung aus
einer Hand, aber immerhin eine Betreuung unter ei-
nem Dach erhielten. Genau das, meine Damen und
Herren,

(Abg. F r e h e  [Bündnis 90/Die Grünen]:
Zwei Bescheide! Chaos!)

Herr Frehe, hat bereits der damalige Arbeitsminister
Scholz auch vorgeschlagen. Das können Sie nach-
lesen. Daran hat sich gar nichts geändert. Nur die
Reaktion, insbesondere der SPD, ist jetzt eine ande-
re. Hier wird sofort der Teufel an die Wand gemalt.
In Bremen geht auf einmal nichts mehr, in Bremen
wird auf einmal alles zerschlagen, in Bremen wird
jetzt der Bereich der Arbeitsmarktpolitik zusammen-
brechen, in Bremen bekommen die Betroffenen künf-
tig nicht einmal mehr pünktlich ihr Geld, und in Bre-
men können die Menschen ohnehin nicht zu zwei An-
laufstellen gehen, damit ist jeder sowieso überfordert.

Das, was auf uns zukommen würde, ist im Grun-
de das gleiche Verfahren, was es schon einmal gab,
als wir nämlich auf das jetzige System umstellen muss-
ten. Das gleiche Verfahren, nur andersherum! Ich kann
mich noch gut erinnern, da gab es in Bremen Pro-
bleme hinsichtlich der Auszahlungen an die Betrof-
fenen, in Bremen und nicht in Bremerhaven! Da sollte
man vielleicht denken, dass man sich noch einmal
mit Bremerhaven in Verbindung setzt, dann wird dies
für die Zukunft auch nicht passieren.

(Beifall bei der CDU)

Wenn es denn einen neuen verfassungsgerechten
Vorschlag gibt, dann bestimmt nicht für das Land Bre-
men allein, nein, dies haben dann alle Bundeslän-
der umzusetzen. Wenn jemand in Bremen jetzt vom
Zusammenbruch der Arbeitsmarktpolitik redet, mag
das stimmen, aber nicht aufgrund eines neuen Ver-
fahrensvorschlages,  der  vom  Bundesverfassungs-
gericht eingefordert wird, sondern zum Beispiel auf-
grund der haushaltsmäßigen Kürzungen, die im Be-
reich  des  BAP  erneut  erfolgen,  mit  der  Folge,  dass
viele arbeitsmarktpolitische Maßnahmen künftig gar
nicht mehr durchgeführt werden können. Bevor Sie
hier den Teufel an die Wand malen, sollten Sie doch
erst einmal den Vorschlag, der aus Berlin auf den Tisch
kommt, abwarten! Dann wird auch das Bundesland
Bremen die anstehenden Aufgaben und die anstehen-
den Änderungen meistern und die Menschen nicht
im Regen stehen lassen.

Wenn dann trotzdem alle Stricke reißen sollten, und
es geht aus Ihrer Sicht gar nichts mehr, empfehle ich,
holen Sie sich rechtzeitig Rat! Da gibt es auch Kom-
munen,  immerhin  23  an  der  Zahl,  in  denen  die  Ar-
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beitsmarktpolitik hervorragend läuft, ohne dass man
sich dort je auf ein Jobcenter oder eine Zusammen-
arbeit mit der Bundesagentur eingelassen hat. Wenn
man also einen Rat braucht, dort könnte man ihn be-
stimmt erhalten.

Unsere Meinung, die Meinung der CDU, hat sich
aber nicht geändert. Natürlich will ich hier nichts aus-
schließen, was gesetzlich auf uns zukommt und zwin-
gend umzusetzen ist, aber der Vorschlag aus Berlin
ist, so wie er ist, so wie es das kooperative Jobcenter
war, für das Land kein guter Vorschlag, nicht für Bre-
men und auch nicht für die anderen Länder. Der Vor-
schlag, soweit er mir bekannt ist, kostet die Länder
schlicht und einfach einen Haufen Geld, dazu den
Verlust der eigenen Arbeitsmarktpolitik. Wir sagen,
die Kommune hat gegenüber der Bundesanstalt für
Arbeit die weitaus größere Kompetenz im Bereich ih-
res eigenen Arbeitsmarktes.

(Beifall bei der CDU)

Wir fragen uns, wer denn die auf das Land zukom-
menden zusätzlichen Kosten trägt. Stellen Sie sich
vor, der Bund verkürzt erneut seinen Wohngeldzu-
schuss! Woher soll das Land dann den anstehenden
Millionenbeitrag nehmen? Stellen Sie sich einmal vor,
die Bundesanstalt beurteilt allein die Arbeitsfähigkeit
der betroffenen Menschen! Vielleicht kommt die Bun-
desanstalt schnell zu dem Schluss – und ich will hier
nichts unterstellen –, dass viel mehr Arbeitslosengeld-
II-Empfänger gar nicht arbeitsunfähig sind. Dann wer-
den  aus  diesen  Menschen  umgehend  Sozial-  oder
Grundsicherungsempfänger. Die Kosten hierfür trägt
allein die Kommune. Hier darf doch nicht einfach ein-
seitig allein die Bundesagentur entscheiden!

Was machen wir denn mit einem Personal, welches
derzeit von der Kommune den Argen zur Verfügung
gestellt wurde? Die Personalkosten hierfür trägt derzeit
die Bundesanstalt. Kommen diese Menschen wieder
zurück, übernehmen wir die Kosten? Wo setzen wir
diese Menschen ein? Haben wir überhaupt Arbeit in
der Verwaltung für sie? Fragen über Fragen! Darum
muss der Bund erst einmal klarstellen, wie er gedenkt,
die Kommunen von diesen zusätzlichen Kosten zu be-
freien. Darüber werden wir, davon gehe ich aus, im
neuen anstehenden Vorschlag etwas hören. Wir sind
natürlich der Auffassung, dass die Vermittlung in Ar-
beit und Unterstützung von Langzeitarbeitslosen wei-
ter so unbürokratisch wie möglich getroffen wird. Die
Trennung der Zuständigkeit von Agentur für Arbeit
und Bremen und Bremerhaven in den Job-Centern
wird erheblichen organisatorischen und finanziellen
Mehraufwand durch die Umstrukturierungsmaßnah-
men verursachen.

Es besteht für uns immer noch der Verdacht, dass
die Bundesanstalt für Arbeit den gesamten Bereich
der Arbeitsvermittlung in den Ländern und Kommu-
nen  schnellstens  unter  ihr  Zepter  bekommen  wird.
Es wird wieder von freiwilliger Zusammenarbeit und

Einbindung der Länder gesprochen. Aber richtet sich
nicht genau hiergegen das Urteil des Verfassungs-
gerichtes? Das Ergebnis ist doch, die Bundesanstalt
ist künftig immer die entscheidende letzte Instanz.

Wir aber wollen mitbestimmen, wenn es um die
Arbeitsmarktpolitik in unseren beiden Städten geht,
dafür sollten wir uns auch einsetzen. Wir sollten aber
auch nicht immer und überall sofort die Schreckge-
spenster herausholen, wenn es um problematische
Situationen geht. Es wird einen neuen Verfahrens-
weg geben, verfassungsgerecht, mit oder ohne un-
sere Zustimmung, dem sollten wir nicht hilflos, son-
dern gut vorbereitet gegenüberstehen! – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Nitz.

Abg. Frau Nitz (DIE LINKE)*): Sehr geehrter Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Was mit die-
ser massiv ins Leben eingreifende Arbeitsmarktre-
form als Possenspiel begann, entwickelte sich nach
unserer Auffassung in erster Linie vor allem für die
Betroffenen zu einem Horrorszenario. Unterschied-
liche und widerstreitende politische Konzepte, unter-
schiedliche Sichtweisen wurden in den Hartz-Geset-
zen zu einem Kompromiss verarbeitet. Es ging um
die Unterscheidung zwischen – und jetzt benutze ich
einfach einmal das Amtsdeutsch – sogenannten Markt-
kunden und Betreuungskunden. Dass Marktkunden,
also Menschen, deren Arbeitsverhältnisse auslaufen,
die eventuell gekündigt wurden und die in der Re-
gel über eine Ausbildung oder Berufserfahrung ver-
fügen, der Arbeitsagentur überlassen werden sollten,
war damals unumstritten.

Höchst umstritten war aber, wer sich um die soge-
nannten marktfernen Kunden kümmern soll, also alle
Menschen mit schlechten Karten am Arbeitsmarkt,
seien es Leute ohne Ausbildung, Langzeitarbeitslose,
Menschen  mit  gesundheitlichen  Einschränkungen,
Menschen, die sich in längerer Familienpause befun-
den haben und so weiter. Die einen sagten, die Ar-
beitsagentur hat zwar ihre Schwierigkeiten mit die-
sen Personengruppen und widmet sich ihnen nicht
– vielleicht auch nicht gern – mit dem nötigen Enga-
gement, aber sie hat das Know-how am Arbeitsmarkt
und die Kontakte zu den Arbeitgebern. Deswegen
sollte sie sich auch um diese Gruppe kümmern und
für deren Vermittlung zuständig sein.

Die andere Seite wiederum sagte, bei diesen Per-
sonengruppen liegen oft vor allem soziale Probleme
vor, die eher nicht direkt mit dem Arbeitsmarkt zu
tun haben und bei denen die Arbeitsagentur nicht
wirklich weiterhelfen kann. Die Betreuung und Ver-
mittlung habe eher den Charakter von sozialer Hilfe
und  solle  deswegen  von  denjenigen  übernommen
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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werden,  die  es  sowieso  schon  immer  getan  haben
und damit auch die Erfahrung mitbringen, nämlich
die Städte und Kommunen. Der Kompromiss zwischen
diesen beiden Positionen lautete dann Arge, Arge ist
die Abkürzung für Arbeitsgemeinschaft. Aber diese
kompromisshafte Konstruktion hat unserer Ansicht
nach nie wirklich gut funktioniert. In Gestalt der Op-
tionskommunen gibt es mancherorts auch das Ge-
genbeispiel, das der Gesetzgeber begrenzt, aber be-
wusst zugelassen hat, weil er herausfinden wollte, wer
es denn nun besser kann.

Die existierenden Optionskommunen rühmen sich
zwar gern ihrer Erfolge, liefern aber nur verspätet und
beziehungsweise oder unvollständig Daten darüber,
sodass eigentlich kaum einzuschätzen ist, ob sie nun
in Sachen Vermittlung besser oder schlechter sind als
die Argen. Mittlerweile ist allen Beteiligten klar, auf
welchem wackeligen Fundament das Konstrukt ge-
baut wurde und dass es nun einzustürzen droht. Na-
türlich hat so ein Einsturz, solange keine Menschen
gefährdet sind, unserer Meinung nach auch eine gute
Seite, denn dann muss man nämlich das Fundament
für das nächste Haus noch viel besser planen und noch
viel besser bauen als das bisherige. Neuere und bes-
sere Gesetze, bedarfsichernde und repressionsfreie
Grundsicherung, sinnvolle Weiterbildungs- und Quali-
fizierungsmaßnahmen hätten unserer Ansicht nach
die notwendige Stabilität gebracht, stattdessen be-
kommen wir hier weiterhin nur Flickschusterei vor-
gesetzt.

Nun plant die neue Bundesregierung, die Arbeits-
gemeinschaften  durch  getrennte  Aufgabenträger-
schaft zum 1. Januar 2011 abzulösen. Was aber kann
man in einer Situation sagen, die eigentlich so ein-
deutig und so offensichtlich ist? Es herrschte zumin-
dest nach einem sehr langen Diskussionsprozess Ei-
nigkeit über alle Fraktionsgrenzen hinweg. Die Re-
form der Arbeitsgemeinschaften ist alternativlos. So
schließt nämlich das Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts aus dem Jahr 2007 zukünftig eine Mischver-
waltung zwischen Bund und Kommune aus, zumin-
dest solange es keine Verfassungsänderung gibt oder
zumindest solange diese Verfassungsänderung ab-
gelehnt wird. Wird der Vorschlag zur Neuordnung
der  Durchführung  des  Sozialgesetzbuches  II  nicht
umgesetzt,  lassen  wir  hier  allein  in  Bremen  meh-
rere 10 000 Betroffene im Regen stehen.

Wenn zum 1. Januar 2011 die Kommunen und die
Bundesagentur wieder getrennt arbeiten, hat dies aber
nach Auffassung der LINKEN für alle Beteiligten nur
Nachteile. Zwei getrennte Behörden, das bedeutet
höheres Datenaufkommen, höherer Verwaltungsauf-
wand, eine höhere Fehlerquote, dazu für den Bürger
unterschiedliche  Öffnungszeiten,  unterschiedliche
Anlaufstellen und ein doppelter Papierkrieg. Mehr
Personal würde zudem auch noch benötigt, dabei
stehen doch jetzt schon nicht genügend Mitarbeiter-
innen und Mitarbeiter zur Verfügung.

(Beifall bei der LINKEN)

Auch unter finanziellen Aspekten erschließt sich
uns die Vorgehensweise nicht. Doppelstrukturen las-
sen die Kosten ansteigen und belasten die Kassen von
Bund, Ländern und Kommunen. Abgesehen von die-
sen Mehrbelastungen: Welchen Sinn hat es denn über-
haupt, diese alten, doppelten Strukturen krampfhaft
wiederzubeleben? Statt also die bisher gewachsenen
Strukturen zu zerschlagen, sollten unserer Ansicht
nach vielmehr die Abläufe verbessert werden, und
dabei gibt es genügend offene Fragen zu klären.

Wie schaffen wir es beispielsweise, Rechtsicherheit
sowohl  für  die  Betroffenen  als  auch  für  die  Mitar-
beiterinnen  und  Mitarbeiter  herzustellen?  Welche
Plattform bietet sich denn als beste für die IT-Daten-
verarbeitung an? Wie können wir überhaupt den ge-
samten Ablauf für die Bürgerinnen und Bürger trans-
parenter gestalten? Wie kommen wir zu verständli-
cheren Bescheiden, die die Bürgerinnen und Bürger
erhalten? Wie können kommunale Angebote von Ar-
beitsmarkt und Integrationsprogramm in die alltäg-
liche Arbeit eingebunden werden? Welchen Grund
hier die Unionsfraktion im Bundestag für ihre Ableh-
nung hat, ist mir und unserer Fraktion unbegreiflich.
Doch solche Manöver zulasten der Betroffenen, auch
vor dem Hintergrund der aktuellen Wirtschaftskri-
se, sind nun wirklich nicht das richtige Signal an die
Menschen in diesem Land.

(Beifall bei der LINKEN)

Wer ohne Job oder zumindest auf staatliche Leis-
tungen angewiesen ist, braucht einfache, direkte Un-
terstützung und kein bürokratisches Hin und Her zwi-
schen den Behörden.

(Beifall bei der LINKEN)

Die von Frau von der Leyen vorgeschlagene Lö-
sung einer freiwilligen Zusammenarbeit von Kom-
munen und Arbeitsagenturen ist unserer Ansicht nach
keine Alternative. Denn unter einem Dach zu sitzen,
bedeutet noch lange nicht, auch gemeinsam zu ar-
beiten. Letzten Endes bleibt die Frage offen, was wir
hier in Bremen wollen: einen Dienstleister für den
Bürger, der seine Aufgabe schnell und effektiv erfüllt,
oder zwei Behörden, die den Großteil ihrer Energie
darauf  verwenden,  sich  selbst  zu  verwalten.  Die
LINKE spricht sich für den Erhalt der Argen oder zu-
künftig auch Zentren für Arbeit und Grundsicherung,
kurz ZAG, mittels einer Verfassungsänderung aus.
Lassen wir also hier mit Zeichen aus Bremen die Be-
troffenen nicht im Stich! Weder diejenigen, denen wir
einen bürokratischen Spießrutenlauf ersparen kön-
nen, noch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die
sehr wichtige Aufgaben in der BAgIS und in der Arge
Bremerhaven erfüllen!

Der einzige Weg dorthin führt über die Neuord-
nung der Durchführung des SGB II und der damit not-
wendigen Grundgesetzänderung. Dies wurde unserer
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Meinung nach aber schon viel zu lange aufgescho-
ben und verzögert. – Vielen Dank!

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Möllenstädt.

Abg. Dr. Möllenstädt (FDP)*): Herr Präsident, lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Gut gewollt ist nicht
immer gut gemacht, so könnte man diese Aktuelle
Stunde möglicherweise auch überschreiben.

(Beifall bei der FDP)

Ich habe zugehört und den Eindruck gehabt, hier
wird versucht, ein Thema aufzuwärmen und einem
Meinungsbildungsprozess zuzuführen, den wir hier
eigentlich schon längst diskutiert haben. Wir haben
im Sommer des vergangenen Jahres genau über die-
ses Thema diskutiert, und alle Fraktionen haben hier
ihre Standpunkte dargelegt. Ich finde, es ist eigent-
lich ziemlich überflüssig, hier heute noch einmal über
dieses Thema in dieser Weise, wie Sie das hier ge-
tan haben, insbesondere die Kollegin Frau Schön, zu
diskutieren.

(Beifall bei der FDP)

Einerseits werfen Sie der Bundesregierung vor, sie
würde im Prinzip alles falsch machen, andererseits
sagen Sie, sie sei zu Handlungen unfähig. Was denn
nun, frage ich mich dazu!

(Abg. F r e h e  [Bündnis 90/Die Grünen]:
Beides!)

Im Übrigen kann man bei Ihrem Redebeitrag den
Eindruck bekommen, die Bundesregierung würde seit
fünf Jahren alles falsch machen. Nehmen Sie bitte zur
Kenntnis, diese Bundesregierung ist erst wenige Wo-
chen im Amt.

(Abg. F r e h e  [Bündnis  90/Die  Grünen]:
Die wechselt so schnell, da kommt man gar

nicht hinterher!)

Geben Sie ihr vielleicht, gerade der neuen Ministe-
rin, auch einmal ein paar Wochen Zeit, um ihr Haus
zu strukturieren!

Ich bin mir ziemlich sicher und bin sehr zuversicht-
lich, dass man hier zu einem guten Ergebnis für mehr
Serviceorientierung für die Kundinnen und Kunden
und für weniger Bürokratie kommen wird. Das ist un-
ser  Ziel,  das  können  Sie  auch  in  unserem  Antrag
nachlesen, den wir hier im vergangenen Jahr als FDP-
Fraktion eingebracht haben. Im Übrigen will ich auch
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

sagen, es sind hier schon viele Dinge dargestellt wor-
den, aber eines muss man doch einmal festhalten: Das
Gesetz, das für verfassungswidrig erklärt worden ist,
war ein rot-grünes Gesetz. Das hat Ihre Koalition aus
SPD und Grünen im Deutschen Bundestag verabschie-
det. Ich finde es ziemlich ungehörig, dass man diese
Hinterlassenschaften jetzt der neuen Bundesregie-
rung hinlegt und sagt, nun macht einmal. Das sind
Ihre Hinterlassenschaften, das sind Ihre schlechten Ge-
setze aus Ihren eigenen Regierungsjahren!

(Beifall bei der FDP)

Deshalb habe ich kein Verständnis dafür, dass Sie das
hier in dieser Art und Weise noch einmal versuchen,
populistisch für sich zu nutzen.

(Beifall bei der FDP)

Was ich auch eindeutig sagen will, wir haben ho-
hen Respekt für diejenigen, die heute in den Argen
unter schwierigen Bedingungen – unter Bedingun-
gen, die Rot-Grün damals geschaffen haben – ihren
Dienst tun. Dies erkennen wir ausdrücklich an, das
will ich hier deutlich sagen, auch als liberale Frak-
tion in diesem Haus.

(Beifall bei der FDP)

Man kann aber mit dem Grundgesetz auch nicht
so umgehen, wie Sie uns das hier nahebringen, so
nach dem Motto: Da ist ein Problem, da ist ein Ge-
setz verfassungswidrig, und deshalb muss jetzt erst
einmal das Grundgesetz geändert werden, damit man
irgendwie zurechtkommt. Ich will noch einmal die
Argumente in Erinnerung rufen, die das Bundesver-
fassungsgericht zu seiner Entscheidung bewogen ha-
ben: Den Argen ist Mangel an eigenverantwortlicher
Aufgabenwahrnehmung attestiert worden, unter an-
derem begründet mit den zwingenden Vorgaben der
Bundesagentur hinsichtlich der dazu einzusetzenden
Software – übrigens, Informationstechnik ist ein jah-
relanges Problem in diesem Haus und funktioniert
bis heute nicht vernünftig – mit unzureichenden Mög-
lichkeiten, dass zuständige Aufgabenträger Aufga-
benvollzug hinreichend nach eigenen Vorstellungen
erwirken können. Das betrifft insbesondere auch die
Möglichkeit der Kommunen, sich dort einsetzen zu
können, und mit der Ausgestaltung der Aufsichtsre-
gelung, insbesondere mit dem Fehlen einer durchgän-
gigen Fachaufsicht. Diese Punkte müssen anschlie-
ßend gelöst sein.

Es ist übrigens auch im Interesse derjenigen, die
als Kunden mit diesen Behörden zu tun haben, dass
sie auch wirklich Rechtssicherheit haben. Ich habe
das Gefühl, dass da auch bei der BAgIS noch eini-
ges  im  Argen  liegt  aufgrund  dieser  Konstruktions-
fehler und nicht aufgrund der Versäumnis der dort vor-
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handenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, das will
ich auch deutlich sagen.

(Beifall bei der FDP)

Nun rühmt sich der Senat mit einer Pressemittei-
lung vom 8. Dezember, die ich mit Erlaubnis des Prä-
sidiums hier heranziehen darf: Eine Betreuung von
langzeitarbeitslosen Menschen sei geschaffen wor-
den, die im Grundsatz funktioniert. „Die im Grund-
satz funktioniert“, und das nach fünf Jahren! Nach
fünf Jahren dieser Regelung kommen Sie und sagen,
im Grundsatz funktioniert es jetzt. Es ist, glaube ich,
nicht der Maßstab einer vernünftigen und verantwor-
tungsvollen Gesetzgebungstätigkeit, dass man nach
fünf Jahren sagt, jetzt haben wir es so halbwegs zum
Laufen gebracht.

Ich will ein weiteres Beispiel nennen! Am 11. De-
zember war im „Weser-Kurier“ ein Artikel über eines
dieser viel zu selten stattfindenden Ressortgespräche
zwischen dem Arbeitsressort und dem Justizressort
zu lesen. Die beiden Senatoren sind dankenswerter-
weise heute auch anwesend. Dort lässt sich zitieren:
„Appell des Justizressorts: Die Verwaltungsanwei-
sungen sollten dem aktuellen Stand der Rechtspre-
chung angepasst werden.“ Das heißt, das ist bisher
nicht passiert und die Verwaltungsanweisungen, die
von Frau Rosenkötter an die BAgIS gegeben werden,
entsprechen gar nicht dem Stand der aktuellen Recht-
sprechung im Sozialrecht. Ich finde es skandalös, dass
man das nach Jahren feststellt! Das sind die Versäum-
nisse, an denen Sie arbeiten müssen! Das sind die ei-
genen Hausaufgaben,

(Beifall bei der FDP)

die vieles auch denjenigen, die dort arbeiten, erschwe-
ren und manchmal auch zu schlechten Ergebnissen
führen. Hierfür eine neu ins Amt gekommene Bun-
desregierung heranziehen zu wollen, finde ich wirklich
sehr schäbig. Das sollte man so nicht machen! Im Üb-
rigen will ich auch sagen, die getrennte Trägerschaft
gibt es längst. In einer Reihe von größeren Städten
haben sich nämlich die Kommunen und die Bundes-
agentur damals nicht einigen können. Dazu zählen
unter anderem – ich unterstelle, Sie wissen das, Herr
Frehe – München, Heilbronn, Karlsruhe und Celle, in
der näheren Umgebung, aber auch Passau. Das sind
alles größere Städte, in denen vom Grundsatz sicher-
lich auch eine Betreuung von Langzeitarbeitslosen
nach einem ähnlichen Niveau stattfindet.

(Abg. F r e h e  [Bündnis 90/Die Grünen]:
Haben Sie sich die Ergebnisse einmal kom-

men lassen?)

Die Ergebnisse habe ich mir angeschaut. Ich bin
durchaus der Meinung, dass man von diesen ganz
katastrophalen Ergebnissen, von denen Sie gespro-

chen haben, wirklich nicht reden kann, selbst unter
dem Umstand, dass es in Bremen dazu käme. Sie
haben heute von einem unzumutbaren Zustand ge-
sprochen, Zeitdruck, gegen die Interessen der Lang-
zeitarbeitslosen. Das alles muss man zurückweisen!
Ich bin sehr dafür, dass wir vernünftig arbeiten, aber,
liebe Kolleginnen und Kollegen der SPD, schauen Sie
sich doch einmal an, wer in den letzten Jahren die
Verantwortung für das Arbeitsressort auf Bundese-
bene und wer sie in Bremen getragen hat! Ich lese
Ihnen ein paar Namen vor: Clement, Müntefering,
Scholz ist schon genannt worden, Frau Röpke, Frau
Rosenkötter. Das sind alles Sozialdemokraten, und
ich finde es einfach nicht gerecht, dass Sie uns hier
ein Problem übereignen, das Sie selbst in den ver-
gangenen Jahren hätten lösen müssen. – Vielen herz-
lichen Dank!

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Ziegert.

Abg. Frau Ziegert (SPD):  Herr Präsident, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Vielen Dank, Herr Dr. Möl-
lenstädt, dass ausgerechnet Sie sich nun darüber er-
eifern, dass jemand anderes populistisch argumen-
tiert, das hat schon etwas!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Es  wundert  mich  auch,  und  so  viel  nur  zur  FDP,
dass nun ausgerechnet die FDP diese getrennte Auf-
gabenwahrnehmung als Muster an Bürokratieabbau
verkaufen will. Dafür, glaube ich, dürften Sie keinerlei
Anhaltspunkte finden.

Ich will noch drei Dinge zu dem sagen, was der Ab-
geordnete Herr Nestler gesagt hat. Erstens, noch ein-
mal zur Frage der Grundgesetzänderung: Seinerzeit
war ich schon skeptisch, dass das funktionieren würde.
Sie haben damals gesagt, Sie hätten Informationen
aus dem innersten Kreis der CDU, die Grundgesetz-
änderung würde kommen. Ich habe damals in der De-
batte im Juni 2008 schon gesagt, ich bezweifle das.
Deswegen habe ich dafür plädiert, den Vorschlag von
Bundesarbeitsminister Scholz aufzunehmen, zu ei-
ner Lösung zu kommen, die diesen Arbeitsgemein-
schaften mindestens die zweijährige Hängepartie er-
spart hätte, bei der die Kooperation institutionell ab-
gesichert  gewesen  wäre  und  nicht  auf  freiwilliger
Basis, so wie heute. Das bitte ich dann doch noch ein-
mal richtigzustellen!

Ich habe übrigens nicht gern recht gehabt, aber in
dieser Frage, dass die CDU dann letzten Endes die-
se Grundgesetzänderung nicht machen würde, habe
ich leider doch recht gehabt. Ich hoffe eigentlich immer
noch, dass sich die CDU jetzt eines Besseren besinnt,
weil auch selbst die CDU-Länder zu der Feststellung
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gekommen sind, dass selbst die Weiterführung des
Jetzigen, wenn die Optionskommunen weiter beste-
hen sollen, eine Grundgesetzänderung zur Absiche-
rung der Optionskommunen nötig macht.

Zweitens:  Dass  da  keine  Missverständnisse  auf-
kommen, die Arbeitsmarktpolitik wird in Bremen na-
türlich nicht zusammenbrechen, weil wir schon ver-
dammt sind, dafür zu sorgen. Das ist es gerade, da
werden Entscheidungen auf Bundesebene getroffen,
aber auszubaden haben sie die Länder und die Kom-
munen, und zwar auch die Länder und Kommunen,
die diese Entscheidung nicht im Bundesrat zu ver-
antworten haben. Es wird in Bremen natürlich das
Möglichste getan werden, diesen Übergangsprozess
so reibungslos wie möglich zu gestalten. Ich will aber
im nächsten Jahr dann nicht ständig Appelle oder Vor-
würfe von der Opposition hören, dass dieses und jenes
nicht  funktioniert.  Es  werden  hier  Vorkehrungen
getroffen werden, um es so sozialverträglich und rei-
bungslos wie möglich zu machen. Was aber in der
Anlage schon falsch ist, kann auch durch die beste
Organisation nicht gekittet werden. Da will ich im Vor-
hinein schon sagen, ich verbitte mir dann auch heuch-
lerische Appelle, dass man doch bitte für bessere Ab-
läufe sorgen solle.

Noch einmal zu Ihnen, Herr Dr. Möllenstädt! Die-
ser Kompromiss zu den Hartz-IV-Reformen war be-
kanntlich ein schwieriger Kompromiss zwischen Bund
und Ländern. Die CDU-geführten Bundesländer ha-
ben auch dazu beigetragen – damals war Bürgermeis-
ter Dr. Scherf noch Verhandlungsführer –, dass es so
kompliziert geworden ist, wie es nun einmal ist.

Drittens, ganz zum Schluss, weil es nun immer wie-
der in jeder Debatte zur Arbeitsmarktpolitik kommt,
Herr Nestler, und vielleicht werden Sie das dann mor-
gen in der Haushaltsberatung begreifen: Das BAP in
Bremen wird nicht gekürzt. Wir haben einen Gesamt-
betrag von 89 Millionen Euro bis zum Ende der EU-
Bewilligung, ESF-Bewilligungsperiode, zur Verfügung
gestellt. Dies wird gleichmäßig im beschäftigungs-
politischen Aktionsprogramm abfließen. Die Arbeits-
marktprogramme werden also gleichmäßig bedient.
Es wird in jedem Jahr gleichviel für die Arbeitsmarkt-
politik zur Verfügung gestellt werden, infolgedessen
sind  hier  von  der  Landesseite  keinerlei  Kürzungen
oder Schwierigkeiten in der Arbeitsmarktpolitik zu er-
warten oder zu befürchten. Das nur noch zur Richtig-
stellung! – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Schön.

Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident,  liebe  Kolleginnen  und  Kollegen!  Lieber
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Herr Dr. Möllenstädt, ich bin darüber schon ziemlich
erstaunt, wie Sie sich hier so schlankweg nicht der
Problemlage stellen und über alles Mögliche reden,
aber nicht darüber, womit wir uns gegenwärtig aus-
einandersetzen müssen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Sie nehmen die aktuelle Problemlage in Ihrem Bei-
trag überhaupt nicht zur Kenntnis. Sie sehen gar nicht,
dass ein Handlungsdruck besteht und kommen dann
damit, der neuen Bundesregierung müsse doch erst
einmal Zeit und Chance gegeben werden. Ich hätte
mich gefreut, wenn Sie gesagt hätten, Herr Niebel
von der FDP war schon immer gegen die gemeinsa-
me Aufgabenwahrnehmung.

(Abg. D r .  M ö l l e n s t ä d t  [FDP]: Das
geht ja jetzt von Ihrer Redezeit ab!)

Es wäre auch richtig gewesen zu sagen, die CDU-
Bundesfraktion hat, nachdem sich alle einig waren,
gesagt, wir wollen es doch nicht. Es hätte auch zur
Wahrheit beigetragen, wenn Sie erwähnt hätten, Sie
haben es auch schon vor längerer Zeit sowohl in Ihr
Wahlprogramm als dann auch in den Koalitionsver-
trag geschrieben.

(Abg. D r .  M ö l l e n s t ä d t  [FDP]: Stel-
len Sie sich einmal vor, wir hätten das nicht
dahinein geschrieben! Was hätten Sie dann

wohl gesagt?)

So vom Himmel ist es nun wirklich nicht gefallen, wie
Sie es hier nun glauben machen wollen.

Im Übrigen haben die Grünen schon nach dem Bun-
desverfassungsgerichtsurteil Ende 2007/Anfang 2008
gesagt, dann ist es richtig, an dem Punkt auch die
Verfassung zu ändern. Seitdem arbeiten wir daran,
im Gegensatz zu Ihnen! Wir haben es ernst genom-
men, was das Bundesverfassungsgericht an der Stelle
gesagt hat, dass es zwar zum jetzigen Zeitpunkt nicht
verfassungskonform ist, dass es aber notwendig ist,
da einen Strukturwechsel und tatsächlich eine ge-
meinsame Mischverwaltung zu machen. Wenn Sie
dann ins Feld führen, dass die BAgIS schlecht arbeitet,
kann ich dazu nur sagen, wenn seit 2007 für die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter unklar ist, wie ihre Per-
spektive ist, machen sie sich darüber Gedanken, wo
sie vielleicht einen sichereren Arbeitsplatz haben, das
ist doch völlig klar!

(Abg. D r .  M ö l l e n s t ä d t  [FDP]: Das
ist doch nicht allein das Versagen der Mit-

arbeiter!)

Es geht darum, an der Stelle Sicherheit zu schaf-
fen für einen gemeinsamen Personalkörper. Was Sie
an der Stelle mit Ihren ganzen Einlassungen in den
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letzten Wochen tun, ist mit Sicherheit nicht dazu ge-
eignet, hier Sicherheit, Klarheit und Perspektive in
die Situation zu bringen. Da würde ich mir wünschen,
wenn Sie hier nicht immer nur dazwischenreden,
sondern auch zuhören und das eine oder andere ein-
mal zur Kenntnis nehmen, sodass die Menschen in
diesem Land in Zukunft vielleicht auch von der FDP
etwas haben. – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
Frau Senatorin Rosenkötter.

Senatorin Rosenkötter: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Die Überschrift „Beratung und Be-
treuung möglichst aus einer Hand“ ist das Ziel, das
sich alle Länder im Bund in die Hand versprochen
haben, das wir für die Hilfebedürftigen erreichen wol-
len. Es geht darum, dass hier Bund, Länder und Kom-
munen zusammenarbeiten müssen und auch wollen,
aber dies natürlich auch können müssen. Insbesondere
geht es auch darum, regionale Aspekte von Arbeits-
marktpolitik, von Unterstützung hilfebedürftiger Men-
schen auch vor Ort mit den Möglichkeiten einbrin-
gen zu können, um so zu einer vernünftigen Lösung
für die Menschen zu kommen, die diese Unterstüt-
zung brauchen.

Ich will noch einmal die Zeitschiene in Erinnerung
rufen: Das Bundesverfassungsgerichtsurteil ist fast
genau auf den Tag, 20. Dezember 2007, zwei Jahre
her. Dann hat es intensive ergebnisorientierte und
zielorientierte Beratungen aller Bundesländer gege-
ben, und das Ergebnis lag im Februar 2009 auf dem
Tisch, nämlich das ZAG-Modell, das heißt Zentren
für Arbeit und Grundsicherung, und damit verbun-
den eine Verfassungsänderung. Ich will das nur noch
einmal auch für alle hier in Erinnerung rufen, denn
ich glaube, es ist wichtig, auch die zeitliche Reihen-
folge zu sehen, wie sich hier dieser Prozess gestaltet
hat. Im Frühjahr 2009 beschloss bekanntermaßen die
CDU-Bundestagsfraktion, dieses Vorhaben entgegen
der Entscheidung der Fachminister der Länder nicht
weiter zu verfolgen, sondern unmittelbar kurz vor der
Ziellinie diesen Prozess zu stoppen. Die Zeit drängt,
meine Damen und Herren! Der 31. Dezember 2010
ist das letzte Datum, bis dahin müssen wir eine Neu-
aufstellung in den Kommunen hinbekommen haben.

Ich will eines sagen, allein in den letzten vier Wo-
chen hat es drei Fassungen eines Eckpunktepapiers
aus dem Bundesarbeitsministerium gegeben. Seit der
Arbeits- und Sozialministerkonferenz in November
dieses Jahres hat es also drei Fassungen gegeben,
allerdings ist nach Meinung aller – ich betone noch
einmal, aller – Länder auch dieses Papier keine wirk-
liche Lösung des Problems, sondern verschärft eher
die Unsicherheit für die Hilfebedürftigen und für die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vor Ort.

Ich will das auch an einigen Punkten deutlich ma-
chen! Wenn hier immer wieder von 69 Optionskom-
munen die Rede ist – auch das ist ja in diesem ge-
samten Prozess ein großer Diskussionspunkt gewe-
sen –, so war der Ausgangspunkt für die 69 Options-
kommunen eine Experimentierklausel in der dama-
ligen  Aufstellung  der  Argen.  Experimentierklausel
heißt, wenn nicht verfassungsgerecht ist, was die Ar-
gen derzeit machen, dann ist logischerweise, und das
bestätigen hier auch die Juristen, die Option nicht ver-
fassungsgemäß.

(Abg. F r e h e  [Bündnis 90/Die Grünen]:
So ist es!)

Das heißt in der Folge, dass die Konstruktion, die
jetzt vom Bundesarbeitsministerium gewählt wird,
eine Konstruktion ist, die am Ende nicht verfassungs-
konform ist. Was bedeutet das? Das bedeutet, dass
wir derzeit eine Organisationsreform in die Wege lei-
ten, wissend, dass wir eine zweite Reform brauchen,
um hier die Verfassungsmäßigkeit herzustellen. Das
ist unmöglich! Das geht nicht!

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der LINKEN)

Meine Damen und Herren, im Eckpunktpapier sind
sehr vage Formulierungen, an vielen Stellen als
Prüfaufträge  formuliert.  Ich  will  nur  zwei,  drei  Punkte
nennen. Da ist der Bereich des Personals, der voll-
kommen  ungeklärt  ist.  Es  ist  ungeklärt,  wie  mit  IT
weiter umgegangen werden soll, und es ist ein ganz
entscheidender Punkt ungeklärt, nämlich der Punkt
des Datenschutzes. Auch das spielt gerade, wenn wir
hier über hilfebedürftige Menschen reden, eine ent-
scheidend wichtige Rolle, und da erwarte ich, dass,
bevor über solch eine Reform in der Ausgeprägtheit
gesprochen wird, diese Punkte auch geklärt sind. Das
muss einfach eine Bundesregierung an der Stelle auch
innerhalb kürzester Zeit leisten.

Wenn wir eine Veränderung bekommen, muss auch
noch einmal gesagt werden, wir haben 69 Options-
kommunen, aber wir haben 346 Argen, die einzeln
mit der Bundesagentur für Arbeit entsprechende Ver-
träge abschließen müssen. Auch das muss deutlich
werden, die sind nicht gleich! Die sind in jeder Ar-
beitsgemeinschaft anders. 346 Verträge müssen dort
gemacht werden.

Wir haben in den letzten Wochen, ich habe das an-
gedeutet, mehrfach mit den Arbeits- und Sozialmi-
nistern sowohl auf der Arbeitsebene als auch auf der
Ministerebene zusammengesessen, zuletzt am ver-
gangenen Montag. Die B-Ministerrunde hat mit der
neuen Bundesarbeitsministerin zwei Stunden zusam-
mengesessen, um einen Beschluss zu formulieren, der
das Eckpunktepapier zur Kenntnis nimmt, Fragen auf-
wirft und erneut einen Weg zur Verfassungsänderung
formuliert. Das ist doch einigermaßen bemerkenswert
und besonders an dieser Stelle.
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Laut Angabe des Ministeriums sind allein für die
Organisationsreform auf der Seite des Bundes 20 Mil-
lionen Euro in diese Organisationsreform zu inves-
tieren. Nicht mitgerechnet sind die Kosten und die
Zeitressourcen, die es auch auf der Ebene der Kom-
munen und Länder erfordern wird. Datenschutz, das
habe ich alles angesprochen!

Wir sehen und wissen, dass wir aufgrund der Wirt-
schafts- und Finanzkrise sicherlich im nächsten Jahr
mit Auswirkungen auf die Arbeitsmarktlage, aber
auch mit Auswirkungen natürlich insbesondere auf
die Anzahl der Hilfebedürftigen ausgehen müssen.
In dieser schwierigen Phase und unter einem erneuten
und enormen Zeitdruck – und, wie man hört, wird
frühestens im zweiten Quartal 2010 mit wirklich kon-
kreten gesetzlichen Regelungen zu rechnen sein –
wird eine vorrangige Aufgabe, nämlich die soziale
Sicherheit für hilfebedürftige Menschen zu gewähr-
leisten, von der Bundesregierung an dieser Stelle voll-
ends chaotisiert. Bemerkenswert ist doch auch, dass
die Bundesregierung die Lösung aller Fachminister
der Länder auch jetzt vollkommen ignoriert und im
Grunde nicht zur Kenntnis nimmt, was dort erarbei-
tet worden ist.

Erlauben Sie mir, Herr Nestler und Herr Dr. Möl-
lenstädt, an dieser Stelle doch ein paar Dinge noch
einmal auch gerade zu stellen! Ich kann verstehen,
dass Sie, Herr Nestler, auch hier sehr engagiert dafür
sprechen, was im Vorlauf dieser ganzen Entscheidung
stattgefunden hat. Eines ist aber doch klar, so wie Sie
es formulieren – und das muss man sich einfach vor
Augen  führen,  dass  es  hier  zukünftig  eine  Tatbe-
standswirkung gibt, das heißt, irgendjemand ande-
res, in diesem Fall möglicherweise die Bundesagentur
für Arbeit oder der Medizinische Dienst oder wer im-
mer auch dort in Rede steht, wird Feststellungen ma-
chen, die wir mit Geld zu erfüllen haben, für die wir
nachher juristisch auch herangezogen werden, wenn
es zu Klagen kommt –, sind das Regelungen, die so
überhaupt nicht möglich sind.

Herr Dr. Möllenstädt, ich finde es schon reichlich
kühn,  wie  Sie  hier  heute  diesen  Weg  beschreiben,
sich aus der Verantwortung herausziehen und sagen:
Wir sind ja erst seit sechs oder acht Wochen im Amt
in der Bundesregierung.

(Abg. D r .  M ö l l e n s t ä d t  [FDP]: Wol-
len Sie das bestreiten?)

Das ist eine vorrangige Aufgabe, und da erwarte
ich einfach auch unter dem Zeitdruck, dass es hier
zu einer Lösung kommt, die es möglich macht, dass
wir den Menschen vor Ort helfen können und dass
wir hier eine Umsetzung hinbekommen, die auch fest
und verfassungskonform ist. Das ist doch der entschei-
dende Punkt.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Das wird in der Tat so oder so ein anstrengender Pro-
zess werden, und ich denke, darauf müssen wir uns
auch insgesamt einstellen, und darauf sind wir ein-
gestellt.

Dass die Bundesregierung in unverständlicher Be-
harrung auf einer Trennung der Aufgaben festhält,
ist keinesfalls nachvollziehbar und zudem weder bür-
gernah noch bürgerfreundlich. Bremen wird deshalb
zusammen mit Rheinland-Pfalz und Berlin am Frei-
tag einen Antrag auf Verfassungsänderung und ein
Gesetz zur gemeinsamen Aufgabenwahrnehmung im
Bundesrat einbringen. Die hilfebedürftigen Menschen
und die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vor Ort brau-
chen endlich Klarheit, und deswegen, meine Damen
und Herren von der CDU- und FDP-Fraktion, nut-
zen Sie Ihre Möglichkeiten auf der Bundesebene, um
endlich zu der von den Ländern erarbeiteten prak-
tikablen und vernünftigen Lösung in dieser Angele-
genheit zu kommen! – Recht herzlichen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Aktuelle Stunde ist geschlossen.

Nutzen und Risiken der HPV-Impfung abwägen

Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen
und der SPD

vom 23. September 2009
(Drucksache 17/935)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin Ro-
senkötter.

Die Beratung ist eröffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Hoch.

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Seit Herbst 2006
können sich Mädchen und Frauen in Deutschland ge-
gen Gebärmutterhalskrebs impfen lassen, kurz auch
HPV-Impfung genannt. HPV steht hier für humanes
Papillomvirus. Bis heute sind über 100 Virentypen be-
kannt, mindestens 13 davon können Gebärmutter-
halskrebs auslösen.

(Vizepräsidentin D r .  M a t h e s  über-
nimmt den Vorsitz.)

Gegen vier dieser Virentypen gibt es derzeit Impf-
stoff von zwei Herstellern. Beide Impfstoffe richten
sich auch gegen die Virentypen 16 und 18, die für 70
Prozent der Fälle von Gebärmutterhalskrebs verant-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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wortlich gemacht werden. Ich denke, das ist ein wich-
tiger Fakt, den man braucht, um sich für oder gegen
eine Impfung zu entscheiden, denn das ist unser zen-
trales Anliegen: Wir Grünen möchten, dass Mädchen,
junge Frauen und deren Eltern in die Lage versetzt
werden, eine informierte, selbstbestimmte Entschei-
dung treffen zu können. Das ist auch der Sinn unse-
res Antrags.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Dazu brauchen sie aber unabhängige und verständ-
liche Informationen über die Vor- und Nachteile der
Impfung. Erst dann können sie gezielte Fragen stel-
len, verschiedene Aussagen bewerten, Nutzen und
Risiken abwägen und sich entscheiden. Das war bei
der Einführung der Impfung nicht der Fall.

Es gab von Anfang an viele kritische Fragen und
auch von Wissenschaftlern kritische Aussagen und
Hinweise  im  Ärzteblatt,  im  Internet  und  in  vielen
Fachblättern. Bereits bevor die wichtigsten Studien
zur Wirksamkeit der Impfung erschienen waren, hatte
die Ständige Impfkommission im März 2007 die Imp-
fung für alle Mädchen zwischen 12 und 17 Jahren
empfohlen. Seitdem hat sich der Impfstoff Gardasil
zu einem großen Verkaufserfolg für die Pharmain-
dustrie entwickelt. Parallel dazu wurde eine große
Werbekampagne mit Aufklärungsspots, Veranstaltun-
gen  an  Schulen  und  Internetkampagnen  gestartet.
Es wurde so massiv für die Impfung geworben, dass
viele junge Mädchen Angst bekommen haben und
sich unbedingt impfen lassen wollten. Doch Angst ist
ein schlechter Berater. Die sachliche Aufklärung ist
dabei manchmal auf der Strecke geblieben.

Auch in Bremen wurde die Einführung der Imp-
fung kritisch begleitet. Mit einer bundesweit einma-
ligen gemeinsamen Erklärung lieferten die Ärztever-
bände, die Gesundheitsbehörde und die Gleichstel-
lungsstelle eine vorläufige Grundlage für eine infor-
mierte Entscheidung. Es war wichtig, dass es zuerst
diese  Entscheidungsgrundlage  gegeben  hat.  Doch
jetzt ist es Zeit für eine ausführliche Information, des-
wegen unser Antrag.

Wir als Koalition möchten, dass in Schulen und
öffentlichen Institutionen nur Informationen und Ma-
terial zur Verfügung gestellt werden, die neutral und
unabhängig sind, Nutzen und Risiken beschreiben,
auf die Zielgruppe ausgerichtet und verständlich sind
und auch die offenen Fragen ansprechen, denn die-
se sind immer noch vorhanden. Auch gerade vor dem
Hintergrund, dass die Ständige Impfkommission nach
ständigem Drängen aus der Wissenschaft ihre Impf-
empfehlung noch einmal überprüft und sich erneut
für eine Impfung ausgesprochen hat, bleiben offene
Fragen.

Ein paar davon möchte ich hier ansprechen: Wir
wissen noch nicht, wie lange der Impfschutz anhält

und ob eine Auffrischungsimpfung notwendig ist, wie
sich die Impfung auf die Verteilung der übrigen Vi-
rentypen auswirken wird, wie sich die Impfung aus-
wirkt,  wenn  vorher  schon  eine  Infektion  mit  HPV-
Viren stattgefunden hat, und wie sinnvoll es wäre,
auch die Jungen zu impfen, denn der Impfstoff ist auch
für Jungen zugelassen, und Männer sind die Über-
träger der Viren.

Untersuchungen  belegen,  dass  die  Hygiene  der
Männer für die Übertragung der Viren eine wichti-
ge Rolle spielt. Dieser Aspekt darf nicht vernachläs-
sigt werden und ist auch im Sinne der Prävention sehr
wichtig. Doch dieser Aspekt wird meistens in allen
Broschüren ausgeblendet, und das halte ich nicht für
richtig. Für uns gehört auch zur Aufklärung, dass Mäd-
chen und junge Frauen schon sehr früh über die Be-
deutung einer regelmäßigen Vorsorgeuntersuchung
informiert werden. Die Impfung ersetzt diese Vorsor-
geuntersuchung nicht. Ich denke, das muss ganz
deutlich gemacht werden, denn sonst laufen sie Ge-
fahr, sich in einer falschen Sicherheit zu wiegen.

Seit 1971 gibt es in Deutschland dieses Früherken-
nungsprogramm. Es ist sinnvoll, und es gibt auch einen
Rückgang der Erkrankungen. Doch leider ist es bis
heute nicht gelungen, auch hierfür eine Qualitätssi-
cherung zu installieren. Wir wissen wenig darüber,
wie die Früherkennung in den verschiedenen Pra-
xen stattfindet und umgesetzt wird. Um die Effekti-
vität dieser Maßnahme zu erhöhen, ist es deshalb auch
dringend sinnvoll, hier Qualitätsstandards einzufüh-
ren. Bei der gesamten Problematik, die ich hier erör-
tere,  geht  es  nicht  darum,  Impfbefürworter  gegen
Impfgegner gegeneinander zu stellen, sondern es geht
uns  darum,  evidenzbasierte  Informationen  an  die
Menschen zu bringen, sodass sie diesen komplexen
Bereich auch beurteilen können. Besonders auch vor
dem Hintergrund, dass wir gern möchten, dass Men-
schen mit Ärztinnen und Ärzten auf Augenhöhe re-
den und sich auseinandersetzen können.

(Glocke)

Ich komme gleich zum Schluss! Denken Sie nur ein-
mal kurz zurück an die Diskussion um das Mammo-
grafie-Screening. Auch damals haben wir uns dafür
eingesetzt, dass Frauen eine informierte und selbst-
bestimmte Entscheidung treffen können. Das ist uns
da auch gelungen. Wir haben sogar eine wissenschaft-
liche Begleitung dazu. Es wäre bei dieser Impfung
auch sinnvoll. Das wäre unser Anliegen bei unserem
Antrag, und deshalb bitte ich Sie auch, das zu un-
terstützen. – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als nächste Redne-
rin hat das Wort die Abgeordnete Frau Mahnke.
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Abg. Frau Mahnke (SPD)*): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Umstrit-
ten,  teuer,  viel  praktiziert:  so  kann  man  die  HPV-
Impfung betiteln. Eine Impfung gegen den Krebs gibt
es noch nicht, auch wenn manche Medien das in
großen Schlagzeilen gern suggerieren. Allerdings sind
viele Menschen verunsichert, seit es zwei Impfstoffe
gibt, die vor einigen HPV-Virustypen schützen sol-
len, die Gebärmutterhalskrebs auslösen können. Viele
denken, durch eine solche Impfung geschützt zu sein,
denn die Hersteller versprechen, dass das Risiko, an
Gebärmutterhalskrebs zu erkranken, durch die Imp-
fung minimiert wird. Dies mag sicherlich auch zutref-
fen, aber zu welchem Preis findet das statt?

Seit 2007 empfiehlt die Ständige Impfkommission,
Mädchen von 12 bis 17 Jahren gegen die potenziell
krebserregenden HPV-Viren impfen zu lassen – vor
ihrem ersten Sexualkontakt. Auch ich habe als be-
troffene Mutter darüber nachgedacht, meine Toch-
ter impfen zu lassen, und habe mir dann ein Infor-
mationsblatt vom Arzt besorgt, mit ihm darüber ge-
sprochen. Plötzlich tauchten die ganzen Informatio-
nen über Nebenwirkungen und eben auch diese un-
geklärten Todesfälle auf. In der Informationsbroschüre
der Deutschen Krebsgesellschaft findet sich lediglich
ein kleiner Absatz, der darauf hinweist, dass es laut
einer Studie der Europäischen Arzneimittelagentur
nach Verabreichung des Impfstoffs am häufigsten zu
Rötungen, Schmerzen oder Schwellungen an der Ein-
stichstelle sowie Fieber kommen kann.

Beschäftigt man sich jedoch mit diesem Thema nä-
her, findet man sehr viele Berichte über die Neben-
wirkungen, die dann ganz anders lauten. Sie reichen
dann von Atemnot, Schüttelfrost, Krämpfen, extre-
mer Schwäche über Seh- und Gleichgewichtsproble-
me bis hin zum Kollabieren. Über diese hohen Risi-
ken war in den Informationen nichts zu finden. Auch
in dem Ihnen allen bekannten Werbespot wurde da-
rauf nicht hingewiesen.

Es wurde allen Eltern suggeriert, wenn sie ihr Kind
nicht impfen lassen, dann machen sie sich schuldig,
wenn es eines Tages erkrankt. Betroffene Eltern müs-
sen doch davon ausgehen, dass die Empfehlungen
der STIKO und ihrer Ärzte unabhängig und umfas-
send sind, soweit es die Erkenntnisse darlegen. Se-
hen wir uns jedoch an, auf welchen Erkenntnissen
die Empfehlung basiert, dann kann man hier nur von
Fehlinformationen sprechen.

In den zugrunde liegenden Studien wurde die Wirk-
samkeit der Impfung allerdings nicht gegen Gebär-
mutterhalskrebs, sondern gegen das Auftreten von
höhergradigen Zellveränderungen als mögliche Vor-
stufe von Gebärmutterhalskrebs an 15- bis 26-jähri-
gen Frauen untersucht. Hier hat man zwar festgestellt,
dass bei Frauen, die noch nicht mit den Virentypen 16
und 18 infiziert waren, diejenigen Krebsvorstufen, die
mit diesen Typen in Verbindung gebracht werden,
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

um 98 Prozent vermindert wurden. Aber die daraus
gemachte Ableitung, dass sich die Krebsfälle darum
um 70 Prozent vermindern, ist mit keiner Studie be-
legt.

Die STIKO erwähnt in ihrer Empfehlung eine le-
benslange Impfeffektivität von 92,5 Prozent. Die Her-
kunft dieser Zahl ist nicht geklärt, denn keine der Stu-
dien liefert Daten oder andere Hinweise auf eine Wirk-
samkeit dieser Größenordnung. Auch wird mit kei-
nem Wort erwähnt, dass nach Einführung der Vor-
sorgeuntersuchung in den Siebzigerjahren mit dem
sogenannten Pap-Test die Erkrankungszahlen und To-
desfälle in Deutschland um über 60 Prozent zurück-
gingen mit einem immer noch anhaltenden Trend nach
unten.

Auch die Unabhängigkeit der Empfehlung muss
in diesem Fall doch sehr angezweifelt werden, wenn
man sich einmal die Verflechtung der Ständigen Impf-
kommission, anderer Organisationen und Ärzten mit
den Pharmaunternehmen ansieht, die diesen Impf-
stoff  herstellen.  Hier  nur  zwei  Beispiele:  Die  Firma
Sanofi unterstützte die Fernsehkampagne des Deut-
schen Grünen Kreuzes, die mit bis zu sechs Spots am
Tag zur besten Sendezeit nach Expertenmeinung ei-
nen zweistelligen Millionenbetrag gekostet hat, auch
nach zwei ungeklärten Todesfällen, die man mit HPV
in Verbindung brachte, auch wenn das nicht zu 100
Prozent erwiesen ist. Als die Impfzahlen zurückgin-
gen, schrieb eine deutsche Eliteakademie 50 000 Ärzte
an, um sie zur HPV-Impfung zu motivieren. Im Se-
nat dieser Akademie sitzt der Vorsitzende der Ge-
schäftsführung von Sanofi. Auch in anderen Ländern
wurde so agiert. Wenn man sich die genannten Ver-
flechtungen ansieht, dann muss man leider davon aus-
gehen, dass es für die HPV-Impfung keine unabhän-
gigen Informationen gibt.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der LINKEN)

Fast jede Zahl zur Wirksamkeit, egal wer sie nennt,
stammt letztendlich von den beiden Impfstoffherstel-
lern GlaxoSmithKline und Sanofi Pasteur. Was üb-
rig bleibt, sind verunsicherte Eltern, junge Mädchen
und  Frauen,  denen  sich  auch  die  Frage  nach  einer
Impfung für Jungen und Männer aufdrängt, da sie
als Überträger in Frage kommen. Frau Hoch hat dies
eben auch angesprochen. Eine Impfung für Jungen
ist in Deutschland nämlich möglich. Es findet sich
jedoch noch keine ausreichende Studie, ob eine Im-
munisierung von Jungen auch zu einer Reduktion der
Gebärmutterhalskrebshäufigkeit  bei  Frauen  führen
würde. Lediglich die Harvard School of Public Health
kommt  zu  dem  Ergebnis,  dass  aus  Kostensicht  die
Impfung von männlichen Jugendlichen gegen HPV-
Viren nicht sinnvoll scheint.

Wir fordern daher mit unserem Antrag, dass in Bre-
men und Bremerhaven keine Werbematerialien, die
vom Hersteller oder von Pharmaunternehmen gespon-
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sert werden, verbreitet werden, sondern unabhän-
gige, auf allen bekannten Studien basierende Infor-
mationen zur Verfügung gestellt werden. – Vielen
Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als nächste Redne-
rin hat das Wort die Abgeordnete Frau Dr. Mohr-Lüll-
mann.

Abg. Frau Dr. Mohr-Lüllmann (CDU)*): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Als ich den Antrag, der hier vorliegt, das ers-
te Mal gelesen habe, habe ich mich erinnert, dass Sie
zur HPV-Impfung schon im Juni 2008 eine Kleine An-
frage gestellt haben. Da habe ich gedacht: Lese ich
die doch noch einmal! Da wird wahrscheinlich – viel-
leicht etwas zeitverzögert – irgendein Handlungsbe-
darf aus den Antworten des Senats hervorgegangen
sein. Ich habe nachgeschaut und konnte eigentlich
nur feststellen, dass es da null Handlungsbedarf gab,
anschließend einen Antrag zu stellen. Ich sehe hier
Ihren Antrag mit der Überschrift „Nutzen und Risi-
ken der HPV-Impfung“ vor mir liegen. Dann lese ich
mir den Antrag durch, und ganz ehrlich, der Antrag
hat überhaupt nichts mit der Überschrift zu tun. Üb-
rigens hat Ihre Debatte auch überhaupt nichts mit dem
Antrag zu tun.

(Beifall bei der CDU)

Wenn Sie jetzt in dem Antrag gefordert hätten – wenn
man da einmal auf Nutzen und Risiken einer Imp-
fung eingeht –, dass Sie sich vielleicht eine Begleit-
forschung vorstellen, dann hätte ich sofort zugestimmt.

(Abg. Frau H o c h  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Habe ich ja gesagt!)

Das steht aber nicht in Ihrem Antrag! Ich lese Ihnen
gleich noch einmal – selbst für Sie vielleicht zur Er-
innerung – Ihre drei Punkte ihres Antrags vor. Sie be-
klagen in Ihrem Antrag nämlich das Informationsmate-
rial zur HPV-Impfung und nicht die Nutzen- und Risi-
kobewertungen,

(Beifall bei der CDU)

und zwar insbesondere das Informationsmaterial, das
an den Schulen kursiert.

Sie kritisieren sogar in Punkt zwei Ihres Antrags Mas-
senkampagnen der Pharmaindustrie, die an Schulen
und Arztpraxen verteilt werden. Als ich das sah, habe
ich ausführlich Recherche betrieben, nicht nur im Phar-
maunternehmen, an allen Schulen und in dieser Be-
hörde, die uns zugänglich ist, auch per Telefon. Hierbei
ist zu sagen, diese Recherchen haben ergeben: Es gibt
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

keine Massenkampagnen an Schulen! Fragen Sie ein-
fach einmal in Ihrem Ressort nach! Es gibt keine Mas-
senkampagnen. Es gibt zum Beispiel auch schulrecht-
liche  Bestimmungen,  die  das  untersagen  würden.
Sollten Sie Informationsmaterial an Schulen gefun-
den haben, so kann es sich natürlich um projektbe-
zogenes  Material  handeln.  Es  gab  damals  zu  dem
Krebskongress eine ganze Schulklasse, die sich sehr
genau mit den Risiken der HPV-Impfung auseinander-
gesetzt hat, und natürlich benötigte die dann auch
Informationsmaterial. Garantiert haben die benötigte
Informationsmaterial in die Schulen eingebracht, aber
die schulrechtliche Bestimmung, die ich gerade schon
erwähnt habe – ich weiß nicht, ob die Senatorin dar-
auf gleich eingehen wird –, regelt natürlich auch die
Verbreitung von Informationsmaterial an Schulen.

(Abg. W i l l m a n n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das stimmt ja nicht!)

Das ist ja nicht einfach so gegeben, dass Massen
an Informationsbroschüren von Sanofi und Glaxo an
den Schulen verteilt werden könnten. Dann, muss ich
sagen, hätten Sie recht, dann müsste man dagegen
vorgehen. Das wäre nicht neutral, aber diese Mas-
senkampagnen gibt es nicht. Dass Pharmafirmen Flyer
in Arztpraxen auslegen, die Patienten mitnehmen kön-
nen, ist nun einmal legal, und ein Heilmittelwerbe-
gesetz – das gibt es nämlich auch bei uns – regelt
darüber hinaus sehr konkret Werbung für rezeptpflich-
tige Arzneimittel.

(Abg. Frau H o c h  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Ich verbiete das ja auch nicht in Arzt-

praxen!)

Dass Aufklärungen über Impfung von der Pharma-
industrie finanziell unterstützt werden, kann sehr wohl
kritisch gesehen werden, das sehe ich auch so, aber
das ist systembedingt, und das wird leider aus dem
Parlament heraus nicht geregelt werden können.

(Abg. Frau H o c h  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Deshalb wollen wir ja etwas Unabhän-

giges!)

Der CDU-Anspruch ist natürlich auch, dass Infor-
mationsmaterial  wissenschaftlich  und  herstellerun-
abhängig ist. Das will ich überhaupt nicht infrage
stellen. Aber ein finanzielles Engagement der Her-
steller scheint aus meiner Sicht vertretbar und erhöht
generell auch die Aufklärungsbemühungen, soweit
eine inhaltliche Einflussnahme ausgeschlossen ist und
die Verantwortung darüber bei öffentlichen Stellen liegt.
Das ist die Vorgabe, und so stelle ich mir das vor.

Dann will ich noch sagen, Eltern und Jugendliche
benötigen  ein  ausgewogenes,  wissenschaftliches,
verständliches Informationsmaterial, auch industrie-
unabhängig, um eine individuelle Abwägung durch-
führen zu können. Aber was ich auch noch an die-
ser Stelle erwähnen will: Sie tun ja geradezu so, als
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gäbe es überhaupt gar keine Möglichkeit, sich zu in-
formieren, bevor man geimpft wird. Noch gibt es ja
die Informationspflicht bei den Gynäkologen und beim
Kinder- und Jugendarzt. Am Ende impfen also die Ärzte,
und die sind auch in der Lage, Informationen an Müt-
ter und Väter und die Impflinge zu übermitteln.

Lassen Sie mich zum Schluss sagen: Eine Ablei-
tung – und das stört mich eigentlich insgesamt –, dass
durch den Einfluss der Pharmaindustrie automatisch
Schaden für Frauen und Mädchen entstehe, ist aus
meiner Sicht wirklich abwegig.

(Beifall bei der CDU)

Was die Informationen zur Impfung an Schulen an-
geht, wünsche ich mir übrigens, dass nicht nur selek-
tiv für eine Impfung Informationen zur Verfügung ge-
stellt werden, sondern, dass es sachliche Informati-
onen im Sinne von Krankheitspräventionen gibt und
nicht nur selektiv jetzt für eine Impfung. Selbstver-
ständlich richtet sich Aufklärung immer nach den öf-
fentlichen Empfehlungen der STIKO, die Sie auch ge-
rade erwähnt haben, wobei es sich um die Ständige
Impfkommission handelt. Das ist auch richtig so. Denn
ich glaube, dass das da besser aufgehoben ist als zum
Beispiel in politischen Händen und Beurteilungen.

Ich will jetzt nur kurz sagen, wie unser Abstim-
mungsverhalten ist: Auch wenn ich mit diesem An-
trag insgesamt überhaupt nicht zufrieden bin, kann
ich sagen, wenn Sie im ersten Punkt fordern, dass man
ausreichend Informationsmaterial zur Verfügung stel-
len soll sowie in öffentlichen Einrichtungen keine Wer-
bematerialien für die Impfung, die von Herstellern ge-
sponsert werden, verbreitet wird, dann ist das so all-
gemein, dem kann ich zustimmen. Ich kann auch zu-
stimmen, dass Sie an Schulen evidenzbasierte Infor-
mationen  für  Eltern  und  Mädchen  zur  Verfügung
stellen wollen. Da kann man eigentlich nichts dage-
gen haben.

Aber wo ich bestimmt nicht zustimme, das ist Punkt
zwei! Da kritisieren Sie eine flächendeckende Mar-
ketingkampagne. Gegen die wäre ich ja noch, wenn
es sie gäbe. Da es sie aber nicht gibt, kann ich nur
sagen: Punkt zwei kann ich nicht zustimmen! Wir stim-
men vielleicht Punkt 1eins und drei zu, weil man die
irgendwie nicht verneinen kann. Dass es hier aber
Massenkampagnen an Schulen gibt, dazu hätte ich
im Grunde gern noch die Senatorin für Bildung ge-
hört. Diese Massenkampagnen gibt es nicht, das habe
ich ausreichend recherchiert. Deshalb stimmen wir
da mit Nein. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als nächster Redner
hat das Wort der Abgeordnete Erlanson.

Abg. Erlanson (DIE LINKE)*): Sehr geehrte Frau
Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Für DIE
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

LINKE möchte ich hier drei Punkte vorstellen: Der
erste Punkt ist für uns, dass DIE LINKE eigentlich ganz
grundsätzlich gegen die Werbung für Medikamente
im öffentlichen Bereich sowie in Funk und Fernsehen
ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Der zweite Punkt: Ich muss sagen, auch der LIN-
KEN ist zu Ohren gekommen, dass die Pharmaindus-
trie sich nun tatsächlich erdreistet, in den Schulen di-
rekt Werbung zu machen. Wir wissen von vier Schu-
len. Darüber, ob vier Schulen nun eine Massenkam-
pagne bedeuten, kann man sich sicherlich streiten.
Uns wurde es zumindest über diese vier Schulen mit-
geteilt. Daher sind wir der Meinung, auch wenn es
nur vier sind, eine solche Art der Direktwerbung durch
die Pharmaindustrie in den Schulen muss gestoppt
werden. Ich denke, dazu gibt es in den jeweiligen Ge-
setzen auch eine Handhabung. Ich nehme an, das wird
die Senatorin auch noch einmal erläutern.

Der dritte Punkt: Was die Überschrift angeht, hat
Frau Dr. Mohr-Lüllmann zu Recht gesagt – –. Ich glau-
be, aus Sicht der LINKEN ist völlig klar, dass Nut-
zen und Risiken der HPV-Impfung einzig und allein
vom Arzt des eigenen Vertrauens abgewogen wer-
den müssen und von sonst niemandem. Das sollte
unserer Meinung nach auch so geschehen. Ich glaube,
die Begleitumstände, die geschildert worden sind, sind
nicht so besonders. Deshalb wird DIE LINKE auch
den gesamten drei Punkten des Antrags der Koaliti-
on zustimmen. – Danke!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als nächster Redner
hat das Wort der Abgeordnete Dr. Möllenstädt.

Abg. Dr. Möllenstädt (FDP)*): Frau Präsidentin, lie-
be Kolleginnen, liebe Kollegen! Es sind ja schon viele
richtige Argumente zu dieser Diskussion genannt wor-
den. Mir ist hier aber daran gelegen, dass man durch-
aus feststellen kann, dass die Informationsangebo-
te, die es gibt, wahrscheinlich nicht für jeden an je-
der Stelle immer ausreichend sind. Ich glaube aber
– und da ist Frau Dr. Mohr-Lüllmann sicherlich recht
zu geben –, dass es ganz wesentlich ist, dass eine Be-
ratungspflicht von Medizinerinnen und Medizinern
vorhanden ist. Darauf sollte man sich konzentrieren.
Ich glaube in der Tat auch, das ist auch mein Eindruck,
wenn man von so einer flächendeckenden Marketing-
kampagne, wie die Koalition sie hier wahrgenommen
hat spricht, dann wüsste ich schon gern einmal, wo-
rauf sich das beziehen soll. Das ist mir noch nicht zu
Ohren gekommen, dass es so sein soll, dass es so etwas
gibt.

Auf der anderen Seite gefällt mir an dieser Stelle
auch die Diktion des rot-grünen Antrags eigentlich
nicht. Es kann nicht so sein, dass man in Konfronta-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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tion  zu  den  Herstellern  von  entsprechenden  Pro-
dukten geht, sondern es kann nur so sein, dass eine
entsprechende  Information  in  Kooperation  mit  den
Herstellern aufbereitet wird. Wo kämen wir denn da
hin? Stellen Sie sich einmal vor, ein großes Pharmaun-
ternehmen würde sagen, wir geben einen Impfstoff
auf den Markt, informieren aber überhaupt nicht über
die Risiken und die Vorteile, das verschweigen wir
einfach! Darüber wären Sie zu Recht empört. Genauso
kann es auch nicht sein, dass man sagt, wir informieren
darüber, aber die Hersteller dieser Produkte werden
nicht mit einbezogen. Deshalb würden wir uns als li-
berale Fraktion eher wünschen, dass man mit den
Herstellern ins Gespräch kommt und abgewogene
Informationen entwickelt, aber eben auch solche, die
Vorteile und Risiken aus beiden Sichtweisen mit be-
rücksichtigen. Ich glaube, nur so kann tatsächlich Wis-
sen gewonnen werden.

Insgesamt glaube ich, wenn man die Überschrift
über Ihrem Antrag und die Einleitung dazu liest, ist
das Thema auch viel breiter als das, was Sie nachher
an Schlussfolgerungen daraus ziehen. Es geht ja nicht
nur darum, an Schulen zu informieren, sondern es
geht auch darum, langfristig Sicherheit über die Wirk-
samkeit dieser Impfungen zu gewinnen. Das ist an
vielen Stellen noch nicht abschließend zu beurteilen.
Das ist sicherlich ein Mangel. Das liegt aber daran,
dass wir noch nicht genügend Erfahrungen haben.

(Abg. Frau H o c h  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Dafür muss man es begleiten, wissen-

schaftlich!)

So ist es! Das ist auch ausdrücklich vorgesehen,
wenn Sie sich zum Beispiel die Veröffentlichungen
des Robert-Koch-Instituts dazu anschauen. Ich finde,
das ist eine sehr solide Basis, übrigens öffentlich zu-
gänglich für jeden, der sich mit dem Thema seriös –
das unterstelle ich – auseinandersetzen möchte, um
auch zu sehen, wo in diesem Bereich noch Forschungs-
defizite vorhanden sind. Diese sind nicht unerheb-
lich, das möchte ich hier einräumen. Gleichwohl findet
sich  in  dem  entsprechenden  Bulletin  des  RKI  vom
10. August 2009 auch der Hinweis, dass es unverant-
wortlich wäre, wenn die Mädchen, die eine Impfreihe
aufgrund widersprüchlicher Informationen oder Fehl-
informationen begonnen haben, diese nicht weiter-
führen würden. Ich glaube, deswegen ist es in der
Tat sehr schwierig, mit einem solchen Antrag zu ope-
rieren, da das eher zu Verunsicherungen führen kann,

(Abg. Frau H o c h  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das ist doch Quatsch!)

sondern man muss erst vernünftige Informationsme-
dien miteinander entwickeln.

(Abg. Frau H o c h  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Damit haben Sie sich doch schon für

eine Impfung entschieden!)

Das ist die Meinung des RKI, das ist nicht meine
Meinung! Ich teile allerdings schon diese Risikoein-
schätzung. Ich glaube, Sie wären gut beraten, wenn
Sie an dieser Stelle nicht die Konfrontation suchen
würden, sondern eine Kooperation, gerade auch mit
den Herstellern von Impfstoffen. Dazu gibt es aus mei-
ner Sicht auch relativ wenige Alternativen, da natür-
lich nur sie Erkenntnisse über die Eigenschaften dieser
Produkte haben.

Dementsprechend werden wir Ihrem Antrag nicht
zustimmen. Wir bleiben aber gern mit Ihnen im Ge-
spräch, wie man diese Situation insgesamt verbes-
sern kann. Das Thema, das Sie anschneiden, ist wich-
tig, aber es ist wesentlich vielschichtiger, als der Teil
Ihres Antrags ausdrückt. Ich glaube, dass wir deshalb
in der Sache auch weiter daran arbeiten und versu-
chen sollten, eine Lösung zu finden, die nachher wirk-
lich weiterführt, statt hier von Kampagnen zu reden,
die in der Realität nach meiner Wahrnehmung so nicht
stattfinden. Wenn Sie solche Erkenntnisse haben, wäre
es sicherlich – da stimme ich Frau Dr. Mohr-Lüllmann
auch zu – angezeigt, darüber mit der Bildungssenato-
rin einmal ein Gespräch zu führen. – Herzlichen Dank!

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Frau Dr. Mathes: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Senatorin Frau Rosenkötter.

Senatorin  Rosenkötter:  Sehr  geehrte  Frau  Präsi-
dentin, liebe Abgeordnete! Ich begrüße sehr, dass die-
ses Thema hier noch einmal auf die Tagesordnung ge-
kommen ist. Ich glaube, es ist wichtig, immer wieder
insbesondere dafür zu sensibilisieren, dass es hier auch
wirklich eine Entscheidungsgrundlage und ausrei-
chende Informationen sowohl für die jungen Mädchen
als auch für die Eltern gibt, ob sie sich für oder ge-
gen eine Impfung entscheiden.

Wir haben hier im Jahre 2008 mit allen wesentli-
chen Einrichtungen eine gemeinsame Bremer Erklä-
rung verabschiedet, die zum Ziel hatte, über die Er-
krankung selbst, also über die HPV-Infektion, was
eine Impfung bewirken kann und für wen überhaupt
eine Impfung gedacht ist, zu informieren. Sie hat aber
auch die offenen Fragen formuliert, die im Zusam-
menhang stehen, und weitere Maßnahmen, um Ge-
bärmutterhalskrebs zu verhindern. Denn eines ist si-
cher: Die HPV-Impfung ist ganz sicher kein umfas-
sender Schutz gegen Gebärmutterhalskrebs! Deswe-
gen ist es wichtig, hier auch eine Plattform, eine Ent-
scheidungshilfe und Informationen für die Mädchen
und deren Mütter zu geben.

Ich möchte eines hinzufügen: Ich habe auch nicht
gehört, dass wir hier wirklich richtig auseinanderlie-
gen, sondern ich glaube, wir verfolgen alle ein glei-
ches und gemeinsames Ziel. Es darf in der Tat na-
türlich nicht zu Interessenkollisionen kommen, die
möglicherweise von den Pharmaunternehmen genutzt
werden, um in Klassen oder in Schulen einseitige In-
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formationen zu verteilen. Wir wollen deshalb – und
das  ist  die  Verabredung  mit  der  Kollegin  Jürgens-
Pieper – erneut dazu starten, im nächsten Jahr Infor-
mationen sowohl schriftlich als auch möglicherweise
in Veranstaltungsform in den Schulen anzubieten.

Ich denke, das ist der richtige Weg, um immer wie-
der auf dieses Thema hinzuweisen. Ich danke noch
einmal dafür, dass wir die Gelegenheit hatten, hier
zu sensibilisieren. – Herzlichen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Es ist getrennte Abstimmung beantragt worden.

Zuerst lasse ich über die Ziffern 1 und 3 des An-
trags abstimmen.

Wer den Ziffern 1 und 3 des Antrags der Fraktionen
Bündnis 90/Die Grünen und der SPD mit der Druck-
sachen-Nummer  17/935  seine  Zustimmung  geben
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen,
DIE LINKE, Abg. M ö h l e  [parteilos], Abg.
T i m k e  [BIW]  und  Abg. T i t t m a n n

[parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen FDP)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
den Ziffern 1 und 3 zu.

Jetzt lasse ich über die Ziffer 2 des Antrag abstim-
men.

Wer der Ziffer 2 des Antrags der Fraktionen Bünd-
nis 90/Die Grünen und der SPD mit der Drucksachen-
Nummer 17/935 seine Zustimmung geben möchte,
den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE
LINKE und Abg. M ö h l e  [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU, FDP, Abg. T i m k e  [BIW]
und Abg. T i t t m a n n  [parteilos]

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
auch der Ziffer 2 zu.

Ich schlage vor, dass wir vor der Mittagspause noch
die Punkte ohne Debatte abhandeln. Wir haben noch
20 Minuten Zeit. Ich glaube, das ist reichlich, um diese
abzuarbeiten. – Ich sehe Ihr Einverständnis, was mich
freut.

Wahl zweier Mitglieder der staatlichen Deputation
für Wirtschaft und Häfen

Die Wahlvorschläge liegen Ihnen vor.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer  entsprechend  den  Wahlvorschlägen  wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) wählt ent-
sprechend.

(Einstimmig)

Gesetz zur Änderung des Vergnügungssteuer-
gesetzes

Mitteilung des Senats vom 20. Oktober 2009
(Drucksache 17/966)

2. Lesung

Die Bürgerschaft (Landtag) hat den Gesetzentwurf
des Senats in ihrer 56. Sitzung am 19. November 2009
in erster Lesung beschlossen.

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung des Vergnügungs-
steuergesetzes, Drucksache 17/966, in zweiter Lesung
beschließen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in zweiter Lesung.

(Einstimmig)

Gesetz zur Änderung medienrechtlicher Gesetze

Mitteilung des Senats vom 27. Oktober 2009
(Drucksache 17/971)

2. Lesung

Wir verbinden hiermit:
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Bericht und Antrag des Ausschusses für Informati-
ons- und Kommunikationstechnologie und Medien-
angelegenheiten zum Gesetz zur Änderung medien-
rechtlicher Gesetze, Mitteilung des Senats vom 27.

Oktober 2009, (Drucksache 17/971)
vom 30. November 2009

(Drucksache 17/1077)

Die Bürgerschaft (Landtag) hat den Gesetzentwurf
des Senats in ihrer 56. Sitzung am 19. November 2009
in erster Lesung beschlossen und zur Beratung und
Berichterstattung an den Ausschuss für Informations-
und Kommunikationstechnologie und Medienange-
legenheiten überwiesen. Dieser Ausschuss legt mit
der Drucksachen-Nummer 17/1077 seinen Bericht und
Antrag dazu vor.

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet. – Wortmel-
dungen liegen nicht vor. – Die Beratung ist geschlos-
sen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung medienrechtlicher
Gesetze, Drucksache 17/971, in zweiter Lesung be-
schließen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in zweiter Lesung.

(Einstimmig)

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von
dem Bericht des Ausschusses für Informations- und
Kommunikationstechnologie und Medienangelegen-
heiten, Drucksache 17/1077, Kenntnis.

Gesetz über Gebühren für die Ausführung von
zusätzlichen Schornsteinfegerarbeiten im Lan-
de Bremen und Ermächtigung zur Einteilung von

Kehrbezirken

Mitteilung des Senats vom 1. Dezember 2009
(Drucksache 17/1080)

1. Lesung
2. Lesung

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz über Gebühren für die Ausführung
von zusätzlichen Schornsteinfegerarbeiten im Lan-
de Bremen und Ermächtigung zur Einteilung von
Kehrbezirken, Drucksache 17/1080, in erster Lesung

beschließen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen,
DIE LINKE, Abg. M ö h l e  [parteilos], Abg.
T i m k e  [BIW]  und  Abg. T i t t m a n n

[parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

(FDP)

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in erster Lesung.

Meine Damen und Herren, interfraktionell wurde
vereinbart, die Behandlung und Beschlussfassung in
erster und zweiter Lesung vorzunehmen. Ich lasse
deshalb darüber abstimmen, ob wir jetzt die zweite
Lesung durchführen wollen.

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.

(Einstimmig)

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz über Gebühren für die Ausführung
von zusätzlichen Schornsteinfegerarbeiten im Lande
Bremen und Ermächtigung zur Einteilung von Kehr-
bezirken in zweiter Lesung beschließen möchte, den
bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen,
DIE LINKE, Abg. M ö h l e  [parteilos], Abg.
T i m k e  [BIW]  und  Abg. T i t t m a n n

[parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

(FDP)

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.

Bericht nach Artikel 13 (Bewirtschaftungspläne für
die Einzugsgebiete) beziehungsweise Artikel 11 (Maß-
nahmenprogramm) der EG-Wasserrahmenrichtlinie

(EG-WRRL)

Mitteilung des Senats vom 1. Dezember 2009
(Drucksache 17/1081)

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.
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Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mittei-
lung des Senats, Drucksache 17/1081, Kenntnis.

Wahl eines Mitglieds des Ausschusses für
Wissenschaft und Forschung

Der Wahlvorschlag liegt Ihnen vor.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer  entsprechend  dem  Wahlvorschlag  wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) wählt ent-
sprechend.

(Einstimmig)

Bericht des Petitionsausschusses Nr. 29
vom 8. Dezember 2009

(Drucksache 17/1088)

Eine Aussprache ist nicht beantragt worden.

Wir kommen daher zur Abstimmung.

Wer der Behandlung der Petitionen in der empfoh-
lenen Art zustimmen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.

(Einstimmig)

Gesetz über den Staatsvertrag zwischen Bund und
Ländern über die Errichtung des IT-Planungsrates
und über die Grundlagen der Zusammenarbeit beim
Einsatz der Informationstechnologie in den Verwal-
tungen von Bund und Ländern, Vertrag zur Ausfüh-

rung von Artikel 91 c Grundgesetz

Mitteilung des Senats vom 8. Dezember 2009
(Drucksache 17/1089)

1. Lesung
2. Lesung

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz über den Staatsvertrag zwischen
Bund und Ländern über die Errichtung des IT-Pla-
nungsrates und über die Grundlagen der Zusammen-

arbeit beim Einsatz der Informationstechnologie in
den Verwaltungen von Bund und Ländern, Vertrag zur
Ausführung von Artikel 91 c GG, Drucksache 17/1089,
in erster Lesung beschließen möchte, den bitte ich
um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in erster Lesung.

(Einstimmig)

Hier ist, wie schon erwähnt, auch die zweite Le-
sung vorgesehen.

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Dann können wir so verfahren.

(Einstimmig)

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz über den Staatsvertrag zwischen
Bund und Ländern über die Errichtung des IT-Pla-
nungsrates und über die Grundlagen der Zusammen-
arbeit beim Einsatz der Informationstechnologie in
den Verwaltungen von Bund und Ländern, Vertrag
zur Ausführung von Artikel 91 c GG, in zweiter Le-
sung beschließen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in zweiter Lesung.

(Einstimmig)

Änderung des Radio-Bremen-Gesetzes

Antrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/
Die Grünen

vom 8. Dezember 2009
(Drucksache 17/1097)

1. Lesung

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung des Radio Bremen
Gesetzes, Drucksache 17/1097, in erster Lesung be-
schließen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen,
Abg. M ö h l e  [parteilos], Abg. T i m k e
[BIW] und Abg. T i t t m a n n  [parteilos])
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Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen FDP)

Stimmenthaltungen?

(DIE LINKE)

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in erster Lesung.

Es ist vereinbart worden, nach der ersten Lesung
den Gesetzesantrag an den Ausschuss für Informa-
tions- und Kommunikationstechnologie und Medien-
angelegenheiten zu überweisen.

Wer der Überweisung des Gesetzes zur Änderung
des Radio-Bremen-Gesetzes zur Beratung und Be-
richterstattung an den Ausschuss für Informations-
und Kommunikationstechnologie und Medienange-
legenheiten zustimmen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) überweist
entsprechend.

(Einstimmig)

Ich unterbreche die Landtagssitzung bis 14.30 Uhr.

(Unterbrechung der Sitzung 12.52 Uhr)

*
Vizepräsident Ravens eröffnet die Sitzung wieder um
14.31 Uhr.

Vizepräsident Ravens: Die unterbrochene Sitzung
der Bürgerschaft (Landtag) ist wieder eröffnet.

Bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt auf-
rufe, möchte ich auf der Besuchertribüne Mitglieder
des Bürgervereins Bremerhaven-Gestemünde, Gäste
der Abgeordnetengemeinschaft Bremen-Nord, Schü-
lerinnen und Schüler des Lloyd-Gymnasiums Bremer-
haven, die den ersten Preis beim Bundeswettbewerb
„Ökonomie mit Energie“ des „Handelsblattes“ gewon-
nen haben, und eine neunte Gymnasialklasse an der
Schule Helsinkistraße sowie Studierende des ersten
Semesters Politikmanagement der Hochschule Bre-
men recht herzlich begrüßen.

Herzlich willkommen in unserem Haus!

(Beifall)

Lohnfortzahlung im Urlaubs- und Krankheitsfall
für Tagesmütter verbessern!

Antrag der Fraktion der CDU
vom 16. Juni 2009

(Drucksache 17/830)

Wir verbinden hiermit:

Lohnfortzahlung im Urlaubs- und Krankheitsfall
für Tagesmütter verbessern!

Mitteilung des Senats vom 13. Oktober 2009
(Drucksache 17/958)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin Ro-
senkötter.

Meine  Damen  und  Herren,  der  Antrag  der  Frak-
tion  der  CDU,  Lohnfortzahlung  im  Urlaubs-  und
Krankheitsfall für Tagesmütter verbessern!, vom 16.
Juni 2009, Drucksache 17/830, ist von der Bürgerschaft
(Landtag) in ihrer 49. Sitzung am 26. August 2009 an
die staatliche Deputation für Soziales, Jugend, Seni-
oren und Ausländerintegration überwiesen worden.
Diese legt mit der Drucksachen-Nummer 17/958 ih-
ren Bericht dazu vor.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet.

Als Erste erhält das Wort die Abgeordnete Frau
Ahrens.

Abg. Frau Ahrens (CDU)*): Herr Präsident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Heute ist ein guter
Tag für die Tagesmütter und Tagesväter in Bremen,
erhalten sie doch rückwirkend durch die Initiative der
CDU und durch die Unterstützung der Sozialpolitiker
aller Fraktionen zum 1. August 2009 verbesserte Lohn-
fortzahlungen im Urlaubs- und Krankheitsfall. Heu-
te ist auch ein guter Tag für die parlamentarische De-
mokratie, zeigt sie doch, dass wir uns als Parlament
nicht gefallen lassen, wenn die Verwaltung unsere
Beschlüsse einfach anders umsetzt, als wir Politiker
uns das damals gedacht haben.

Was war passiert? Wir Politiker beschlossen in der
Sozialdeputation 2008: 14 Tage Lohnfortzahlung im
Urlaubs- und im Krankheitsfall. Für mich und die Ta-
gesmütter hieß das übersetzt: 14 plus 14 gleich 28 Ta-
ge, zumal die Sozialsenatorin überall in der Presse
bekannt gab, dass die Tagesmütter Anspruch auf vier
Wochen betreuungsfreie Zeit im Jahr haben.

Die Sozialbehörde übersetzte diese Regelung in
einer Dienstanweisung dann folgendermaßen: Es gibt
Lohnfortzahlung entweder für 14 Tage Urlaub oder
für 14 Tage Krankheit. Diese Anrechnung kann man
aus der Vorlage herauslesen, muss es aber nicht. Von
den 14 Tagen zog die Verwaltung dann noch zwei
Wochenenden ab, also vier weitere Tage, da waren
es nur noch zehn Tage. Wir erinnern uns: Die Tages-
mütter gingen von 28 Tagen Lohnfortzahlung aus, die
Verwaltung machte daraus zehn Tage für entweder
Urlaub oder Krankheit.
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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Zur Verdeutlichung: Wenn die Tagesmutter im März
zehn Tage Urlaub genommen hat und dann im Juli
selbst oder eines ihrer leiblichen Kinder krank wurde,
entfiel jede weitere Zahlung für alle Kinder, bis sie
wieder arbeiten konnte, denn dann waren die zehn
Tage ja schon genommen. Das ist übrigens keine Mathe-
matik, das ist schon Zahlenzauberei in der Behörde
gewesen. Das war das Verschwinden von Tagen, an
denen weiter gezahlt werden sollte. Diese Umsetzung
entsprach nicht dem Parlamentswillen, deshalb wurde
unser Antrag ja auch an die Sozialdeputation über-
wiesen.

Heute liegen Ihnen deshalb unser CDU-Antrag und
der Bericht des Senats zur Abstimmung vor. Um es
kurz zu machen: Heute ist auch ein guter Tag für die
CDU-Bürgerschaftsfraktion in Bremen.

(Abg. F e c k e r  [Bündnis 90/Die Grünen]:
Das stimmt! – Heiterkeit – Beifall bei der SPD,
beim Bündnis 90/Die Grünen, bei der LIN-

KEN und bei der FDP)

Erst  ausreden  lassen!  Es  kommt  nicht  häufig  vor,
dass ein Antrag der CDU formal abgelehnt werden
soll, in Wirklichkeit aber in vielen Punkten die For-
derungen der CDU dergestalt erfüllt sind, dass wir
diesem Bericht zustimmen können. Aus diesem Grund
ziehen wir als CDU-Bürgerschaftsfraktion auch un-
seren Antrag hiermit zurück; ganz bewusst übrigens
erst in dieser Debatte, weil ich mich sehr darüber ge-
ärgert habe, dass einzelne Mitarbeiter der Sozialbe-
hörde inzwischen überall herumlaufen und erzählen,
dass sie die Verbesserungen für die Tagesmütter
durchgekämpft haben. Da kommt man sich dann vor
wie in der „Ricola“-Werbung, in der auch immer an-
dere behaupten, sie hätten es erfunden. Auch die Pres-
semitteilung des Senats vom 13. Oktober dieses Jahres
liest sich in diesem Zusammenhang etwas komisch.

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]: Sind Sie belei-
digt?)

Auch da könnte man den Eindruck gewinnen, der
Senat wäre von allein auf eine Verbesserung für die
Tagesmütter gekommen. Aber auch hier gilt das Glei-
che wie in der Werbung: Alle müssen nachher ein-
gestehen, dass es doch die Initiative der CDU war.

Ausschlaggebend für uns als CDU, unseren Antrag
zurückzuziehen, sind übrigens drei Punkte: Mit der
Neuregelung eines bezahlten betreuungsfreien Mo-
nats und zusätzlich von zehn Urlaubstagen bezie-
hungsweise maximal dann noch fünf weiteren Krank-
heitstagen bewegen wir uns dann im Kontext der an-
deren Länder. Die zweite Verbesserung ist, wer haupt-
beruflich als Tagesmutter arbeitet und bei der Kran-
kenkasse  zusätzlich  Krankengeld  ab  dem  15.  Tag
vereinbart, dem werden die erhöhten hälftigen Kran-
kenkassenkosten bezahlt. Der dritte Punkt, den ich
auch sehr wichtig finde und der nicht selbstverständ-

lich ist: In der letzten Sitzung der Sozialdeputation
am 3. Dezember 2009 wurde auf meine Bitte und hier
insbesondere auf Bestreben der Grünen die Antwort
des Senats auf Punkt zwei unseres Antrags nachge-
arbeitet.

Im Januar wird die Sozialdeputation deshalb eine
überarbeitete Fassung der Richtlinien erreichen. Damit
wird sichergestellt, dass Urlaub tatsächlich genom-
men werden kann. Bisher gab es nämlich vereinzelt
die Praxis in den Sozialzentren, wenn auch nur ei-
nes der fünf Kinder aus den von der Tagesmutter mit
den Eltern abgesprochenen Urlaubszeit ausschert und
dann doch eine Betreuung wünscht, dass die Tages-
mutter für die vier weiteren anderen Kinder auch kei-
ne Lohnfortzahlung mehr erhält. Da PiB – Pflegekinder
in Bremen – die Urlaubsregelung nach der Anwei-
sung des Amtes zu überwachen hat, hätte dies zu vier
Rückforderungsbescheiden geführt und damit de facto
zum Ausschluss der tatsächlichen Inanspruchnahme
von Urlaub. Ein komplizierter Sachverhalt, der kei-
nem zu erklären ist! Ich bin deshalb Herrn Frehe sehr
dankbar, dass er dafür gesorgt hat, dass wir das in
Zukunft auch keinem mehr erklären müssen.

Ich freue mich, dass damit einem Oppositionsan-
trag in weiten Teilen gefolgt wird, und ich hoffe sehr,
dass die Weihnachtszeit, Herr Dr. Kuhn hat es vorhin
auch schon angesprochen, die ja allgemein als Zeit
der Besinnung gesehen wird, vielleicht dazu führt,
dass unserem Ansinnen, auf Bundesebene einheit-
liche Regelungen für Urlaubs- und Krankheitsrege-
lungen für Tagesmütter herbeizuführen, auch noch
nachgegangen wird. Die engagierten Tagesmütter
und -väter im Lande Bremen und in Bremerhaven hät-
ten es sicherlich verdient. – Ganz herzlichen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als Nächste erhält das Wort
die Abgeordnete Frau Krümpfer.

Abg. Frau Krümpfer (SPD): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen,
Frau Ahrens hat ja gerade eben ausgeführt, dass sie
den Antrag zurückzieht. Auch die SPD hatte und hat
immer ein großes Interesse an der Versorgung der
unter Dreijährigen gehabt

(Beifall bei der SPD)

und auch an der Gestaltung unter Einbeziehung ei-
ner attraktiven Tagespflege. Die gesetzlichen Verän-
derungen für selbstständige Tagespflegepersonen ha-
ben sich zum 1. Januar 2009 ergeben, das hatte Frau
Ahrens eben schon ausgeführt. Diese Ausführungen
zu den Lohnfortzahlungen im Krankheits- und im Ur-
laubsfall sind durch eine Verwaltungsvorschrift der
Landesjugendbehörde für die Vollzeit- und Kinder-
tagespflege zum 1. August 2009 neu geregelt wor-
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den, dies wurde im Einzelnen eben schon ausführlich
erläutert.

Wir als SPD würden gern noch mehr im Bereich
der Versorgung der unter Dreijährigen umsetzen und
bitten Sie, Frau Ahrens, sich in Ihrer Partei und bei
Ihrer Bundesfamilienministerin dafür einzusetzen,
dass das Betreuungsgeld wieder zurückgenommen
wird und diese Mittel den Ländern und Kommunen
zur Verfügung gestellt werden,

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der LINKEN)

um diese für die quantitative und qualitative Versor-
gung der unter Dreijährigen einzusetzen. Wir haben
eigentlich schon in der letzten Sitzung der Sozial- und
Jugenddeputation erwartet, dass Sie den Antrag zu-
rückziehen, weil Sie ein großes Lob an die Verwal-
tung und an diese neue Verwaltungsvorschrift gege-
ben haben.

(Abg. Frau A h r e n s  [CDU]: An das Par-
lament, nicht an die Verwaltung! – Abg. Frau

B u s c h  [SPD]: Aha!)

Aha! Es klang in der Deputation etwas anders!

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Das geben wir
gern weiter!)

Wir bedauern es sehr, dass Sie leider häufig zu früh
das Porzellan zerschlagen und nicht vorab sensibel
das Themenfeld Familie behandeln. – Ich danke für
die Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster erhält das Wort
der Abgeordnete Frehe.

Abg. Frehe (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Die Betreuung von
Kindern durch Tagesmütter spielt eine immer wich-
tigere Rolle. Wenn wir insbesondere den Rechtsan-
spruch für die Betreuung junger Kinder unter drei Jah-
ren bis zum Jahr 2013 realisieren wollen, können wir
auf die Betreuung in der Tagespflege neben den Kin-
derkrippen und Elterngruppen nicht verzichten. Des-
halb war es konsequent, die Betreuung durch Tages-
pflegepersonen besser und gerechter zu vergüten und
durch  Fortbildungsmöglichkeiten  zu  qualifizieren.
Ebenso wurde mit den Regelungen zur Großtages-
pflege ein Übergangsbereich zu den Kinderkrippen
geschaffen, der in Zukunft vermutlich noch größere
Bedeutung erhalten wird.

Zu der Aufwertung dieser wichtigen Arbeit gehört
aber auch, die Tätigkeit von der ehrenamtlichen Funk-
tion mit Entschädigung zu einer nebenberuflichen Tä-

tigkeit weiterzuentwickeln und auch die Ausübung
als vollberufliche Tätigkeit vorzusehen. Mit einer sol-
chen Statusveränderung müssen auch Regelungen
einhergehen, die eine selbstständige nebenberufli-
che oder hauptberufliche Tätigkeit absichern, die ja
hauptsächlich von Frauen ausgeübt wird. Der Bun-
desgesetzgeber hat mit der neuen Regelung für die
Krankenversicherung  für  die  nebenberuflich  tätige
Tagesmutter die Möglichkeit geschaffen, einerseits
beim Ehepartner mitversichert zu bleiben, andererseits
sich als alleinstehende Selbstständige zu einem güns-
tigeren Krankenversicherungstarif zu versichern.

Der Bremer Senat hat mit den neuen Regelungen
in den Richtlinien zur Förderung und Betreuung von
Kindern durch Tagespflegepersonen im Lande Bre-
men und der Zusammenfassung der Regelungen für
die Kindertagespflege diese Veränderung aufgenom-
men und wesentliche Verbesserungen vorgenommen.
Gleichwohl waren noch einige Fragen offen geblie-
ben, das hat Kollegin Frau Ahrens richtig gesagt. Von
daher war der Antrag der CDU, den wir dann ja auch
in die Deputation überwiesen und dort ausführlich
diskutiert haben, notwendig und hat diese Probleme
aufgegriffen. Dieser Antrag und die Mitteilung des
Senats  sind  heute  Beratungsgegenstand.  Ich  habe
eben gehört, dass der Antrag der CDU jetzt zurück-
gezogen worden ist, sodass wir dann nur noch die
Mitteilung des Senats zur Kenntnis nehmen müssen.

Kern der Neuregelung ist es, dass Tagespflegeper-
sonen eine Vergütung für zwölf Monate im Jahr er-
halten und einen Monat betreuungsfreie Zeit Urlaub
machen können. Ihnen obliegt die Koordination dieser
betreuungsfreien Zeit, nämlich dafür zu sorgen, dass
alle Eltern mit ihren Kindern zur gleichen Zeit Urlaub
machen und im Idealfall alle Kinder mit ihren Eltern
dann auch weg sind oder eben zu Hause bleiben. Kön-
nen Eltern aus zwingenden Gründen ihren Urlaub
nicht in diese betreuungsfreie Zeit legen, so haben
sie Anspruch auf Vertretung gegenüber dem Amt für
Soziale Dienste, ohne dass die Urlaub machende Ta-
gespflegeperson Abzüge befürchten muss. Das, fin-
de ich, ist eine wesentliche und wichtige Neuerung.

Als Selbstständige erhalten Tagespflegepersonen
nur dann Krankengeld, wenn sie als hauptberuflich
Tätige einen entsprechenden Wahltarif in der Kran-
kenversicherung gewählt haben. Wenn sie sich als
Hauptberufliche krankenversichern, erhalten sie vom
Amt für Soziale Dienste die Hälfte der Beiträge – auch
für den höheren Wahltarif – erstattet. Das, finde ich,
ist eine wesentliche Verbesserung gegenüber der vor-
herigen Situation.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der LINKEN)

Neben dem Urlaub werden ihnen als hauptberuf-
lich Tätige weitere zehn Krankheitstage im Jahr be-
zahlt, und jetzt ist klargestellt, dass es auch nicht ir-
gendwie angerechnet wird. Danach würde mit dem
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entsprechenden Wahltarif das Krankengeld dann am
15. Tag einsetzen oder eben ab dem 43. Tag, falls man
eine andere Regelung, einen anderen Wahltarif wählt.
Damit haben sie eine Absicherung, die der von Be-
schäftigten gleichkommt, und das ist für selbststän-
dig Tätige in diesem Berufsfeld auch eine sehr gro-
ße Verbesserung.

Die anderen nebenberuflich Tätigen erhalten die
Vergütung für 15 Krankheitstage, auch wenn sie nicht
krankengeldberechtigt sind. Das ist auch eine we-
sentliche Verbesserung. Diese Regelung, die wir ein-
vernehmlich in der Deputation beschlossen haben,
soll nun in die Richtlinie so eingearbeitet werden, dass
es keine Missverständnisse mehr geben kann. Im
Deputationsbeschluss über den Bericht der Senato-
rin für Soziales wurde daher einvernehmlich beschlos-
sen, dass sowohl die Richtlinie als auch die zusam-
menfassenden Regelungen der Deputation in der
Neufassung vorgelegt werden. Damit ist meines Er-
achtens dem Antrag der CDU in vollem Umfang auch
entsprochen worden, sodass er jetzt zu Recht zurück-
gezogen werden konnte. – Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der LINKEN)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Cakici.

Abg. Frau Cakici (DIE LINKE)*): Sehr geehrter Herr
Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Frau Ah-
rens sagte, es ist heute ein sehr schöner Tag für die
Tagesmütter und auch für das Parlament. Das sehe
ich auch so. Die CDU hat ihren Antrag bereits im Som-
mer gestellt, und ich muss sagen, es ist zwischen-
zeitlich bei diesem Thema eine Menge passiert. Fakt
ist, dass seit dem 1. Januar 2009 die bundesweite
Besteuerungspflicht für Tagespflegepersonen gilt, das
bedeutet, dass Selbstständige, die entweder in eige-
nen  oder  externen  Räumen  bis  zu  fünf  Kinder  be-
treuen, arbeitsrechtlich weiterhin selbst ihr Einkom-
men verwalten und versteuern müssen. Das heißt, für
Kranken-, Renten-, Pflege- und Unfallversicherung
kommen sie selbst auf, und das, was jetzt passiert,
ist eine sehr gute Lösung. Die Situation hat sich deut-
lich verbessert. Frau Ahrens, Sie haben sich auch sehr
dafür eingesetzt, aber ich glaube, wir, alle Fraktio-
nen, sind uns auch im Parlament alle darüber einig,
das, was am Ende dabei herausgekommen ist, ist gut.
Wer zuerst einen Antrag stellt, finde ich, ist neben-
sächlich.

(Beifall bei der LINKEN und bei der SPD)

Denn Ende gut, alles gut, aber natürlich auch ein Dank
an Sie! Sie haben sich besonders um die Tagesmüt-
ter gekümmert, und das ist sicherlich gut.
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Zur Krankenversicherung möchte ich jetzt eigent-
lich auch gar nicht mehr viel sagen, weil Herr Frehe
alles sehr ausführlich betont hat. Wir begrüßen das
Ganze sehr, und ich bin froh, dass wir das zum Ende
des Jahres alles so positiv hinbekommen haben. Wenn
man sich das einmal mit den Investitionen und den
fünf Jahren anschaut, ist das nicht so ganz zu erfül-
len. Ich bedanke mich aber auch beim Parlament und
bei der Verwaltung, dass alles jetzt positiv ist, und
ich hoffe, dass wir uns weiterhin gut um die Tages-
mütter kümmern, denn sie werden auch gebraucht,
und es ist mit Sicherheit eine bessere Lösung als die
von der CDU gewollte Herdprämie! – Danke schön!

(Beifall bei der LINKEN und bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Dr. Buhlert.

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Damit nicht alles von
jedem gesagt werden muss, kurz und schmerzlos:
Ohne Tagesmütter geht es nicht. Ohne Tagesmütter
wird es nicht gehen. Krippen allein werden nicht aus-
reichen, um dieses 35-Prozent-Ziel mindestens zu er-
reichen. Deswegen haben wir, alle Jugendpolitiker,
uns im vergangenen Jahr sehr angestrengt – die De-
batte hat ja im Herbst und Winter letzten Jahres be-
gonnen –, vernünftige Lösungen hinzubekommen. Es
war sehr schwierig und ein sehr zäher Prozess, den
wir mit der Sozialbehörde und dem Jugendamt aus-
tragen durften, aber letztendlich ist es gut ausgegan-
gen. Insofern ist es richtig, dass so agiert worden ist.

Es ist erreicht, und insofern ist auch ein praktikab-
ler Weg gefunden worden, der für alle gut ist, denn
die Frauen und Männer sind hier haupt- und neben-
beruflich tätig. Das ist schwierig, weil es dann schon
einen unterschiedlichen Status und unterschiedliche
Versicherungsfragen gibt, die geklärt werden müs-
sen, aber es beinhaltet eben auch die Chance, das
wirklich als Beruf zu begreifen und als Tätigkeit, die
dann Rentenanwartschaften et cetera ermöglicht. In-
sofern ist hier ein guter Weg gefunden worden, und
wir als FDP-Fraktion können sagen, wir sind mit dem
gefundenen Weg zufrieden. – Herzlichen Dank für
Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der FDP und bei der LINKEN)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin hat
das Wort Frau Senatorin Rosenkötter.

Senatorin Rosenkötter: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Aufgrund gesetzlicher und steuer-
rechtlicher Änderungen auf Bundesebene stellte sich
die Situation für tätige Tagespflegepersonen seit dem
1. Januar 2009 im Einzelfall sehr unterschiedlich und
teilweise schlechter dar. Tagespflegepersonen wur-
den an das normale Regelsystem angeglichen. Für
die Eltern war das System so zu gestalten, dass dies
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auch weiterhin erschwinglich bleibt. Die Tagespfle-
gekräfte haben Ende letzten Jahres und Anfang dieses
Jahres engagiert ihre Forderungen vorgetragen und
angemeldet, und wir haben die Anregungen der CDU
aufgenommen, weil sie fachlich vernünftig sind. Für
Kinder und Eltern ist es gut, dass die Zahl der Tages-
pflegepersonen in diesem Jahr trotz veränderter Rah-
menbedingungen gestiegen ist.

Die Anstrengungen des Ressorts richten sich wei-
terhin darauf, weitere Personen zu qualifizieren und
als Tagespflegepersonen zu gewinnen und bei der
Einrichtung von Tagespflegestellen zu unterstützen.
– Herzlichen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Ravens: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Die Fraktion der CDU hat ihren Antrag zurückge-
zogen. Damit entfällt eine Abstimmung.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mittei-
lung des Senats, Drucksache 17/958, Kenntnis.

Bericht über die Auswirkungen des Gesetzes über
das Halten von Hunden und Gesetz zur Änderung

des Gesetzes über das Halten von Hunden

Mitteilung des Senats vom 20. Oktober 2009
(Drucksache 17/965)

1. Lesung
2. Lesung

D a z u

Änderungsantrag der Fraktionen der SPD
und Bündnis 90/Die Grünen

vom 11. November 2009

(Drucksache 17/997)

Wir verbinden hiermit:

Für ein sachgerechtes und praktikables
Hundehaltergesetz

Antrag der Fraktion der FDP
vom 17. November 2009

(Drucksache 17/1043)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Mäu-
rer.

Gemäß Paragraf 34 Absatz 1 der Geschäftsordnung
findet in der ersten Lesung zunächst eine allgemei-
ne Besprechung statt; ihr folgt in der Regel die Ein-
zelberatung. Ich schlage Ihnen jedoch vor, dass wir
den Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und
Bündnis 90/Die Grünen, Drucksache 17/997, mit in
die allgemeine Aussprache einbeziehen.

Ich höre keinen Widerspruch. Dann werden wir ent-
sprechend verfahren.

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die allgemeine Aussprache ist eröffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Tschöpe.

Abg. Tschöpe (SPD)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich will mich darauf beschränken,
den Änderungsantrag von Rot-Grün zu begründen.
Wir haben uns in diesem Parlament häufiger über die
Haltung von gefährlichen Hunden unterhalten. Wir
haben das erstmalig im Jahre 2003 getan, dann ha-
ben wir im Jahr 2005 eine weitere Verschärfung vorge-
nommen. Dieses Parlament war sich immer einig, dass
die Zucht sogenannter Listenhunde, Kampfhunde in
Bremen verboten sein soll und deren Haltung unter
gewisse  Auflagen  gestellt  wird.  Dies  war  getragen
von diversen Medienberichten darüber, was Kampf-
hunde mit Menschen und gerade auch mit Kindern
anrichten können, und dieses Parlament hat sehr ein-
hellig gesagt: Hier in diesem Parlament will keiner
die Verantwortung dafür übernehmen, dass Kampf-
hunde weiterhin frei in dieser Stadt gehalten werden
können.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der LINKEN)

Dies gilt nach wie vor, aber wir haben feststellen
müssen, dass das Gesetz nach und nach durch die
Realität ein wenig überholt worden ist, weil wir in
dieses Gesetz auch sehr weise und sehr vorausschau-
end aufgenommen hatten, dass Kampfhundekreuzun-
gen, die dasselbe Gefährlichkeitspotenzial haben,
weiterhin verboten sein sollen. Wir haben uns aber
keine Gedanken darüber gemacht, was denn eigent-
lich zum Nachweis dieser Kampfhundekreuzungen
passiert.

Wir  mussten  jetzt  feststellen,  dass  die  Situation
besteht, dass den gesetzlichen Verboten zum Trotz
Kampfhundekreuzungen gezüchtet und zum Verkauf
als Kampfhundekreuzungen angeboten werden, aber
in offiziellen Dokumenten von Züchtern aber natür-
lich nicht als Kampfhundekreuzungen auftauchen,
sondern als Kreuzungen nicht verbotener Hunderas-
sen. Dies geschieht ausschließlich deshalb, um das
bestehende Zucht- und Handelsverbot, bei dem in
Bremen eine Straftat besteht, zu unterlaufen.

Nach der bisherigen Rechtslage können solche
umdeklarierten Kampfhundekreuzungen den Züch-
tern nicht rechtswirksam entzogen werden. Dies gilt
selbst dann, wenn die Hunde ausdrücklich als Kampf-
hundemischling zum Verkauf angeboten wurden oder
wenn sie alle rassespezifischen Merkmale eines Kampf-
hundes aufweisen. Der Änderungsantrag der Koali-
tion schließt diese Lücke und muss meines Erachtens,
wenn man es ernst nehmen will mit dem Schutz von
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Menschen vor Kampfhunden, in dieser Bürgerschaft
beschlossen werden.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Diese Lösung wird im Übrigen von vielen Prakti-
kern in Bremen wie der Leitung des Tierheims Bre-
merhaven und auch dem Bremer Stadtamt begrüßt.
Sie setzt die gemeinsame Bremer Intention des Han-
dels- und Zuchtverbots von Kampfhunden und Kampf-
hundekreuzungen konsequent um. Ich möchte noch
einmal betonen, ich gehe eigentlich davon aus, dass
es weitestgehend Konsens in diesem Haus ist – oder
vielleicht muss ich sagen, ich ging davon aus, bis ich
den  Antrag  der  FDP  gelesen  habe  –,  dass  wir  ein
kampfhundefreies Bremen haben wollen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich habe eben schon darauf hingewiesen, ich ging
davon aus! Herr Dr. Möllenstädt, ich habe Ihren Antrag
gelesen, und ich versuche, es nicht polemisch zu for-
mulieren. Ich weiß nicht, ob jeder von Ihnen ihn ge-
lesen hat. Die FDP fordert in ihrem Antrag unter Num-
mer 3, dass das in Paragraf 1 Absatz 4 geregelte Zucht-
verbot von gefährlichen Hunden nach Paragraf 1 Ab-
satz 3 aufgehoben wird. Die FDP möchte in Zukunft,
dass in Bremen wieder Kampfhunde gezüchtet wer-
den können. Ich glaube, dem muss die Mehrheit dieses
Parlaments energisch entgegentreten. Das ist gefähr-
lich, und das ist Unsinn. – Ich danke Ihnen für die Auf-
merksamkeit!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Dr. Möllenstädt.

Abg. Dr. Möllenstädt (FDP)*): Herr Präsident, lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Die FDP spricht sich
in Ihrem Antrag für ein sachgerechtes und praktikab-
les Hundehaltergesetz aus.

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]: Mit „sachge-
recht“ sind Sie ganz vorn!)

Wir sind der Überzeugung, dass mit der anstehenden
Erneuerung dieses Gesetzes auch tatsächlich zur Kennt-
nis genommen werden sollte, dass hier eine Evalua-
tion stattgefunden hat, eine Untersuchung, wie sich
das alte Gesetz und seine Vorschriften bewährt ha-
ben. Es ist auch der Medienöffentlichkeit nicht ver-
borgen geblieben, dass die meisten Beißvorfälle nicht
mehr  mit  Kampfhunden  stattfinden,  das  war  auch
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

früher nicht so, sondern dass die Beißvorfälle mit soge-
nannten Kampfhunden eigentlich relativ gering sind
und viele Beißvorfälle eben insbesondere mit Hun-
den von ganz „normalen“ Rassen stattfinden, die nicht
zu den gelisteten Rassen gehören. Dies, glaube ich,
sollte man voranstellen.

Es gibt in dem Bericht, der uns übermittelt worden
ist, natürlich auch eine ganze Menge anderer Zah-
len,  auch  Einschätzungen  insbesondere  auch  zum
Thema der Verbringung von sogenannten gefährli-
chen Hunden aus anderen Bundesländern nach Bre-
men. Diese Regelung, die jetzt vor einigen Monaten
neu eingeführt worden ist, haben wir damals abge-
lehnt, und deshalb werden Sie verstehen, dass wir
auch jetzt an dieser Position festhalten und in unse-
rem Antrag auch diesen Punkt hier aufgreifen.

(Beifall bei der FDP)

Zum Thema Zuchtverbot! Lieber Herr Tschöpe, Sie
wissen, dass es eine ganze Reihe von Bundesländern
gibt, die ihre Hundehaltungsgesetze mittlerweile no-
velliert haben, erneuert haben. Einige Bundesländer
haben niemals ein Zuchtverbot gehabt. Wir glauben,
dass es nicht so furchtbar sinnvoll ist, dass ein selbst-
bewusstes, aber eben dann doch kleines Bundesland
wie Bremen an solch einem Verbot festhält, wenn doch
andere flächenmäßig größere und sehr nahegelegene
Bundesländer  dies  erlauben.  Wir  glauben,  dass  es
sinnvoll ist, gerade bei solchen Regelungen auch eine
gewisse Harmonisierung zwischen dem niedersäch-
sischen und dem bremischen Recht zu haben.

(Beifall bei der FDP)

Deshalb  haben  wir  gesagt,  es  macht  hochgradig
Sinn, um auch eine Überschaubarkeit von Rechtsvor-
schriften für Bürgerinnen und Bürger zu gewährleis-
ten, dass wir uns dort auch in diese Richtung verän-
dern, dass wir analog der früheren Polizeiverordnung
das Halten von Hunden unter einen Erlaubnisvorbe-
halt stellen, sofern sie eben als gefährliche Hunde ein-
gestuft werden.

(Beifall bei der FDP)

Wir glauben, dass das eine Regelung ist, die der Sache
eher gerecht wird als die Regelung, an der Sie jetzt
festhalten wollen, die sich offensichtlich, wenn Sie
den Bericht lesen, nicht bewährt hat.

Im Übrigen stehen wir mit unseren Forderungen
ja nun auch nicht allein. Der Tierschutzbeirat hat auch
einige Anmerkungen gemacht, die ich sehr beden-
kenswert finde. Ich finde es übrigens auch schade,
dass bei diesem Gesetzgebungsvorhaben der Tier-
schutzbeirat, der ja gerade auch von Ihrer Koalition
forciert worden ist, als Beirat bei einer senatorischen
Behörde nur unzureichend beteiligt worden ist. Ich
glaube, das hätte man insgesamt besser und auch früh-
zeitiger machen können.
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Wir hätten uns auch gewünscht, dass man dieses
Gesetz auch hier im Haus noch einmal im Rechtsaus-
schuss diskutiert und nicht nur in der Innendeputa-
tion und dort auch nur sehr schmal. Ich glaube, dass
es insgesamt lohnenswert ist, die einzelnen Vorschrif-
ten dieses Gesetzes einer Überprüfung zu unterzie-
hen. Dazu ist uns ja auch eine Evaluation durch das
Bundesverfassungsgericht mit aufgegeben worden.

Deshalb sind wir auch der Meinung, dass das nächs-
te Gesetz natürlich auch wieder befristet sein muss,
damit man sehen kann, welche Regelungen tatsäch-
lich sinnvoll zur Vermeidung jedweder Beißvorfälle
gegen andere Tiere sind, aber insbesondere natürlich
auch gegen Menschen. Es muss im Vordergrund ste-
hen, welche Regelungen vielleicht entbehrlich und
welche vielleicht auch gar nicht mehr vermittelbar
sind,

(Beifall bei der FDP)

weil sie nicht verstanden werden und so weit von den
Rechtsnormen anderer Bundesländer abweichen, dass
jemand, der nach Bremen kommt, sich plötzlich mit
einer Fülle von Vorschriften konfrontiert sieht, die nicht
nachvollziehbar ist. Dazu haben Sie ja selbst als Koa-
lition im Hinblick auf den vorübergehenden Aufent-
halt von Hunden beigetragen, wir haben es hier dis-
kutiert. Ich glaube, dass diese Regelung nach wie vor
nicht vernünftig ist, und ich glaube auch, dass dies
eigentlich auch den Umgang mit den Hunden, die
vielleicht auf der Liste stehen, aber ja friedlich sein
können – die sind ja nicht alle hochgradig aggressiv
und gewalttätig –, sehr erschwert, wie Sie sich die-
sem Thema genähert haben.

Deshalb glauben wir, dass wir mit den sechs Punk-
ten, die unser Antrag umfasst, den sachgerechteren,
besseren Weg aufzeigen und im Übrigen auch einen
harmonisierten Weg im Gang mit den übrigen Bun-
desländern in unserem Umfeld. Ich glaube, dass es
sehr sinnvoll ist, es so zu machen, und ich freue mich
auf eine angeregte Debatte. – Vielen herzlichen Dank!

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (parteilos): Sehr geehrter Herr Prä-
sident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Je-
der verantwortungsbewusste Hundehalter wird dem
Gesetz über das Halten von Hunden sowie der Än-
derung des Gesetzes über das Halten von Hunden
mit einem reinen Gewissen zustimmen können. Eine
Zuverlässigkeitsprüfung von Hundehaltern bei soge-
nannten  gefährlichen  Kampfhunden  findet  wahr-
scheinlich die allgemeine Zustimmung aller verant-
wortungsbewussten Hundehalter.

Sie schreiben unter Punkt 2.1 – statistische Aus-
wirkungen –, ich darf zitieren: „Das Gesetz über das

Halten von Hunden knüpft an die Gefährlichkeit von
Hunden als rechtlichen Ausgangspunkt für alle wei-
teren Maßnahmen an.“ Die Gefährlichkeit von Hun-
den wird in Paragraf 1 des Gesetzes behandelt. Dazu
gehört ein Aggressionsverhalten des Hundes und so
weiter. Das hört sich im ersten Moment ja wirklich
gut an, ich aber sage Ihnen in aller Deutlichkeit, und
als verantwortungsbewusster Hundehalter weiß ich
sehr genau, worüber ich jetzt spreche:

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das können wir uns bei Ihnen gar

nicht vorstellen!)

Erstens müssen die Gesetze auch wirklich konsequent
eingehalten werden, zweitens – hier spreche ich wahr-
scheinlich auch im Namen aller seriösen Hundehal-
ter – müssen unsere Bürger und besonders unsere
Kinder vor Übergriffen von sogenannten Kampfhun-
den selbstverständlich viel besser geschützt werden.
Das steht hier außer Frage und ist eine Selbstverständ-
lichkeit.

Ich sage aber auch gleichzeitig: Die wahren Bes-
tien sind nicht die unschuldigen Tiere, die wahren Bes-
tien sind die Menschen, die ihre Hunde auf eine bes-
tialische, schmerzvolle und grausame Art und Weise
dazu abrichten. Die wahren Bestien sind grausame
Menschen, die aus reiner Profitgier arme unschuldige
Tiere in einer unvorstellbar grausamen und qualvol-
len Art und Weise als gewinnbringende Gebärma-
schinen unerträglich missbrauchen, um dann anschlie-
ßend diese zu Tode gequälten leblosen Körper oder
sogar noch lebende geschwächte Tiere auf irgend-
einer Müllkippe erbärmlich entsorgen. Die wahren
Bestien sind die Menschen – ich weiß gar nicht einmal,
ob man sie noch als Menschen bezeichnen kann –,

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Welche Menschen kann man denn
nicht als Menschen bezeichnen? Das haben
Ihre Vorgänger auch schon einmal benutzt!)

die ihre Hunde zu sogenannten Kampfmaschinen grau-
sam abrichten und sie für blutige, widerliche Hunde-
kämpfe missbrauchen. Wahrscheinlich sind Sie dafür,
sonst würden Sie ja nicht dazwischenreden!

Kein Hund wird als Bestie geboren, er wird von sol-
chen Bestien zu grausamen Bestien gemacht. Für sol-
che verantwortungslosen Hundehalter brauchen wir
hier härtere Gesetze. Die wirklichen Bestien sind die
Menschen, die ihren Tieren so etwas Grausames und
Schreckliches antun. Darum fordere ich in aller Deut-
lichkeit harte und hohe Haftstrafen für Tierquäler.
Tatsache ist doch, dass selbst grausamste Tierquä-
ler nur mit einer kleinen, geringen Geldstrafe davon-
kommen, und es ist eine menschliche Schande, wenn
nachweislich  grausame  Tierquäler  ihre  gequälten
Tiere anschließend wieder zurückbekommen.

Wie Sie sehen, brauchen wir hier kein Wischiwa-
schi-Alibi-Tierschutzgesetz, das nicht effektiv einge-
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halten und umgesetzt wird. Wir brauchen ein Tier-
schutzgesetz und Gesetze, die den Namen Tierschutz-
gesetz auch wirklich effektiv verdienen. Das Gesetz
über das Halten von Hunden ist im Grunde genom-
men nicht schlecht. Aber glauben Sie nicht auch, dass
seriöse und liebevolle Hundehalter nicht selbst wis-
sen, dass ihr Hund das Liebenswerte und Treueste
ist, das sogar seinen Besitzer mit seinem eigenen Le-
ben verteidigt? Gerade für einsame ältere Menschen
ist ein Tier das Wichtigste und das Wertvollste und
vielleicht auch sogar noch der einzige Bezugspunkt
in ihrem Leben, der ihnen noch Lebensmut, Kraft und
Freude gibt.

Solche in der Mehrzahl seriöse Hundehalter wis-
sen ganz genau, was ihr Hund braucht: viel Liebe,
viel Zuwendung, viel Pflege und Futter. Mit diesen
wenigen Bedürfnissen ist der Hund schon zufrieden
und glücklich und gibt dies seinem Besitzer tausend-
mal an Liebe, Treue und Freude wieder zurück. Das
wissen seriöse Hundehalter aber selbst. Das ist für
sie eine Selbstverständlichkeit, und dazu brauchen
wir nicht extra ein Gesetz zum Halten von Hunden.

Im Übrigen haben alle Tiere ein Recht auf eine
artgerechte Haltung, und alle Tiere haben ein Recht
auf Leben, egal um welches Tier es sich handelt. Das
sollte eigentlich auch eine Selbstverständlichkeit sein,
ist es aber leider nicht, denn das, was der Mensch
einem Tier Grausames antut und angetan hat, kann
ein Mensch in seinem ganzen Leben sowieso nie wie-
der gut machen.

Dem Gesetz werde ich zustimmen, da es in der
Mehrzahl seriöse und liebevolle Hundehalter sowieso
nicht betrifft. Diese halten sich sowieso uneinge-
schränkt an das Gesetz über das Halten von Hun-
den, und diejenigen, die sich nicht an dieses Gesetz
halten und dagegen verstoßen, müssen und sollen hart
dafür bestraft werden. Das ist auch im Sinne von an-
ständigen Hundehaltern.

Hinzufügen möchte ich noch, dass in Bezug auf die
Hundehaltung bei jeder Gelegenheit auch über das
Thema Verunreinigung der Straßen durch Hundekot
politisch diskutiert wird und dies auch im Ortsgesetz
festgehalten ist. Dann müssen Sie aber auch dafür
sorgen, dass zur Entsorgung von Hundekot auch aus-
reichend viele Abfallbehälter bereitgestellt werden,
die  selbstverständlich  von  der  unverschämt  hohen
Hundesteuer bezahlt werden müssen.

(Unruhe – Glocke)

Ich weiß gar nicht, was es darüber zu lachen gibt,
das ist ein Problem!

(Glocke)

Das ist vielleicht nicht Ihr Problem, aber ein Problem
vieler Menschen!

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]: Sie haben sehr
wenig  zum  eigentlichen  Thema  gesagt!  –

Glocke)

Vizepräsident Ravens: Herr Kollege, Ihre Redezeit
ist zu Ende!

Abg. Tittmann (parteilos): Ich komme gleich zum
Schluss! Ich werde mich erstens auch weiterhin für
den Tierschutz insgesamt einsetzen, zweitens dafür,
dass die überhöhte Hundesteuer endlich gesenkt wird,
drittens, dass die Hundesteuer auch endlich zweck-
mäßig im Sinne der Hundehalter verwendet wird, und
viertens, dass Tierquäler rigoros und grundsätzlich
mit Haftstrafen belegt werden und nicht nur mit ei-
ner kleinen lapidaren Geldstrafe davonkommen. Das
ist für mich unerträglich. – Ich danke Ihnen!

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Hinners.

Abg. Hinners (CDU)*): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Die Rede meines Vor-
redners werde ich nicht kommentieren,

(Beifall)

sondern ich werde mich eher mit dem beschäftigen,
was der Kollege Tschöpe hier schon vorgetragen hat!
Die CDU-Fraktion unterstützt die Absicht des Senats,
in Bremen das Gesetz über das Halten von Hunden
über den 31. Dezember 2009 hinaus zu verlängern.
Wir stimmen ebenso dem Entwurf des Gesetzes zur
Änderung und dem Änderungsantrag der Fraktionen
der SPD und Bündnis 90/Die Grünen zu.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Den Änderungsantrag der FDP-Fraktion lehnen wir
allerdings ab, da damit wieder – und das ist hier deut-
lich geworden – der ursprüngliche Zustand herbei-
geführt werden soll.

Uns ist sehr wohl bewusst, wie sensibel einige Hun-
dehalter dieses Gesetz und damit auch die heute auf
der Tagesordnung befindlichen Veränderungen se-
hen. Insbesondere wird von diesen durchweg verant-
wortungsbewussten Hundehaltern kritisiert, dass nach
diesem Gesetz bei der Gefährlichkeit von Hunden in
erster Linie auf das Rassemerkmal und hier insbeson-
dere auf vier Hunderassen abgestellt wird. Das Bun-
desverfassungsgericht hat dazu jedoch in einem Urteil
vom 16. März 2004 festgestellt, dass ein auf bestimmte
Rassen wegen ihrer Gefährlichkeit bezogenes Ver-
bot verfassungskonform ist. Gleichzeitig wurde der
Gesetzgeber in dem Urteil allerdings aufgefordert,
die Gefährlichkeit dieser Rassen zu evaluieren.

Der Mitteilung des Senats vom 20. Oktober 2009
sind die Ergebnisse der in Bremen durchgeführten
Evaluation zu entnehmen. Danach hat sich die An-
zahl der beim Stadtamt erfassten sogenannten Kampf-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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hunde von 2001, also seit Einführung des Gesetzes,
bis 2008 von seinerzeit 570 auf 230 Hunde verringert.
Ab Oktober 2001 war durch das Gesetz das Halten
dieser Hunde verboten worden, der Kollege Tschöpe
hat darauf hingewiesen. Nur die zum Inkrafttreten-
den der Änderung vorhandenen Hunde durften nach
Anmeldung beim Stadtamt weiter gehalten werden.

Prozentual betrachtet, so ist der Mitteilung des Se-
nats weiter zu entnehmen, lag der Anteil der soge-
nannten Kampfhunde an der Gesamtzahl der Beiß-
vorfälle 1998 noch bei 29 Prozent und 2008 bei rund
vier Prozent. Daraus lässt sich erkennen, dass die-
ses Gesetz die Anzahl der Beißvorfälle von sogenann-
ten Kampfhunden deutlich verringert hat.

Der  Senat weist  in  seiner  Mitteilung  auf  eine  in
Nordrhein-Westfalen  durchgeführte  Auswertung  von
Beißvorfällen hin, wonach die sogenannten Kampf-
hunde deutlich häufiger als andere Hunderassen be-
teiligt waren, Herr Kollege Dr. Möllenstädt! Sie ha-
ben eben etwas anderes deutlich gemacht. Uns ist
natürlich bewusst, dass die Persönlichkeit des jewei-
ligen Hundehalters entscheidenden Einfluss auf das
Verhalten des – egal, welcher Rasse – Hundes hat.
Wir begründen deshalb auch die mit der vorliegen-
den Änderung beabsichtigte Vorlage eines Sach-
kundenachweises, wenn Grund zur Annahme besteht,
dass die Halterin oder der Halter nicht über die er-
forderliche Sachkunde verfügt.

Die CDU-Fraktion ist bei der Abwägung der un-
terschiedlichen Interessen zu dem Ergebnis gekom-
men, dass zum Schutz der Bevölkerung vor gefähr-
lichen Hunden dieses Gesetz einen guten Beitrag leis-
ten kann. Jeder Beißvorfall, insbesondere bei Kindern,
kann zu schlimmen Verletzungen und häufig auch
zur  lebenslangen  Traumatisierung  führen.  Deshalb
stimmen wir dem Gesetz und auch dem Änderungs-
antrag zu, erwarten jedoch vom Senat, dass die Eva-
luation weiter durchgeführt wird. Den Änderungs-
antrag der FDP lehnen wir ab. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Nitz.

Abg. Frau Nitz (DIE LINKE)*): Sehr geehrter Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Jetzt wird es
aber höchste Eisenbahn, mag man meinen, denn die
bisher geltende Regelung tritt zum Jahresende au-
ßer Kraft, und es stellt sich nun die Frage, ob wir eine
Verlängerung der Geltungsdauer und die dazugehö-
rigen Veränderungen im Gesetz in den einzelnen Re-
gelungen vornehmen möchten. Man könnte einer Ver-
längerung der Geltungsdauer zustimmen, wenn die
Regelungen zu einer wirksamen Begrenzung der Ge-
fahren, die auf aggressive Hunde zurückzuführen sind,
geführt haben. Das lässt sich aber aus dem Bericht
des Senats nicht erkennen.
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Schauen wir uns dazu die Statistiken der Beißvor-
fälle im Land Bremen von 1998 bis 2008 an! Wir stellen
eine gravierende Differenz zwischen den Beißvorfällen
von Kampfhunden fest, die dabei als äußerst gering,
wenn aber auch nicht zu verharmlosen sind, und wir
stellen fest, dass die Beißvorfälle bei sonstigen Hun-
derassen das zehn- bis zwanzigfache betragen. Wis-
senschaftliche Ergebnisse – auch die hatten wir bereits
im März in der hiesigen Debatte angesprochen –, ob
Rassen aufgrund ihrer Zucht genetisch bedingt zu er-
höhter Aggressivität neigen, sind nach wie vor nicht
belegt.

Grundsätzlich ergibt sich aus dem Bericht des Se-
nats eine statistische Gesamtbetrachtung, die zwei
Schlussfolgerungen zulässt. Die erste Schlussfolge-
rung  sagt,  dass  wir  eigentlich  gar  keine  Regelung
brauchen, weil die Vorfälle ja rückläufig sind.

Auf der zweiten Seite wird gesagt, vielleicht brau-
chen wir doch eine Regelung, eine Regelung ist not-
wendig, weil sonst wieder ein Anstieg von Beißvor-
fällen zu verzeichnen ist. Welches eintritt, wissen wir
nicht. Wir haben alle keine Glaskugel, in die wir hi-
neinschauen und dann die Zukunft vorhersagen kön-
nen. Es wird aber vorgeschlagen, die Klassifizierung
der bisher als gefährlich eingestuften Rassen beizu-
behalten, obwohl sich die meisten Vorfälle mit an-
deren  als  den  vier  genannten  Rassen  ereignet  ha-
ben. Im Gegenteil, es gibt einen weitergehenden Vor-
schlag:  Hunde  sollen  bereits  dann  als  gefährlich
gelten,  wenn  das  äußere  Erscheinungsbild  darauf
schließen lässt, dass der Hund von gefährlichen Rassen
abstammen könnte, verbunden natürlich auch noch
mit einer Beweislastumkehr, sprich: Die Halterin oder
der Halter wird, wenn sie anderer Auffassung ist, dazu
genötigt, den Beweis zu erbringen, dass ihr oder sein
Hund nicht zu einer gefährlichen Rasse gehört.

Darüber hinaus werden Voraussetzungen und An-
forderungen an die Halterinnen und Halter größe-
rer Hunde aufgelistet. Dem können wir uns in größ-
ten Teilen anschließen, sprich, dass hier sachkundi-
ge Nachweise als Voraussetzung gelten, dass die
Halterzuverlässigkeit geprüft wird, auch eine Tier-
kennzeichnung eingeführt wird und natürlich obli-
gatorisch die Haftpflichtversicherung vorliegen muss.

Dennoch, kurz gesagt, die Koalition bleibt mit ih-
rem Antrag bei einem restriktiven Kurs der weitge-
henden Einschränkung von Menschen und Tieren.
Zudem liegen, zumindest unserer Ansicht nach, keine
Belege über die vorgelegten Statistiken vor. Hier kön-
nen Sie von uns keine Zustimmung erwarten; ableh-
nen möchten wir es aber auch nicht. Von daher wer-
den wir uns bei Ihrem Antrag enthalten.

Die FDP hat ihrerseits einen Änderungsantrag ein-
gereicht, dem wir uns ebenfalls nur in Teilen anschlie-
ßen können. Wir werden uns an dieser Stelle ebenfalls
enthalten, denn ein komplettes Zurück – auch das ist
im Bericht dargestellt – kann es nicht geben, da es
auch hier keine Grundlage gibt zu sagen, die Zukunft
wird dann anders aussehen, wir haben in die Glas-
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kugel geblickt, von daher auch bei Ihnen Enthaltung.
– Vielen Dank!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Fecker.

Abg. Fecker (Bündnis 90/Die Grünen): Sehr geehr-
ter Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Die Mitteilung des Senats beinhaltet aus grü-
ner Sicht zwei wichtige Kernbotschaften: Die eine ist,
dass die Anzahl der Beißvorfälle, in die Kampfhun-
de verwickelt sind, konstant verschwindend gering
ist, und die zweite, dass wir bei den „normalen“ oder
bei den sonstigen Hunden einen Anstieg der Beiß-
vorfälle haben. Aus Sicht der grünen Bürgerschafts-
fraktion schließt sich daraus Folgendes an: Erstens
sehen wir keine Notwendigkeit, am bestehenden Ge-
setz etwas zu lockern, und zweitens werden wir auch
einer Verlängerung dementsprechend zustimmen.

Was die Beißvorfälle bei den sonstigen Hunden an-
geht, haben wir uns in der Innendeputation, und so
gesehen finde ich die Debatte hier, von der einen oder
anderen Fraktion geführt, schon ein bisschen span-
nend, darauf verständigt, dass wir uns diesen Anstieg
– der ja nicht konstant ist, sondern wir kommen, wenn
Sie sich die Kurven in diesem Bericht ansehen, von
einem sehr niedrigen Niveau – in einem Jahr noch
einmal sehr genau anschauen wollen, ob wir auch
konstant bei diesem hohen Niveau bleiben oder ob
das wieder absinkt, ob es nur einmal eine Spitze ist
oder ob wir uns tatsächlich der Problematik widmen
wollen oder widmen müssen.

Ich glaube, ohne den Ergebnissen dieser Beratung
in Zukunft schon vorgreifen zu wollen, ist eine Er-
kenntnis, die sich beim Anstieg der Beißvorfälle zeigt,
die, dass mehr und mehr Menschen Hunde nach dem
Aussehen kaufen – sage ich jetzt auch einmal ganz
bewusst – und ganz selten die Bedürfnisse des Hun-
des beim Kauf berücksichtigen. Es ist in der Tat not-
wendig, wenn ich mir einen Hund anschaffe, der zum
Beispiel einen großen Anspruch auf Auslauf hat, dass
ich diesen auch gewährleisten kann, denn ansonsten
kommt es nämlich zu diesen aggressiven Vorfällen,
die dann eventuell auch in Beißvorfällen münden kön-
nen. Das ist jetzt sicherlich noch nicht die wissenschaft-
lich belegteste Version, aber ich glaube, wir müssen
im  Bereich  des  Hundekaufens  davon  wegkommen
– wir sind ja gerade kurz vor Weihnachten –, dass wir
denken, das ist aber ein ganz niedliches Tier. Auch
dieses niedliche Tier wird wachsen, dieses niedliche
Tier hat Ansprüche. Es ist eben kein Spielzeug, das man
seinen Kindern schenkt, sondern ein Lebewesen, das
eine vernünftige und artgerechte Haltung braucht.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Zu den Anträgen an sich! Die rot-grüne Regierungs-
koalition schlägt dem Parlament heute die Änderung

des Gesetzes in einem bestimmten Punkt vor. Im Be-
reich der Kreuzungen, der Kollege Herr Tschöpe hat
schon darauf hingewiesen, war es bisher so, dass die
Ortspolizeibehörden, wenn es bei einem Hund den
Anschein gab – ich sage jetzt einmal, die Schnauze
sah aus, als könnte es ein Kampfhund sein –, nach-
weisen musste, dass es tatsächlich eine Kampfhund-
kreuzung ist. Da schlagen wir dem Parlament jetzt
vor, eine Beweislastumkehr zu machen, dass näm-
lich zukünftig bei diesem Anschein der Halter dafür
verantwortlich ist zu widerlegen, dass es eine Kampf-
hundkreuzung ist. Wir halten diese Beweislastumkehr
auch für die Hundehalterinnen und Hundehalter für
vertretbar und bitten entsprechend um Zustimmung!

Zur Position der LINKEN vielleicht nur ganz kurz!
Frau Nitz, ich hätte mir gewünscht – und das meine
ich sehr ehrlich –, dass wir diese sachlich-inhaltliche
Debatte in der Innendeputation hätten führen kön-
nen. Das haben wir bei dem Punkt im Parlament schon
häufiger gehabt, denn ich glaube, dass man die De-
batte über den einen oder anderen Punkt gerade in
der Innendeputation, wo wir das herauf- und herun-
terdiskutiert haben, durchaus hätte führen können.
Heute  finde  ich  das  an  dieser  Stelle  ein  bisschen
schwierig und würde mir für die Zukunft wünschen,
dass wir, wenn es den Bedarf gibt, vorher zu einer
vernünftigen Abstimmung kommen.

Schlussendlich zur FDP: Ich habe eben klargestellt,
dass aus unserer Sicht dieses Gesetz greift, das gilt
ja auch leider nicht für alle Gesetze. Sie wollen nun
komplett von diesem Gesetz weg. Ich finde auch den
Vergleich mit Niedersachsen, den Sie gewählt haben,
sehr geehrter Herr Dr. Möllenstädt, nicht redlich, denn
ein Land wie Niedersachsen hat ganz andere Ansprü-
che und Verhältnisse als ein Bundesland wie Bremen,
das aus zwei Großstädten besteht. Auch dem muss
man Rechnung tragen.

(Abg. D r .  B u h l e r t  [FDP]: Niedersach-
sen hat keine Großstädte?)

Herr Dr. Buhlert, bleiben Sie ruhig, entspannen Sie
sich, wir sind kurz vor Weihnachten!

(Abg. D r .  B u h l e r t  [FDP]: Ich habe
doch nur eine Frage gestellt!)

Nein, aber natürlich hat ein Land wie Niedersach-
sen auch einen ganz anderen Ausgleich mit den länd-
lichen Regionen zu schaffen, das sollten Sie auch wis-
sen, und deswegen glaube ich, dass der Vergleich
in dem Punkt nicht greift. Wenn Sie jetzt gesagt hät-
ten, Berlin oder Hamburg als andere Großstädte, wäre
das, glaube ich, sinnvoll gewesen. Was ich bei Ihnen
auch nicht verstehe, Herr Dr. Möllenstädt, ist der Um-
stand – –.

(Abg. D r .  B u h l e r t  [FDP]: Hannover,
Braunschweig, Oldenburg!)
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Wir sind jetzt hier auch nicht im kleinen Erdkunde-
Quiz!

(Heiterkeit beim Bündnis 90/Die Grünen
und bei der SPD)

Stadt, Land, Fluss, heute mit der FDP!

Ich würde ganz gern noch eine Sache klarstellen!
Sie haben die Beteiligung des Rechtsausschusses an-
gesprochen. Ich glaube, sehr geehrter Herr Vorsit-
zender des Rechtsausschusses, dass Sie da einem
Irrtum unterliegen. Nicht jedes Gesetz, das diese Bür-
gerschaft beschließt, muss durch den Rechtsausschuss!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Wir haben eine fachliche Beratung in der Innende-
putation mit Ihrem Kollegen Herrn Woltemath geführt,
wir beschließen ständig Gesetze. Ich glaube, das wäre
auch der Arbeit im Rechtsausschuss überhaupt nicht
zuträglich, wenn wir künftig jedes Gesetz durch den
Rechtsausschuss bringen, denn letztlich haben die
Fraktionen in den einzelnen Parlamentsausschüssen
und Deputationen natürlich die Möglichkeit, wenn
sie eine Anhörung oder Ähnliches machen wollen,
das durchzusetzen.

Abschließend halte ich Ihren Antrag weder für sach-
gerecht noch für praktikabel, wie Sie es schreiben.
Ich  halte  ihn  in  der  Tat  –  ähnlich  wie  der  Kollege
Tschöpe – für gefährlich. Wir haben eine ganz klei-
ne begrenzte Anzahl von Beißvorfällen mit Kampf-
hunden, das soll aus Sicht der grünen Bürgerschafts-
fraktion auch so bleiben, deswegen lehnen wir Ihren
Antrag ab. – Herzlichen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Tschöpe.

Abg. Tschöpe (SPD)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Herr Tittmann, zweifelsohne ist es
so, dass man in Bremen die Züchter von Kampfhun-
den als Straftäter bezeichnen darf. Aber – und da-
rauf kommt es mir an, und ich glaube, darauf kommt
es dem Rest dieses Parlaments an – Straftäter als Bes-
tien zu bezeichnen, ist wider die Verfassung und sollte
in diesem Parlament drastisch zurückgewiesen wer-
den.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Da Sie ansonsten den Ausflug Richtung Hundekot
gewählt haben, denke ich, kann man hier einen Strich
unter den Inhalt Ihres Beitrags ziehen, und ich wid-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

me mich einmal denen, die wirklich inhaltlich argu-
mentiert haben!

Frau Nitz, die Diskussion ist ja so ein bisschen wie
Weihnachten. Alle Jahre wieder sagen Sie, eigent-
lich wissen wir gar nicht, ob die Kampfhunde so ge-
fährlich sind, und ob wir sie verbieten wollen, wis-
sen wir auch nicht, und am Ende enthalten wir uns.
Man muss doch einmal eine klare Position haben!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Die klare Position des Restes dieses Hauses ist klar und
einfach: Wir wollen in Bremen keine Kampfhunde!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich würde jetzt gern von Ihnen wissen wollen: Wol-
len Sie in Bremen Kampfhunde? Die FDP ist da klar,
sie sagt, ja, wir wollen in Bremen Kampfhunde. Bei
Ihnen habe ich das nicht ganz verstanden, und ich
würde bitten, das einfach noch einmal zu erklären!

Erlauben Sie mir, dass ich die Konstruktion des
Gesetzes noch einmal erläutere! Kampfhundekreu-
zungen sind seit 2001 in Bremen verboten; deren
Zucht und Haltung unterliegt gewissen Auflagen. Was
macht Rot-Grün jetzt mit dem Änderungsantrag? Rot-
Grün  macht  eine  einfache  Sache  und  sagt:  Wenn
Hunde im Internet als Pitbull-Mischlinge angeboten
werden und sie aussehen wie ein Pitbull-Mischling,
muss nicht mehr der Staat beweisen, dass es sich hier-
bei um einen Pitbull-Mischling handelt, sondern der-
jenige, der diesen Pitbull-Mischling als Pitbull-Misch-
ling angeboten hat, muss beweisen, dass es kein Pit-
bull-Mischling ist, dann darf er ihn behalten. Wenn
er das nicht beweisen kann, ist es ein Kampfhund,
und  dieser  Kampfhund  gehört  dann  verboten,  die
Zucht gehört verboten, und derjenige gehört nach dem
Gesetz bestraft.

Herr  Dr.  Möllenstädt,  ich  habe  die  FDP immer
so kennengelernt: einfache und klare Regelungen.
Schließen Sie sich doch der einfachen und klaren Re-
gelung an, die wir hier in Bremen haben! Bremen will
keine Kampfhunde, und Bremen braucht in Zukunft
keine Kampfhunde. – Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort Herr Senator Mäurer.

Senator Mäurer: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Wir reden hier über 20 000
Hunde, davon circa 15 000 in Bremen, 4 000 in Bre-
merhaven. Wir sprechen über ein Gesetz, das seit 2001
in Kraft ist und welches zum Ende des Jahres aus-
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läuft. Deswegen haben wir als Senat die herzliche
Bitte, dass Sie in erster und zweiter Lesung die Ver-
längerung dieses Gesetzes beschließen. Dieses Ge-
setz hat sich im Wesentlichen bewährt. Ich glaube,
die Zahlen, die hier genannt worden sind, sprechen
eindeutig dafür. Wir haben inzwischen nicht mehr 570
Kampfhunde wie vor zehn Jahren, sondern nur noch
230, und wir haben nicht 27 Vorfälle, sondern lediglich
noch fünf. Auch diese fünf sind möglicherweise zu viel.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Sie haben deshalb vorgeschlagen, diese sogenannte
Beweislastumkehr zu beschließen. Das ist vielleicht
ein Weg, um die Situation weiter zu verbessern. Wir
wissen das nicht, insofern denke ich, sollten wir das
einmal ausprobieren und schauen, wie die weitere
Entwicklung aussieht. Wie es im Bereich der ande-
ren Hunde weitergeht, die ja so als normal mitlau-
fen, wissen wir auch nicht ganz. Wir haben gesehen,
dass die Fälle in den letzten Jahren deutlich rück-
läufig waren, gemessen am Stand der Neunzigerjahre
ein drastischer Rückgang. Leider haben wir in den
letzten Jahren wieder einen deutlich Anstieg zu ver-
zeichnen, das ist eine Wellenbewegung. Heute sind
wir wieder bei etwa 120 Beißvorfällen pro Jahr. Wir
wissen nicht, woran es liegt. Ich glaube auch nicht,
dass es allein an den Hunden liegt. Möglicherweise
liegt es auch daran, dass einige Menschen schlichtweg
mit ihren Tieren überfordert sind. Ich glaube, auch
da muss man genauer hinschauen.

Der Gesetzgeber ist natürlich in diesen Dingen rela-
tiv überfordert, das wissen wir alle. Wir können nur
genauer hinschauen; wir, das heißt die Behörden, die
dafür zuständig sind. Wir wissen nicht, wie es wei-
tergeht, wir werden das Ganze aber genau beobach-
ten. Deswegen, denke ich, sind wir gut beraten, auf
der einen Seite dies eindeutig abzulehnen.

Was seitens der FDP hier vorgeschlagen worden
ist, ist kein Weg. Ich bin auch überrascht, wir haben
dies ja sehr lang und ausführlich in der Innendepu-
tation beraten. Da habe ich diese Vorschläge nicht ver-
nommen.

Mein Blick zur LINKEN ist auch etwas irritiert. Ich
weiß eigentlich nicht, was Sie konkret machen wol-
len. Von allem etwas das geht nicht! Deswegen, denke
ich, muss die heutige Sitzung mit einem eindeutigen
Beschluss beendet werden, und ich bitte Sie, dem Ge-
setzentwurf in erster und zweiter Lesung und dem Än-
derungsantrag der Koalition zuzustimmen!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Dr. Möllenstädt.

(Abg. F e c k e r  [Bündnis 90/Die Grünen]:
Er zählt jetzt noch die anderen niedersäch-

sischen Großstädte auf!)

Abg. Dr. Möllenstädt (FDP)*): Herr Präsident, lie-
be Kolleginnen, liebe Kollegen! Lieber Herr Fecker,
ich glaube, es ist schon sinnvoll, nach Ihrem Rede-
beitrag hier noch einige Anmerkungen am Ende der
Debatte  zu  machen,  denn  Niedersachsen  umfasst
eben – das hat der Kollege Dr. Buhlert ja richtiger-
weise eingewendet – auch Großstädte ähnlicher Grö-
ßenordnung, wie sie in unserem Bundesland zu fin-
den sind. Insofern halte ich es für ein sehr schwaches
Argument, zu sagen, da ist die andere Regelung in
Ordnung, aber bei uns muss es unbedingt so sein,
wie Rot-Grün es sich in den Kopf gesetzt hat.

(Beifall bei der FDP)

Ich möchte auch mit einem anderen schwachen
Argument aufräumen: In anderen Parlamenten ist es
durchaus üblich, dass der Rechtsausschuss mit jedem
neuen Gesetz befasst wird. Bei uns ist das nicht so;
deswegen wollen wir als FDP unter anderem auch das
Deputationswesen abschaffen, weil wir der Meinung
sind, es ist sehr kompliziert und erschwert es eigentlich
nur, man könnte wesentlich schlanker agieren. Ich
glaube, es hätte gerade diesem Gesetz gut getan, auch
von  den  Kolleginnen  und  Kollegen  im  Rechtsaus-
schuss noch einmal angeschaut zu werden.

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Reden Sie doch
einfach einmal untereinander!)

Ich möchte es ja ausführen, lassen Sie mich das doch
wenigstens zu Ende bringen!

Einen Punkt, den Sie aufgeführt haben, hätte man
wunderbar diskutieren können. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat gesagt, man kann das Rassekrite-
rium anwenden. Das heißt nicht, man muss das tun.

(Beifall bei der FDP – Abg. D r .  G ü l d -
n e r  [Bündnis 90/Die Grünen]: Das ist doch

ein erfolgreicher Weg!)

Deshalb wollen wir das auch nicht, weil wir an die-
ser Stelle die Notwendigkeit nicht sehen. Ich will Ihnen
noch einmal ein paar Zahlen nennen, damit wirklich
klar ist, in welcher Größenordnung sich das bewegt!
Die Zahl der Beißvorfälle mit den sogenannten Kampf-
hunden betrug im Jahr 2000, das ist gesagt worden,
28 und bewegt sich seit 2002 konstant zwischen vier
und sieben Vorfällen jährlich. Die meisten Vorfälle,
und in letzter Zeit eine steigende Anzahl, ereignen
sich mit Hunden, die nicht zu diesen Rassen zählen.
Das muss man eindeutig noch einmal darstellen, weil
sonst der Eindruck entstehen könnte, das wäre anders.

Eine Nachfrage unserer Fraktion beim Innenres-
sort zu den Beißvorfällen der genannten Listen hat
ergeben, dass in den Jahren 2000 bis 2008 von den
gelisteten  Rassen  insgesamt  nur  in  einem  einzigen
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 17. Wahlperiode – 57. Sitzung am 16. 12. 094274

(A) (C)

(B) (D)

Fall Menschen gebissen wurden. Jeder Fall ist zu-
viel, völlig d’accord. Auch den müssten wir möglichst
noch beseitigen, aber an dieser Stelle, glaube ich, ist
es viel sinnvoller und auch sachgerechter, sich zu über-
legen, was das Kriterium ist: Ist die Rasse wirklich
das, was es ausmacht, oder ist es nicht vielmehr der
Halter? Deshalb sagen wir eben eindeutig, wir wol-
len keine einzelnen Rassen verbieten, sondern wir
wollen Vorgaben machen und Kriterien aufstellen,
die wir an den Halter stellen. Darum muss es gehen,
das ist eine sachgerechte und wesentlich bessere Lö-
sung.

Vielleicht noch ein weiterer rechtspolitischer Hin-
weis! Eine Beweislastumkehr, wenn derjenige, der
sich ein Tier anschaffen will, dann erst einmal nach-
weisen muss, dass er sich sozusagen nach Ihren Kri-
terien verhält, ich weiß, das steht ein wenig in der
Tradition der SPD-Rechtspolitik, aber ich halte das
für fatal, das gibt es in den allermeisten – –.

(Abg. T s c h ö p e  [SPD]: Herr Dr. Möllen-
städt, wie ist es beim Kauf von Waffen?)

Ja, also ich bitte Sie! An dieser Stelle kann das nicht
in Betracht kommen, es ist eindeutig nicht sachge-
recht. Ich glaube, und das ist in dem Redebeitrag von
Herrn Fecker auch deutlich geworden, Sie haben ein
reichlich schlechtes Bild von den meisten Hundehal-
tern hier gezeichnet. Die allermeisten Halter von Hun-
den und auch Personen, die sich, so genannt in ih-
rer Diktion, Kampfhunde halten, sind aus meiner Sicht
sehr vernünftige und verantwortungsbewusste Men-
schen. Dieses Bild, das sie hier skizzieren, ist defor-
mierend, und ich glaube nicht, dass man es ernsthaft
aufrechterhalten kann.

(Abg. T s c h ö p e  [SPD]: Gesellschaftlich
isolierter kann man gar nicht sein!)

Wenn Sie diese Meinung nicht haben, spräche auch
nichts dagegen zu sagen, man macht es am Kriteri-
um des Halters fest, man unterlegt ihn mit Kriterien
und sagt,

(Beifall bei der FDP)

dieser Halter ist geeignet, um auch ein größeres und
vielleicht auch potenziell aus ihrer Sicht gefährliches
Tier zu halten. Wir glauben das nicht. Wir glauben,
es braucht keine Verbote, man sollte es so machen,
wie wir es vorgeschlagen haben. Andere Bundeslän-
der machen es uns vor. Ich glaube, es spricht in der
Tat überhaupt nichts dagegen, den niedersächsischen
Weg auch in Bremen zu beschreiten. – Herzlichen
Dank!

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Ravens: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

 Gemäß Paragraf 51 Absatz 7 unserer Geschäfts-
ordnung lasse ich zuerst über den Änderungsantrag
der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen,
Drucksache 17/997, abstimmen.

Wer dem Änderungsantrag der Fraktionen der SPD
und Bündnis 90/Die Grünen mit der Drucksachen-
Nummer 17/997 zustimmen möchte, den bitte ich um
das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen,
Abg. T i m k e  [BIW]  und  Abg. T i t t -

m a n n  [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen FDP)

Stimmenthaltungen?

(DIE LINKE)

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Änderungsantrag zu.

Jetzt lasse ich über das Gesetz zur Änderung des
Gesetzes über das Halten von Hunden, Drucksache
17/965, in erster Lesung abstimmen.

Wer das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über
das Halten von Hunden, Drucksache 17/965, unter
Berücksichtigung der soeben vorgenommenen Än-
derungen, in erster Lesung beschließen möchte, den
bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen,
Abg. T i m k e  [BIW], Abg. T i t t m a n n
[parteilos] und Abg. M ö h l e  [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen FDP)

Stimmenthaltungen?

(DIE LINKE)

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in erster Lesung.

Meine Damen und Herren, interfraktionell wurde
vereinbart, Behandlung und Beschlussfassung in ers-
ter und zweiter Lesung vorzunehmen. Ich lasse des-
halb darüber abstimmen, ob wir jetzt die zweite Le-
sung durchführen wollen.

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen,
DIE LINKE, Abg. T i m k e  [BIW], Abg.
T i t t m a n n  [parteilos] und Abg. M ö h l e

[parteilos])
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Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

(FDP)

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über
das Halten von Hunden in der in erster Lesung be-
schlossenen Fassung in zweiter Lesung beschließen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen,
Abg. T i m k e  [BIW], Abg. T i t t m a n n
[parteilos] und Abg. M ö h l e  [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen FDP)

Stimmenthaltungen?

(DIE LINKE)

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.

Nun lasse ich über den Antrag der Fraktion der FDP
abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktion der FDP mit der Druck-
sachen-Nummer 17/1043 seine Zustimmung geben
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür FDP)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grü-
nen, Abg. T i m k e  [BIW] und Abg. M ö h -

l e  [parteilos])

Stimmenthaltungen?

(DIE LINKE und Abg. T i t t m a n n  [par-
teilos])

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von
dem  Bericht  über  die  Auswirkungen  des  Gesetzes
über das Halten von Hunden Kenntnis.

Kurzarbeit im Land Bremen

Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 16. Oktober 2009
(Drucksache 17/960)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 3. November 2009

(Drucksache 17/982)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin Ro-
senkötter, ihr beigeordnet Herr Staatsrat Dr. Schus-
ter.

Ich gehe davon aus, Frau Senatorin Rosenkötter,
dass Sie die Antwort auf die Große Anfrage der Frak-
tion DIE LINKE nicht mündlich wiederholen möch-
ten. – Das ist der Fall.

Auf die Antwort des Senats auf Große Anfragen
folgt eine Aussprache, wenn dies Mitglieder der Bür-
gerschaft in Fraktionsstärke verlangen.

Ich frage, ob in eine Aussprache eingetreten wer-
den soll. – Das ist der Fall.

Die Aussprache ist eröffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Nitz.

Abg. Frau Nitz (DIE LINKE)*): Sehr geehrter Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Der Anlass un-
serer Großen Anfrage ist, denke ich, klar. Mit den Er-
leichterungen der Kurzarbeit, die noch von der Großen
Koalition im Bund beschlossen wurden, ist gegen das
volle Durchschlagen der Krise auf dem Arbeitsmarkt
zumindest ein Damm errichtet worden. Uns bewegt,
wie natürlich viele andere auch, die Frage: Wie lan-
ge hält nun dieser errichtete Damm? Was muss ge-
gebenenfalls noch geschehen, um hier nachzubes-
sern? Aber wir müssen auch die Frage stellen: Wie
wirkt sich denn die Kurzarbeit aus, was geschieht da-
mit konkret in den Betrieben?

Die Antwort des Senats ist an einigen Stellen we-
niger präzise als die Informationen, die auf der letz-
ten Sitzung der Deputation für Arbeit und Gesund-
heit vonseiten der Bundesagentur vorgelegt wurden.
Es gibt keine Zahl, wie viele Beschäftigte derzeit tat-
sächlich in Kurzarbeit sind, da die Zahlen erst mit meh-
reren Monaten Verzögerung erhältlich sind.

Im April und Mai dieses Jahres befanden sich im
Land Bremen 22 000 Beschäftigte in Kurzarbeit, das
macht die Dramatik der Situation sichtbar. Bundes-
weit war im Juni 2009 beispielsweise in der Metall-
branche jeder dritte Beschäftigte von Kurzarbeit be-
troffen. Im Juni 2009, und das ist auch die letzte si-
chere Zahl, waren es noch über 14 000 Beschäftigte
im Land Bremen. Derzeit schätzt die Bundesagentur
für den Agenturbezirk Bremen etwa 10 000 bis 12 000
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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Beschäftigte, die aktuell in Kurzarbeit sind. Da käme
aber dann Bremerhaven noch obendrauf, sodass der
Bestand nicht gesunken sein dürfte. Zur Entwarnung
besteht also derzeit noch nicht der mindeste Anlass.
Dabei sind nach Auskunft der Bundesagentur die Zei-
ten, für die Kurzarbeit beantragt wird, länger gewor-
den, im zweiten Halbjahr 2009 durchschnittlich etwa
sechs Monate. In der Mitteilung des Senats wird auch
deutlich, wie stark die Kurzarbeit derzeit zu einer
neuen Normalität in den Betrieben geworden ist. In
aller Regel dominiert die anteilige Kurzarbeit, also
die verkürzte Wochenarbeitszeit. Die Beschäftigten
gehen hinein und hinaus aus der Kurzarbeit und wie-
der hinein, je nachdem, wie der Arbeitsanfall aus-
fällt.

Entsprechend kommen längerfristige Qualifikati-
onen kaum zustande, weil die derzeitige Abrufbar-
keit der Beschäftigten für die Arbeit erwartet wird.
Kurzarbeit ist derzeit also vor allem auch Flexibili-
sierung, sie ist eine befristete Arbeitszeitverkürzung
mit staatlicher Unterstützung und ohne vollen Lohn-
ausgleich. Sie ist eine Struktur, bei der die Bundes-
agentur  so  etwas  wie  ein  branchenübergreifender
GHB ist, an den die Betriebe ihre unausgelasteten
Kapazitäten abgeben können. Das ist einerseits richtig,
weil dadurch in der Tat Entlassungen und ein Anwach-
sen der Arbeitslosigkeit vermieden werden. Es ent-
steht hier andererseits aber auch ein Problem, weil
gerade die großen Betriebe auf diese Art des flexib-
len Einsatzes nicht ohne Weiteres werden verzich-
ten wollen, selbst wenn die Konjunktur wieder leicht
anziehen sollte. Deshalb darf es gerade in der Krise
zu keiner Aufweichung der Tarife und der Arbeits-
rechte der Beschäftigten kommen.

(Beifall bei der LINKEN)

Es ist unverzichtbar, dass der Senat gerade bei den
Beteiligungsgesellschaften sehr deutlich macht, dass
Tarif- und Lohnsenkungen in der Krise nicht infrage
kommen, gerade bei Betrieben wie der BLG, die in
den vergangenen Jahren hohe Gewinne erzielt und
erheblich in andere Standorte investiert haben.

(Beifall bei der LINKEN)

Insgesamt wird in der Antwort des Senats die fi-
nanzielle Belastung der Betriebe durch die Kurzar-
beit  unterschätzt.  Trotz  der  Erleichterung  kostet
Kurzarbeit  die  Betriebe  Geld.  Für  die  ersten  sechs
Monate müssen nämlich mindestens die halben So-
zialversicherungsbeiträge für die Ausfallzeiten be-
zahlt  werden,  die  Jahressonderzahlungen  müssen
ebenfalls von den Betrieben bezahlt werden, und es
ist gerade für die kleinen und mittelständischen Un-
ternehmen sehr wohl eine Frage, wie lange sie sich
diese Kurzarbeit überhaupt leisten können. Entspre-
chendes gilt dann natürlich für die Beschäftigten. Diese
müssen während der Kurzarbeit mit erheblichen Lohn-

einbußen zurechtkommen, was umso problematischer
ist, je schlechter sie vorher bezahlt wurden.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich werde in einem zweiten Redebeitrag noch ein-
mal darauf eingehen, welche Handlungsschritte der
Senat bislang unternommen hat, zumindest laut Ant-
wort auf die Große Anfrage, und werde auch noch
einmal einzelne Handlungsschritte aufzeigen, die DIE
LINKE dazu vorschlägt. – Vielen Dank!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Ravens:  Als Nächster erhält das Wort
der Abgeordnete Nestler.

Abg. Nestler (CDU): Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die Situation am Arbeits-
markt ist uns allen bekannt. Täglich entnehmen wir
der Presse neue Mitteilungen über Insolvenzen, täg-
lich planen Betriebe, sich von einer Anzahl ihrer Mit-
arbeiter zu trennen, um so kostenmäßig über die Run-
den zu kommen.

Aber täglich greifen auch immer mehr Firmen auf
das Mittel Kurzarbeit zurück, um eben nicht entlas-
sen zu müssen. Kurzarbeit ist das Unterfangen in der
Krise, die Situation im Bereich Personal zu meistern.
Kurzarbeit bedeutet die Entlastung der Betriebe von
erheblichen Kosten und damit die Möglichkeit, nicht
zu Entlassungen zu greifen. Kurzarbeit erhält, kurz
gesagt, in einer schweren Zeit Arbeitsplätze. Kurz-
arbeit ist in der derzeitigen weltweiten Krise fast schon
ein Segen.

Die Bundesregierung hat dies erkannt und das Pro-
gramm für die Kurzarbeit verlängert und dazu wich-
tige Neuerungen eingeführt. Ein wichtiger Punkt da-
bei ist die Bezugsfrist von Kurzarbeitergeld. Sie wurde
auf 24 Monate verlängert, und die Antragstellung
wurde für die Arbeitgeber vereinfacht: Über Beiträ-
ge zur Sozialversicherung bis zur hundertprozenti-
gen Förderung von Weiterbildungsmaßnahmen oder
die Möglichkeit, jetzt auch Leiharbeiterinnen oder
Leiharbeiter in Kurzarbeit zu geben; es gibt viele neue
Bestimmungen, die die Kurzarbeit noch attraktiver
machen und die dadurch Entlassungen verhindern,
da sind sich die Fachleute einig.

Die beste Idee in der gegenwärtigen Krise ist das
Angebot der Regierung an Arbeitnehmer und Unter-
nehmer, die Zeit der Kurzarbeit für Aus- und Fort-
bildung zu nutzen. Aber nicht nur Kurzarbeit wurde
mit neuen Grundlagen versehen, sondern außerhalb
der Kurzarbeit wurden auch bestehende Programme
wie zum Beispiel WeGebAU ausgeweitet. Ein Pro-
blem dieser Debatte liegt jedoch darin, dass Sie nie
richtig über verlässlich konstante Zahlen reden kön-
nen.

Wie schnell sich in diesem Bereich die Zahlen än-
dern, wird aus folgender Anmerkung deutlich: Bewe-
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gen sich die Zahlen von Mai bis September 2008 noch
konstant um 300, springen sie bis zum Dezember 2008
schon auf 2 300. Im Januar 2009 sind bereits 4 000
Menschen in Kurzarbeit, und im Mai beträgt die Zahl
über 21 000, um dann im Juni abrupt und ohne einen
erkennbaren Grund wieder auf 12 000 zu sinken. Zur-
zeit liegen sie wohl geschätzt etwa bei 10 000. Fragt
man jetzt bei den Kammern oder der BA nach, wo
denn die 12 000 Kurzarbeiter vom Mai bis dato ge-
blieben sind, bekommt man zur Auskunft, dass sie
nicht in der Arbeitslosigkeit verschwunden sind, wie
man ja leicht annehmen könnte, sondern dass sie zum
größten Teil wieder ihre ursprüngliche Beschäftigung
aufgenommen haben. Sie arbeiten wieder in ihren
alten Betrieben. Hier hat das Instrument Kurzarbeit
seinen Zweck voll und ganz erfüllt.

Der Branchenspiegel der am meisten betroffenen
Betriebe zeigt die Situation im Lande Bremen sehr
deutlich auf. Im Land Bremen sind von Kurzarbeit und
Entlassungen überwiegend Unternehmen der Auto-
mobil- und der Stahlindustrie, Hafen und Logistik,
des Transports, des Maschinenbaus und der Baubran-
che betroffen. Die Palette der Unternehmen reicht von
kleinen bis zu großen Unternehmen.

Das weit abgefragte Feld in der Anfrage von Ent-
lassungen bis zu einer Bundestagsinitiative ist aus
unserer Sicht vom Senat in ausreichender Form be-
antwortet worden. Zwar stimmen aufgrund der an-
stehenden Änderungen und Neuerungen für die Zu-
kunft viele Zahlen nicht mehr, aber wir neigen jedoch
nicht dazu, hier zusätzliche Zahlen abzufragen. Ein
Allheilmittel wird es sowieso nicht geben. Unsere
Hoffnung liegt in der Erholung des Arbeitsmarktes.
Wir begrüßen, dass der Senat seine Anfang 2009 be-
gonnene Aktivitäten, der Krise regional zu begegnen,
fortsetzt. Wir wünschen Ihnen im Sinne der betrof-
fenen Menschen dabei viel Erfolg! – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (parteilos): Sehr geehrter Herr Prä-
sident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Die
Große Anfrage mit der Überschrift „Kurzarbeit im
Land Bremen“ ist eine wichtige und richtige Anfra-
ge, die ich aufgrund der Tatsache, dass die Anzahl
der von Kurzarbeit betroffenen Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer gerade hier im Land Bremen dra-
matisch angestiegen ist, voll und ganz unterstütze.

Wie Sie ja alle wissen, ist Kurzarbeit im Arbeits-
verhältnis, das betone ich hier ausdrücklich, ein Aus-
nahmezustand mit einer reduzierten Regelarbeitszeit.
Die Höchstdauer von Kurzarbeit beträgt derzeit 24
Monate und soll Unternehmen als große Möglichkeit
dienen, bei der derzeitigen sehr schwierigen wirt-
schaftlichen Lage Entlassungen zu vermeiden, aber
auch bei einer vorübergehenden schlechten Auftrags-

lage die Personalkosten der jeweiligen Unternehmen
spürbar zu entlasten. Das sind im Grunde wirksame
und effektive arbeitsmarktpolitische Maßnahmen, die
gerade zur jetzigen Zeit sinnvoll und zweckmäßig ge-
wesen sind und vielleicht auch zukünftig sinnvoll sein
werden. Wie ich aber vorhin schon erwähnt habe, ist
die Kurzarbeit nur ein Ausnahmezustand, die keine
Dauerlösung sein darf und die vom Arbeitgeber quasi
nicht missbraucht werden darf.

Darüber hinaus stellt sich hier doch die berechtigte
Frage, was der Bremer Senat beabsichtigt, um bei ei-
ner auslaufenden Kurzarbeit der damit verbundenen
ansteigenden Arbeitslosigkeit entgegenwirken zu kön-
nen. Das heißt, hat er konkrete politisch umsetzbare
Maßnahmen, um der drohenden Gefahr einer unwei-
gerlich ansteigenden Arbeitslosigkeit, wie zum Bei-
spiel durch Beendigung der Kurzarbeit, entgegen-
wirken zu können, und wie sehen seine arbeitsmarkt-
politischen Maßnahmen genau aus? Das wäre inte-
ressant.

Für  uns  alle  dürfte  überparteilich  klar  sein,  dass
Kurzarbeit nur ein Ausnahmezustand sein darf, der
sich nicht zu einem Dauerzustand entwickeln darf,
der immer nur zulasten und auf Kosten der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer gehen würde. Dem
müssen wir schnellstens entgegenwirken, darum er-
warte ich – meine Anträge würden Sie alle einheit-
lich zum Schaden der Beschäftigten ablehnen – von
Ihnen schnellstmöglich dementsprechende Vorschläge
und Anträge, gerade von den Linken, die wir hier
beschließen und auch effektiv schnellstmöglich über-
parteilich im Sinne der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer umsetzen können. Hierfür haben Sie mei-
ne volle Unterstützung. – Ich danke Ihnen!

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Schön.

Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Zahlen
in der Anfrage belegen eindrucksvoll die Auswirkun-
gen  der  Finanzmarkt-  und  Wirtschaftskrise  auf  den
Arbeitsmarkt. Wenn man die Zahlen vom Juni 2008
vergleicht, dann waren in Bremen und Bremerhaven
66 Betriebe in Kurzarbeit, davon waren 463 Beschäf-
tigte betroffen, und ein Jahr später im Juni 2009 waren
714 Betriebe und über 14 000 Beschäftigte betroffen.
In diesem Zeitraum hat sich die Anzahl der Betriebe
verzehnfacht, und die Anzahl der Beschäftigten hat
sich sogar verdreißigfacht. Das zeigt die Dimension
des Problems. Das zeigt auch die Dimension, wie sich
die Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise auf den Ar-
beitsmarkt an der Stelle ausgewirkt hat.

Ohne die Ausweitung der Kurzarbeiterregelung auf
24 Monate wäre möglicherweise ein erheblicher Teil
dieser Beschäftigten arbeitslos geworden. Die poli-
tische Entscheidung im letzten Jahr war richtig, die
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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Kurzarbeiterregelung auszuweiten und zu erleichtern
und darüber viele Menschen in Arbeit zu erhalten.
Von daher war es auch richtig, diese Regelung, die
jetzt am 31. Dezember 2009 ausgelaufen wäre, noch
einmal um 18 Monate zu verlängern.

Die  Zahlen  machen  auch  deutlich,  in  welchem
Ausmaß der Staat einspringen musste, um Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer zu schützen, weil Un-
ternehmen sich an den Finanzmärkten verspekuliert
und viele Wirtschaftsunternehmen in eine Schiefla-
ge gebracht haben. Diese Krise wird mit viel Geld
abgefedert. Die Bundesagentur für Arbeit schätzt, dass
sie allein in diesem Jahr für Kurzarbeitergeld rund
fünf Milliarden Euro aufbringen muss. Das ist Geld
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die das
über Beiträge finanziert haben, und das ist auch das
Geld der Steuerzahler.

Es ist gut, dass viele Unternehmen in Bremen und
Bremerhaven verantwortlich gehandelt haben und
trotz der schwierigen Situation ihre Mitarbeiterinnen
und  Mitarbeiter  über  die  Kurzarbeiterregelung  im
Betrieb behalten haben. Das hilft den Beschäftigten,
aber das hilft auch den Unternehmen, die nach der
Krise  nicht  neue  Mitarbeiter  und  Mitarbeiterinnen
suchen und sie dann qualifizieren müssen. Was ein
bisschen schade ist, das hat sich gezeigt, ist, dass nur
wenige Unternehmen die Chance nutzen, die Qua-
lifizierung in dieser Zeit zu nutzen. Das macht auch
die  Senatsantwort  deutlich,  dafür  gibt  es  mehrere
Gründe. Ein Grund ist, dass reguläre Arbeitszeiten
mit Kurzarbeitszeiten sehr schnell wechseln und dass
die Maßnahmen häufig nicht flexibel genug darauf
reagieren, dass andere Finanzierungsquellen wie der
Bundessozialhilfefonds verwaltungsmäßig zu kom-
pliziert sind und Unternehmen auch Kosten sparen
wollen. Es gibt noch ein paar andere Gründe. Bre-
men hat in diesem Zusammenhang eine Landesini-
tiative „Qualifizieren statt Entlassen – Weiterbildungs-
beratung für Klein- und Mittelbetriebe“ gestartet, die
genau in diesen Bereichen gezielt fördern sollen, und
ich denke, das ist eine gute Maßnahme.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

In Bremen und Bremerhaven sind insbesondere,
wir wissen das, die Branchen Automobile, Stahl, Häfen
und Logistik, Transport, Maschinenbau und Bau
betroffen. Was ich in Bremen und Bremerhaven auch
gut fand ist, dass sich die Akteure solidarisch zusam-
mengesetzt haben. Das waren die Arbeitsagenturen,
die Handelskammern, die Handwerkskammer, die
Gewerkschaften und der Senat. Sie haben alle gut
zusammengearbeitet, um möglichst viel Schaden auch
von Bremen abzuhalten. Ich glaube, es gibt ja auch
einige Unternehmen, Arcelor gehört auch dazu, die
mittlerweile aus der Kurzarbeit wieder heraus sind.
Andere  Unternehmen  haben  gegenwärtig  da  noch
größere Probleme. Ich denke, das ist ja auch gemein-
same Haltung des Hauses, dass der Senat alles dafür

tun möge, dass die Konsolidierungsmaßnahmen mög-
lichst wenig zulasten von Bremen und Bremerhaven
und der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ge-
hen. Diese Koalition wird auch alles dafür tun.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Abschließend möchte ich aber auch sagen, das habe
ich vorhin erwähnt, die Bundesanstalt für Arbeit gibt
da fünf Milliarden Euro bundesweit hinein. Das ist
das Geld der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
und das ist Steuergeld. Wir erwarten dann aber auch,
wenn dann die Unternehmen aus der Kurzarbeit he-
raus sind, wenn die 24 Monate herum sind, dass sie
dann die Beschäftigten weiterbeschäftigen, dass sie
sie dann nicht entlassen und dass sie sich daran er-
innern, dass ihnen vorher mit sehr vielen Steuergel-
dern und dem Geld der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer geholfen worden ist. – Herzlichen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Dr. Möllenstädt.

Abg. Dr. Möllenstädt (FDP)*): Herr Präsident, lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Ich glaube, man kann
das Thema kurz halten. In der Tat haben wir darüber
auch schon einmal sehr ausführlich in der Deputati-
on gesprochen. Ich glaube auch, dass das – es ist auch
eingeräumt worden –, was in der Anfrage dargelegt
ist, ein Teil dessen ist, was wir in der Deputation an
Datenbasis hatten. Ich glaube, es ist sinnvoll, dass man
dieses Thema hier auf die Agenda setzt, auch ins Ge-
spräch darüber kommt, dass wir uns auch regelmä-
ßig mit der Bundesagentur für Arbeit unterhalten. Wir
alle tun das, das unterstelle ich ja auch, mit Wirtschafts-
unternehmen und mit Betriebsräten, um zu schauen,
dass diese Möglichkeiten auch genutzt werden kön-
nen, die Kurzarbeit eben auch eröffnet.

Ich habe aber das Gefühl, das wurde ja auch in dem
Gespräch, das wir in der Deputation geführt haben,
klar, dass dieses Instrument mittlerweile sehr gut
angenommen wird, auch seine Vor- und Nachteile
und auch die Möglichkeiten gesehen werden und dass
man auch diesen Zeitraum für Qualifizierung nutzen
kann. Da gibt es sicherlich noch das eine oder ande-
re Potenzial, das zu heben ist. Auch das war ein Er-
gebnis unserer Diskussion in der Deputation, dass viel-
leicht diese Verbindung mit einer sehr unwägbaren
Krise, wo man nicht genau weiß, wie lange sie noch
dauern wird, das eine oder andere Unternehmen auch
davon abhält, jetzt sehr langfristige Qualifizierungs-
maßnahme in diesem Zeitraum vorzunehmen. Das
kann man nachvollziehen.

(Vizepräsidentin D r .  M a t h e s  über-
nimmt den Vorsitz.)

–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Insofern muss man sehen, was machbar ist, und
nichts Unmögliches fordern. Ich finde es jedenfalls
sehr begrüßenswert, dass auch die neue Bundesre-
gierung dieses Thema sehr schnell beantwortet hat
und auch gesagt hat: Wir wollen das auch weiterhin
ermöglichen!  Ich  glaube,  da  tut  man  einen  guten
Dienst zur Überwindung der Krise.

(Beifall bei der FDP)

Im Übrigen macht das auch deutlich, dass auch die
jetzige Bundesregierung an der Seite der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer steht. Ich freue mich,
dass wir hier noch einmal Zahlenmaterial auch schrift-
lich zur Verfügung gestellt bekommen haben. Ich
denke, wir sollten dieses Thema einfach bei Gele-
genheit noch einmal in der Deputation weiter erör-
tern, wenn sich weitere Erkenntnisse insbesondere
zu dem Punkt Qualifizierung ergeben haben. – Herz-
lichen Dank!

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat die Ab-
geordnete Frau Ziegert.

Abg. Frau Ziegert (SPD): Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Kurzarbeit ist ein gutes Mittel zur Überbrückung der
Krise. Die Bundesregierung hat es seinerzeit – und das
war noch das große Verdienst von Bundesarbeitsmi-
nister Olaf Scholz – durch die Verlängerung und die
Verbilligung der Kurzarbeit erst möglich gemacht, dass
das von der Krise ganz besonders betroffene verar-
beitende Gewerbe in Deutschland überhaupt in der
Krise seine Fachkräfte halten konnte und damit gut
gerüstet in die Zeit des Aufschwungs hineingeht. Das
ist ein Aspekt, der mir noch ein bisschen zu kurz kommt.
Die Betriebe haben ja etwas davon. Es geht nicht nur
darum, Arbeitskräfte vor Arbeitslosigkeit zu bewah-
ren, das ist ja keine soziale Maßnahme, sondern es
geht auch darum, dass offensichtlich die Betriebe aus
dem Fachkräftemangel der vorangegangenen Zeit
gelernt haben, dass sie ihr Personal halten müssen
und dass es eben nicht mehr so mit „Heuern und Feu-
ern“ geht, wobei die Fachkräfte auf die Straße ge-
setzt werden.

Wir haben durch die Einführung, durch die Ver-
längerung des Kurzarbeitergeldes in Deutschland den
niedrigsten Anstieg der Arbeitslosenrate in Europa,
obwohl  die  Wirtschaftskrise  hier  mit  am  stärksten
durchgeschlagen hat. Das ist inzwischen auch ein Er-
folgsmodell für die übrigen europäischen Staaten ge-
worden. Frau Nitz, Sie haben zwar recht, es ist immer
schwierig, wenn man jeden Monat die Mitteilungen
der Bundesagentur für Arbeit über die Kurzarbeit be-
kommt, aber insgesamt kann man natürlich die Zahlen
schon nachverfolgen. Man kann sagen, auf dem Hö-
hepunkt der Krise hätten wir in Bremen etwa 12 000
Arbeitslose mehr gehabt als ohne Kurzarbeit, und ich
denke, das ist schon eine ganze Menge.

Nun noch einmal zu der Befürchtung, dass das Aus-
laufen der Kurzarbeit automatisch zur Arbeitslosig-
keit führt! Bisher ist das nicht so gewesen, sondern
zur Reduzierung der Kurzarbeit, die wir im Augen-
blick zu verzeichnen haben, vom Höhepunkt etwas
über 20 000 auf jetzt circa 12 000, kann man wohl sa-
gen, dass diese 8 000 in der Zwischenzeit netto wieder
produktiv tätig sind. Es gibt sehr viele Betriebe, die
aus der Kurzarbeit wieder in die Produktion zurück-
gehen. Es gibt natürlich auch große Betriebe, die ge-
rade die Kurzarbeit verlängern. Ich glaube, wir können
wohl sagen, dass im Jahre 2010 die Betriebe noch nicht
zur vollen Produktivität zurückkehren werden, und
ich meine, da müssen wir dann sehen, was geht.

Ein Wort will ich auch noch zur Qualifizierung in
der Kurzarbeit sagen. Das war, fand ich, eine sehr gute
Idee. Ich habe auch am Anfang gesagt, das müssen
jetzt doch die Betriebe nutzen, die sonst immer sa-
gen, sie haben keine Zeit zu qualifizieren, die könn-
ten das jetzt machen. Übrigens nebenbei bemerkt,
es ist bemerkenswert, dass in dieser Krise zum ers-
ten Mal auch kleine und mittlere Betriebe und Hand-
werksbetriebe das Mittel der Kurzarbeit genutzt ha-
ben. Es ist schon darauf hingewiesen worden, dass
das Ergebnis von Qualifizierung in Kurzarbeit insge-
samt enttäuschend ist, und ich will daraus auch ei-
nen Anknüpfungspunkt für unsere Arbeitsmarktpo-
litik der Zukunft ziehen, dass wir in Zukunft gerade
in kleinen und mittleren Betrieben auch stärker auf
die innerbetriebliche Qualifizierung sehen müssen.
Wir haben mit dieser Möglichkeit der Beratung für
die Personalplanung einen ersten Schritt gemacht.
Ich denke, diese Richtung müssen wir in Zukunft wei-
terverfolgen.

Zusammengefasst – ich weiß jetzt nicht, welche
Forderungen noch drohen, die Sie, Frau Nitz, stel-
len wollen – bin ich ganz klar der Meinung, dass Kurz-
arbeit und Arbeitsmarktpolitik gute Mittel zur Kri-
senüberbrückung sind. Es sind aber natürlich keine
Patentmittel, um Krisen zu beheben, sondern die
Überwindung der Krise wird nur dann funktionieren,
wenn hier ein wirtschaftlicher Aufschwung stattfin-
det und wenn wir auch die Betriebe dabei unterstüt-
zen, so weit wie möglich mit einem gebündelten Maß
an Angeboten, wie zum Beispiel auch den Zugang
zu Krediten und Ähnlichem, hier ihre Produktion wie-
der in Schwung zu bringen. Trotzdem will ich noch
einmal daran festhalten, dass sich gerade in der Kurz-
arbeit gezeigt hat, welche gute Wirkung Arbeitsmarkt-
politik haben kann, nämlich Überwindung und Über-
brückung von solchen wirtschaftlichen Krisenzeiten.
Ich glaube, das ist schon eine ganze Menge. – Vie-
len Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat die Ab-
geordnete Frau Nitz.
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Abg. Frau Nitz (DIE LINKE)*): Frau Präsidentin,
meine Damen und Herren! Frau Schön, Sie sprachen
davon, die Zahlen belegten eindrucksvoll die Aus-
wirkungen  der  Krise.  Ich  würde  stattdessen  sagen
alarmierend, denke aber auch, dass Sie das mit Ih-
rem Redebeitrag ausdrücken wollten.

Frau Ziegert, ich glaube nicht, dass sich die Bun-
desregierung den Erfolg auf die Fahnen schreiben
darf, denn wir müssen bedenken: Immerhin zahlen
die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer dafür, dass
sie jetzt auch aus einem Topf der Bundesagentur Gel-
der zurückerhalten. Solange wir Gewinne nicht or-
dentlich besteuern, wird sich an diesem System auch
nichts ändern. Wie gesagt, wir müssen den Bürgerin-
nen und Bürgern, den Beschäftigten, eher dankbar sein
als der Bundesregierung, die es eigentlich nur umge-
setzt hat.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich bin nicht wie Sie der Auffassung, dass das Aus-
laufen der Kurzarbeit nicht zur Arbeitslosigkeit führt.
Ich weiß, dass auf meine Anfrage in der Deputation
noch keine konkreten Zahlen vorgelegt werden konn-
ten, weiß aber auch, dass das reale Leben und die
Statistiken  meist  sehr  weit  auseinanderliegen.  Die
Praxis spricht doch eine andere Sprache. Viele Be-
triebe nutzen die Kurzarbeit einfach als Testphase,
um zu sehen, ob sie mit einer verminderten Beschäf-
tigtenanzahl die gleichen Gewinne erwirtschaften kön-
nen, wie zuvor mit mehr Beschäftigten. Hier müssen
wir, denke ich, auch noch einmal Maßnahmen ergrei-
fen, um gezielt gegenzusteuern.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Nestler, Sie sprechen davon, dass Sie auf die
Erholung des Arbeitsmarktes hoffen, dass es dann
wieder möglicherweise neue Arbeitsplätze gibt. Ich
halte es für sehr erstrebenswert, diesem Wunsch auch
nachzukommen, ich weiß aber, dass die letzten 10
bis 15 Jahre hier auch eine andere Sprache gespro-
chen haben; nämlich immer, wenn wir wieder von
Steuererleichterung für Unternehmen und Betriebe
gesprochen haben, hat es nicht zu einer vermehrten
und einer erhöhten Einstellung von Arbeitsnehme-
rinnen und Arbeitnehmern in die Betriebe geführt.
Auch vor dem Hintergrund, dass im nächsten Jahr
mit einem weiteren Anstieg der Arbeitslosigkeit in
Folge der Krise zu rechnen ist, handelt es sich hierbei
insofern meines Erachtens nur um einen frommen
Wunsch, den Sie geäußert haben.

Welche Handlungsschritte hat denn nun der Se-
nat unternommen, oder welche Handlungsschritte
werden von ihm geplant? Hier stellt sich im Wesent-
lichen die Frage nach der Förderung von Qualifizie-
rung. Da muss man ganz klar sagen, hier hat der Senat
den Einstieg verschlafen.

(Beifall bei der LINKEN)
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Das Landesprogramm „Qualifizieren statt Entlas-
sen“ ist sage und schreibe am 14. September dieses
Jahres in Gang gebracht worden. Was wird hier ge-
fördert? Gefördert wird die Weiterbildungsberatung
von kleinen und mittleren Unternehmen. Fakt ist, dass
die Betriebe auch Weiterbildungsangebote brauchen,
die passgenau auf sie zugeschnitten sind, die nach
Möglichkeit im Betrieb stattfinden und hoch flexibel
sind. Nicht dass wir uns falsch verstehen: Auch die
Beratung ist wichtig, aber konkrete Angebote sind
meines Erachtens noch hilfreicher als nur das bloße
Reden.

(Beifall bei der LINKEN)

Die bisherigen Zahlen zur Qualifizierung sind extrem
dürftig. Ganze 802 Beschäftigte sind im Land Bremen
seit Januar 2009 qualifiziert worden.

(Abg. R u p p  [DIE LINKE]: Zwei sind von
mir!)

Das eigentliche landespolitische Handlungsfeld ist
aber, die Krise zu nutzen, um die Qualifikation der
Beschäftigten zu erhöhen. Das trägt sowohl zur Be-
schäftigungssicherung der Arbeitsnehmerinnen und
Arbeitnehmer als auch zur Zukunftsfähigkeit der lo-
kalen Produktion bei. Ich kann nicht verstehen, wa-
rum hier nicht schon früher Aktivitäten entfaltet wur-
den, warum der Senat sich auf das dürftige Hand-
lungsfeld der Weiterbildungsberatung beschränkt,
und warum hier nicht schon vor neun Monaten quasi
eine Task Force gebildet wurde, die entsprechende
Bedarfe ermittelt und entsprechende Angebote auf-
gebaut hat.

Das Gleiche gilt für die Aktivitäten des Senats in
Richtung Bundesebene. Wir sind nicht der Auffassung,
dass  die  aktuellen  Regelungen  ausreichend  sind.
Erstens brauchen wir eine Verlängerung der beste-
henden Erleichterungen auch über das nächste Jahr
hinaus. Zweitens brauchen wir Regelungen, die das
Recht von kurzarbeitenden Beschäftigten auf Qua-
lifizierung festschreiben. Drittens brauchen wir Re-
gelungen, die ausschließen, dass bei gleichzeitiger
Inanspruchnahme von Kurzarbeit bestehende Tarif-
und Lohnvereinbarungen nach unten abgesenkt wer-
den.

(Beifall bei der LINKEN)

Ab einer bestimmten Dauer von Kurzarbeit muss
auch die Entlassung innerhalb einer bestimmten Zeit
nach der Kurzarbeit ausgeschlossen werden.

(Beifall bei der LINKEN – Glocke)

Ich sehe hier noch viele Möglichkeiten, wofür sich
der Senat längst hätte einsetzen können, und worauf
wir, die Fraktion DIE LINKE, demnächst mit einem
Antrag zurückkommen werden. – Vielen Dank!

(Beifall bei der LINKEN)
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Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat die Ab-
geordnete Frau Ziegert.

Abg. Frau Ziegert (SPD): Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Gut, Frau Nitz, ich habe vorhin
natürlich vergessen zu erwähnen – weil ich das so
selbstverständlich fand –, es gibt bei jedem Instru-
ment Missbrauchsmöglichkeiten, und solche Dinge,
dass jetzt im Dezember Kurzarbeit angemeldet wird
und für Januar schon Überstunden mit dem Betriebsrat
verhandelt werden, gibt es natürlich. Ich kann Ihnen
da aber auch versichern, dass die Agentur für Arbeit
an sich ziemlich strikt prüft, und wenn dann trotzdem
angesichts der Vielzahl der Fälle das eine oder an-
dere durchläuft – auch mir sind solche Fälle von mas-
siven Betrugsversuchen zu Ohren gekommen –, muss
man natürlich dagegen etwas unternehmen. Aber Sie
werden nicht bestreiten können, dass bei all diesen
Dingen so etwas vorkommen kann. Ich glaube, dafür
braucht man keine neue Gesetzesinitiative.

Ich möchte aber noch etwas zur Qualifizierung sa-
gen! Es ist erstens nicht so, dass dort, wo dieses Pro-
gramm zur Qualifizierung in Kurzarbeit nicht wahr-
genommen wird, nicht in Betrieben qualifiziert wird.
Im Gegenteil, gerade größere Betriebe mit einer gut
entwickelten Personalplanung nutzen die Zeit der
Kurzarbeit jetzt selbstverständlich für innerbetrieb-
liche Qualifizierungsmaßnahmen. Sie bezahlen diese
nur selbst, weil das ganze Antragsverfahren ihnen
viel zu aufwendig ist, und sie sagen, für das, was wir
da bekommen, wollen wir diesen Aufwand nicht be-
treiben. Ein Beispiel dafür ist ein nicht unbedeuten-
des Stahlwerk in Bremen.

Deswegen glaube ich nach wie vor, es geht eher
darum, in den Betrieben erst einmal die Unterneh-
menskultur von Qualifizierung einzuführen, und ich
sagte ausdrücklich, es wird dort nicht nur darum ge-
hen, dass die Unternehmer dafür sensibler werden,
sondern auch die Betriebsräte sind heranzuziehen.
Deswegen sage auch ich, die Programme werden nicht
vom grünen Tisch oder Weiterbildungsträgern oder
von irgendwelchen Angeboten von außen entwickelt,
sondern sie müssen letzten Endes dann eben auch
aus den Betrieben selbst entstehen und möglichst un-
ter Einbeziehung der Belegschaften entwickelt und
durchgeführt werden.

Im Übrigen ist es auch so, dass zum Beispiel das
Programm WeGebAU, das sich an Arbeitslose, von
Langzeitarbeitslosigkeit Bedrohte beziehungsweise
unqualifizierte oder ältere Arbeitsnehmerinnen und
Arbeitnehmer wendet, doch sehr zugenommen hat,
und dass wir aktuell allein in Bremen fast 400 von
diesen Fällen von Qualifizierung im WeGebAU in den
Betrieben haben. Es ist nicht unmittelbar das Pro-
gramm Qualifizierung in Kurzarbeit, aber es ist na-
türlich  ein  innerbetriebliches  Programm  in  kleinen
und mittleren Unternehmen.

Ich stimme Ihnen allerdings in dem Punkt zu, dass
die Frage der Qualifizierungsberatung für die Betriebe

– daran halte ich noch einmal fest – und die Entwick-
lung von sehr flexiblen und maßgeschneiderten An-
geboten daraus – –. Ich glaube, dass sich auch die
Weiterbildungsträger ein bisschen umstellen werden
müssen für die innerbetriebliche Qualifizierung, dass
wir daran weiterarbeiten müssen, um den Fachkräf-
tebedarf der kommenden Jahre zu bewältigen und
die Betriebe auch dabei zu unterstützen, sich am Markt
zu behaupten. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat Frau Se-
natorin Rosenkötter.

Senatorin Rosenkötter: Frau Präsidentin, liebe Ab-
geordnete! Auf dem Arbeitsmarkt zeigen sich die Er-
folge des vom damaligen SPD-Bundesarbeitsminis-
ters Olaf Scholz geleisteten Krisenmanagements. Im
internationalen Vergleich – wir haben das schon gehört
– bewältigt Deutschland die Folgen der Wirtschafts-
krise besser als andere Länder. Die Arbeitslosenquote
bundesweit bleibt dabei stabil bei 7,6 Prozent. Das ist
vor allem der Kurzarbeit zu verdanken, die aktuell
mehr als eine Million Menschen vor Arbeitslosigkeit
bewahrt.

Gerade wegen unserer Exportabhängigkeit wissen
die Menschen in unserem Bundesland, was es heißt,
wenn die Branchen wie Häfen, Stahl und Automo-
bilindustrie von den weltweiten Turbulenzen betroffen
sind. Wenn wir uns den Arbeitsmarkt im vergange-
nen Monat im Land Bremen anschauen, stellen wir
zum Glück fest, dass die Zahl der Arbeitslosen wieder
leicht zurückgegangen ist. Nach Bericht der Agen-
tur für Arbeit ist die Zahl um knapp 500 Personen ge-
sunken. Dennoch sind immer noch rund 37 000 Men-
schen im Land Bremen ohne Beschäftigung, die Ar-
beitslosenquote liegt bei 11,5 Prozent und ist damit
noch viel zu hoch. Gegenüber den Vormonaten ist hier
trotz der konjunkturellen Schwierigkeiten ein leichter
Rückgang um 1,2 Prozent zu verzeichnen. Die Zahl
der tatsächlich von Kurzarbeit betroffenen Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer sank im Land Bremen
vom Höchststand von 22 000 – wir haben es im Mai
gehört – auf rund 14 000 im September. Wir wissen,
Herr Nestler, weil das ein nachlaufendes System ist,
dass die tatsächlichen Zahlen – es handelt sich ja zu-
nächst in allen Fällen um eine Anmeldung zur Kurz-
arbeit – aufgrund dieses Organisationssystems immer
erst später genau benannt werden können.

Wir wollen daran festhalten, und ich halte das für
eine wichtige Information, regelmäßig Herrn Stern
von der Arbeitsagentur in die Arbeitsdeputation ein-
zuladen, um uns, wie auch im Vormonat geschehen,
aktuelle  Zahlen,  Daten  und  Fakten  dazu  liefern  zu
lassen.

Der  Blick  in  die  kommenden  Monate  fällt  unter-
schiedlich aus, und er reicht von „Wir haben die Tal-
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sohle  durchschritten“  bis  hin  zu  „Das  Schlimmste
kommt noch“. Besonnenheit einerseits und voraus-
schauendes Agieren andererseits ist gerade in turbu-
lenten Zeiten ein wichtiges Markenzeichen einer en-
gagierten Arbeitsmarkt- und Wirtschaftspolitik. Eine
der Hilfestellungen der Politik an Betriebe und Be-
schäftigte lautet „Kurzarbeit statt Entlassungen“, und
das für einen Zeitraum von bis zu 24 Monaten – ein
Angebot, das in der Tat auch kräftig genutzt wurde,
die Antwort auf die Große Anfrage zeigt das deut-
lich.

In der Krise wurde und wird auch durch das ver-
antwortungsbewusste Agieren von Betriebsräten alles
getan, um Betriebe und somit natürlich auch Arbeits-
plätze zu erhalten. Mit der Kurzarbeit war und ist eine
zweite Absicht verbunden, die hier ja mehrfach dis-
kutiert worden ist, nämlich „Qualifizieren statt Ent-
lassen“. Die Zeit der Kurzarbeit soll genutzt werden,
um sich auf die Anforderungen der Zukunft vorzu-
bereiten. Wir wissen – wir haben das in den ersten
Monaten gesehen –, dass dieses Angebot nur sehr
zögerlich angenommen worden ist. Da muss ich Sie,
Frau Nitz, glaube ich, verbessern, denn es liegt ein
Missverständnis vor: Das, was wir am 14. Septem-
ber auf den Weg gebracht haben, ist die Weiterbil-
dungsberatung für kleinere und mittlere Unterneh-
men, das ist nicht das eigentliche Programm „Qua-
lifizieren statt Entlassen“. Das ist ein deutlicher Un-
terschied.

Genau dieses Programm, das wir im September auf-
gelegt haben, war auch eine Folge von regelmäßig
stattgefundenen und stattfindenden Gesprächen im
Rathaus, zu denen der Bürgermeister eingeladen hat,
an denen die Mitglieder des Senats teilnehmen, aber
an denen ganz wesentlich die Arbeitnehmervertre-
terinnen und -vertreter und Arbeitgeber und Kam-
mern teilnehmen. Sie haben sich hier auf einen re-
gelmäßigen Austausch auch über die aktuelle Situ-
ation verständigt. Ich halte das für eine ganz wich-
tige  Plattform,  die  der  Bürgermeister  unmittelbar
Anfang des Jahres dort geschaffen hat. Die Erfahrun-
gen der letzten Monate zeigen uns, dass sich Betrie-
be – –. Ich will noch einmal eines sagen: Qualifizie-
ren statt Entlassen gilt auch im Hinblick darauf, dass
gute Facharbeit heute – Frau Ziegert hat dankens-
werterweise noch einmal auf den Fachkräftemangel
insgesamt hingewiesen – und auch morgen gebraucht
wird, und deswegen ist auch dieser Punkt des Qua-
lifizierens so besonders wichtig.

(Beifall bei der SPD)

Die Kurzarbeit ist ein Instrument. Ein wichtiger
weiterer Punkt ist die Positionierung unserer Wirt-
schaft. Es muss alles getan werden, um die Kreativi-
tät zu fördern, die neue und zukunftsfeste Jobs von
morgen bringt. Für alle in Bremen gilt die Aufforde-
rung, alles zu tun, damit die Jobmotoren in unserem
Bundesland weiterlaufen. Häfen, Flughäfen, Wind-

energiebranche, Tourismus, neue Stadtquartiere wie
die Überseestadt, Wissenschaft und Forschung, die
Lebensmittelbranche und vieles andere mehr spie-
len dabei natürlich eine ganz wichtige Rolle, auch in
Zukunft. Ich weiß, wir sind uns da alle einig: Was uns
in der Sozialpolitik am stärksten hilft, das sind am Ende
Jobs, das ist Arbeit für die Menschen, die Sicherung
der bestehenden Jobs und die Schaffung von neuen
Jobs.

Alles in allem schauen wir deshalb an dieser Stel-
le auch nicht ohne Hoffnung in die Zukunft. Der Senat
wird alles ihm Mögliche tun, damit die Menschen in
Bremen und Bremerhaven eine gute und sicherere
Zukunft haben. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort
des Senats, Drucksache 17/982, auf die Große An-
frage der Fraktion DIE LINKE Kenntnis.

Entwicklung der öffentlich geförderten Beschäfti-
gung im Land Bremen

Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 16. Oktober 2009
(Drucksache 17/961)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 8. Dezember 2009

(Drucksache 17/1090)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin Ro-
senkötter, ihr beigeordnet Herr Staatsrat Dr. Schus-
ter.

Gemäß Paragraf 29 unserer Geschäftsordnung hat
der Senat die Möglichkeit, die Antwort auf die Gro-
ße Anfrage in der Bürgerschaft mündlich zu wieder-
holen.

Ich gehe davon aus, Frau Senatorin Rosenkötter,
dass Sie die Antwort auf die Große Anfrage der Frak-
tion DIE LINKE nicht mündlich wiederholen möch-
ten, sodass wir gleich in eine Aussprache eintreten.

Ich frage, ob in eine Aussprache eingetreten wer-
den soll. – Das ist der Fall.

Die Aussprache ist eröffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Nitz.

Abg. Frau Nitz (DIE LINKE)*): Sehr geehrte Frau
Präsidentin, meine Damen und Herren! Die Frakti-
on DIE LINKE hat – das ist ja jetzt schon eine ganze
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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Weile her – die Anfrage zur Entwicklung der öffent-
lich geförderten Beschäftigung im Land Bremen an
den Senat gestellt. Nach der Lektüre der Antwort stellt
sich die Frage, warum wir das eigentlich getan ha-
ben, denn der Senat erklärt sich hierin für die Arbeits-
marktpolitik schlicht als nicht zuständig. Entsprechend
unserer Auffassung sind auch die Antworten sehr
lückenhaft. Sie machen dennoch eines deutlich, den
vollständigen Rückzug der Landespolitik aus der Ver-
antwortung für öffentlich geförderte Beschäftigung.

Es ist die Chronologie eines Kahlschlags, sowohl
eines finanziellen Kahlschlags als auch eines Kahl-
schlags hinsichtlich der Perspektiven und vor allem
hinsichtlich der Situation der Betroffenen. Vor zehn
Jahren wurden in Bremen noch knapp 18 Millionen
Euro jährlich an Landesmitteln für öffentlich geför-
derte Beschäftigung eingesetzt. Herr Nestler sprach
davon heute Morgen sogar in der Aktuellen Stunde.
Dieser Betrag ist bis zum Jahr 2008 auf ganze 177 000
Euro gefallen. 18 Millionen Euro hatten wir einmal,
und bei 177 000 Euro ist der Stand jetzt!

Der Senat hat sich – so die Antwort – das Ziel ge-
setzt, jetzt die schwarze Null bei den Landesmitteln
zu schaffen oder, weil es sich ja um ein sozialdemo-
kratisches Ressort handelt, vielleicht auch die rote
Null, man weiß es nicht!

(Beifall bei der LINKEN)

Der Totalausfall der Landesmittel wird in keiner
Weise durch andere Mittel kompensiert. So sind die
Gesamtmittel im Beschäftigungspolitischen Aktions-
programm – siehe auch Antwort 1 – im gleichen Zeit-
raum von knapp 24 Millionen Euro jährlich auf un-
ter 6 Millionen Euro jährlich gefallen. Daneben gibt
es noch die Mittel, die durch die BAgIS beziehungs-
weise die ARGE Bremerhaven für geförderte Beschäf-
tigung eingesetzt werden, und diese sind seit 2003
in etwa gleich geblieben. Die Darstellung dazu in der
Antwort 1 ist unserer Auffassung nach eher irrefüh-
rend, denn seit 2005 entfällt die Hälfte der ausgewie-
senen Mittel auf die Finanzierung der Ein-Euro-Jobs,
die keine Beschäftigungsverhältnisse im eigentlichen
Sinne darstellen.

(Beifall bei der LINKEN)

Der entscheidende Befund ist: Im Zeitraum seit 1999
sind die Mittel, die im Beschäftigungspolitischen Ak-
tionsprogramm für öffentlich geförderte Beschäftigung
aufgewendet werden, um sage und schreibe 75 Pro-
zent gekürzt worden. Wir haben also einen Kahlschlag
des Mitteleinsatzes, der vor allem auf den völligen
Wegfall der Landesmittel zurückgeht. Ein Kahlschlag
ist auch hinsichtlich der Qualität der Beschäftigungs-
verhältnisse zu konstatieren. Diese sind nämlich im
Zeitraum immer prekärer geworden und gleichzeitig
an immer höhere Zugangshürden gebunden worden.
Das ist erst einmal zunächst ein Ergebnis der Bun-
despolitik.

Bereits in den Neunzigerjahren wurde das Prinzip
aufgegeben, dass beschäftigungspolitische Maßnah-
men nach Tarif entlohnt werden. Bei den ABM wur-
de dann bereits eine Kappung vorgenommen, die sich
bei den Strukturanpassungsmaßnahmen und den Lohn-
kostenzuschüssen fortsetzte. Die Landespolitik ihrer-
seits hat nun diesen Trend vollends aufgegriffen und
eigenständig verschärft. 2004 wurde nach Verhand-
lungen mit der Landesregierung die sogenannte Ent-
geltvereinbarung der Bremer Beschäftigungsträger
geschlossen, mit der die Löhne in der geförderten Be-
schäftigung vollständig von geltenden Tarifen abge-
koppelt wurden.

Hier kamen die berüchtigten 1 000 Euro brutto zu-
stande, die ja jetzt in diesem Jahr nach langen Pro-
testen vor kurzem auf 1 100 Euro heraufgesetzt wur-
den,  was  aber  immer  noch  bedeutet,  dass  hier  ein
Stundenlohn von 6,50 Euro gezahlt wird. Bei den so-
genannten BEZ-Stellen seit 2008 wird diese Eingrup-
pierung mehr oder weniger standardmäßig vorgenom-
men. Ansprüche auf Arbeitslosenversicherung wer-
den in keiner Maßnahme mehr erworben. Eine Ver-
tretung der Beschäftigten existiert nicht. Das Entgelt
wird von den Beschäftigungsträgern einseitig fest-
gesetzt. Damit ist der Bereich öffentlich geförderter
Beschäftigung wie er durch die Bundespolitik angelegt
ist, wie er aber auch in Bremen gehandhabt wird, eine
Maschine der Präkarisierung.

(Beifall bei der LINKEN)

Hier gibt es eine klare Verletzung der Selbstver-
pflichtung des Senats, in seinem Einflussbereich für
Mindestlöhne von mindestens 7,50 Euro zu sorgen.
Dort, wo man es durchsetzen kann, muss Arbeit aber
an Mindestlöhne gebunden werden. Das erwarten
wir von einer verantwortlichen Senatspolitik, und das
erwarten auch die Beschäftigten.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich werde hier noch ein zweites Mal nach vorn kom-
men und werde auf den Kommunalen Kombilohn und
die Ein-Euro-Jobs eingehen. – Vielen Dank!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als nächste Redne-
rin hat das Wort die Abgeordnete Frau Schön.

Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen)*): Frau
Präsidentin,  liebe  Kolleginnen  und  Kollegen!  Ich
möchte zunächst eine Vorbemerkung machen: Aus-
reichende Beschäftigung muss zunächst auf dem ers-
ten Arbeitsmarkt geschaffen werden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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Dafür ist in erster Linie die Wirtschaft zuständig, und
es ist bedauerlich, dass sich die Unternehmen auch
gerade in der jetzigen Situation nicht in der Lage se-
hen, ausreichend Arbeits- und Ausbildungsplätze zur
Verfügung zu stellen. Ich will jetzt auf die Gründe
gar nicht eingehen, aber deshalb und in dieser Fol-
ge gibt es den zweiten Arbeitsmarkt, also öffentlich
geförderte Beschäftigung. Öffentlich geförderte Be-
schäftigung ist daher kein Selbstzweck, sondern eine
Reaktion darauf, weil es keine ausreichenden Arbeits-
plätze im ersten Arbeitsmarkt gibt. Das ist mir dazu
erst einmal wichtig als Eingangsfeststellung.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Weil das so ist, ist für uns Grüne öffentlich geför-
derte Beschäftigung eine wichtige Säule aktiver Ar-
beitsmarktpolitik. Sie ermöglicht Einkommen, Wei-
terqualifizierung und soziale Kontakte für die Arbeits-
losen, aber diese temporäre Beschäftigung kann kein
Ersatz für eine existenzsichernde Beschäftigung auf
dem ersten Arbeitsmarkt sein.

Frau Nitz ist vorhin darauf eingegangen, was an-
geblich in Bremen alles gekürzt worden ist. Da wur-
de einem dann bei den ganzen Zahlen auch ganz
schwindelig. Das steht auch alles in der Anfrage und
ist jedenfalls nachzuvollziehen. Durch einen System-
wechsel, als die Hartz-IV-Reformen eingeführt wor-
den sind, muss man sagen, ist diese Kompetenz in
Bundesverantwortung übergegangen. Wir bekommen
über die BAgIS 60 Millionen Euro im Jahr und 25 Mil-
lionen Euro für Bremerhaven. Zusätzlich haben wir
ESF-Gelder, und in dem Zusammenhang ist die Lan-
desförderung heruntergefahren worden. Das stimmt,
aber es ist durch anderes Geld auch kompensiert wor-
den.  Wir  haben  immer  besonderen  Wert  auch  da-
rauf gelegt, dass die Mittel der BAgIS und die ESF-
Mittel optimal miteinander verknüpft werden, um op-
timal Qualifizierung und Beschäftigung zu fördern.

Diese Koalition hat auch in besonderer Weise da-
rauf Wert gelegt, die sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigung auszuweiten. Das hatte für uns immer ei-
nen besonderen Stellenwert, um die In-Jobs zu redu-
zieren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir schauen bei In-Jobs in erster Linie dort, wo es um
sozialintegrative Maßnahmen geht, da ist klar, dass
man sie da möglicherweise sogar auch länger machen
muss, da haben wir die Maßnahmen sogar für fünf
Jahre.

Ich gestehe Ihnen auch zu, Frau Nitz, dass Sie sa-
gen, es ist nicht in allen Fällen gelungen, die Men-
schen auch bei der sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigung komplett aus dem Hilfebezug zu lösen.
Der Weg ist aber trotzdem richtig gewesen, weil die
Menschen nämlich Gehalt und nicht Almosen für ihre
Arbeit bekommen, und dafür haben sich Grüne auch

immer eingesetzt. Dass es für die Betroffenen teilweise
auch frustrierend ist, dass sie nicht komplett aus dem
Hilfebezug herauskommen, ist aus deren Sicht ver-
ständlich. Wir haben aber in der Vergangenheit auch
die Gehälter dort angehoben, das wird Ihnen nicht
entgangen sein. Dann muss man an der Stelle auch
sagen, dass wir ein Haushaltsnotlageland sind. Mehr
können wir an der Stelle nicht tun, sonst würde es
direkt zulasten der Förderung gehen. Es würden dann
weniger  Personen  in  die  Förderung  kommen.  Das
kann man, glaube ich, überhaupt nicht verantwor-
ten, wenn dann weniger Menschen eine Chance auf
Beschäftigung haben.

Ich möchte an dieser Stelle eine Bemerkung ma-
chen, und ich glaube, dass das auch wichtig ist in die-
ser Debatte: Wenn man sich die Zahlen anschaut, wer
alles im Arbeitslosengeld-II-Bezug ist, dann kann man
feststellen, dass 25 Prozent dieser Leute auf dem ersten
Arbeitsmarkt tätig sind. Sie bekommen ergänzendes
Arbeitslosengeld II oder Kosten zur Unterkunft, weil
sie von ihrem Einkommen auf dem ersten Arbeits-
markt nicht leben können. Da haben wir mittlerweile
auch Gehälter, die nicht existenzsichernd sind. Wir
betreiben an der Stelle in einem ganz großen Um-
fang Lohnsubvention, weil die Unternehmen keine
existenzsichernden Löhne zahlen. Im Übrigen – des-
wegen setzen sich Grüne auch für Mindestlöhne ein
– bedauern wir, dass die schwarz-gelbe Bundesre-
gierung an der Stelle die Mindestlöhne auf den Prüf-
stand gestellt hat. Das ist für uns der falsche Weg. Die
Allgemeinheit zahlt da quasi den Lohnanteil, den die
Unternehmen zahlen müssen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen –
Glocke)

Ich  komme  zum  Schluss,  Frau  Präsidentin!  Ich
möchte noch einen abschließenden Satz sage. Ich
möchte mich ausdrücklich bei den Beschäftigungs-
trägern bedanken, die bei diesen ganzen Änderun-
gen an Maßnahmen, die es ja immer wieder gibt, also
vom Bund und auch in Bremen, sich immer sehr fle-
xibel für die Menschen darauf eingestellt haben, die
Großes leisten, um Menschen in Beschäftigung zu
halten. Denen gebührt, glaube ich, auch unser Dank
in dieser schwierigen Situation.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als nächster Redner
hat das Wort der Abgeordnete Nestler.

Abg. Nestler (CDU): Frau Präsidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Wenn ich mich hier
so umsehe, dann gehe ich einmal davon aus, dass
dieses  Thema  kein  ganz  so  großes  Interesse  mehr
weckt, denn ich sehe fast mehr leere Stühle als be-
setzte.

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Aber die Wich-
tigsten sind da!)
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Vielleicht wäre es von den Kolleginnen und Kolle-
gen in Zukunft auch einmal ganz gut, bis zum Schluss
der Debatte hier zu bleiben. Ich klage ja keinen an,
Frau Busch! Es ist nur eine Bitte, mehr habe ich gar
nicht geäußert.

(Abg. Frau B ö s c h e n  [SPD]: Aber das
hören ja nicht die Richtigen!)

Ja, aber man kann es weitergeben, wenn sie herein-
kommen.

Wenn man sich mit dieser Großen Anfrage ein we-
nig näher beschäftigt, wird einem sehr schnell klar,
was  die  Partei  DIE LINKE  hiermit  bezweckt.  Ein
Großteil der heutigen Arbeitsmarktpolitik soll eigent-
lich grundlegend verändert werden. Langfristige so-
zialversicherungspflichtige Beschäftigung statt Ein-
Euro-Jobs, der Staat als neuer Arbeitgeber, und das
alles hört sich auch noch sehr gut an.

Nun steht auch für die CDU fest, dass Ein-Euro-
Jobs kein Mittel zur Beseitigung von Arbeitslosigkeit
sind. Dieses Mittel kann nur Fitmachen für den ers-
ten Arbeitsmarkt heißen, anstatt Langzeitarbeitslose
sozialversicherungspflichtig und langfristig in kom-
munalen Betrieben zu beschäftigen, in denen sie pro-
duktive Arbeit gar nicht leisten können oder, noch
viel schlimmer, gar nicht leisten dürfen. Schließlich
sagt auch DIE LINKE in ihrer Anfrage, dass die nicht
geförderte Beschäftigung mit ihren Arbeiten nicht ge-
fährdet werden darf. Da stellt sich doch zwingend die
Frage: Was sind das denn für Arbeiten, die nicht ge-
förderte Arbeit gefährden?

Wir sagen klar, dass breit angelegte, teure öffent-
liche  Beschäftigungsprogramme  kein  Beitrag  zur
nachhaltigen Integration von Geringqualifizierten und
Langzeitarbeitslosen in den ersten Arbeitsmarkt sind.
Die Erfahrungen mit Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen
haben zum Beispiel gezeigt, dass öffentliche Beschäf-
tigungsprogramme Arbeitslosigkeit nicht nur verrin-
gern, sondern auch sogar verfestigen. Um Langzeit-
arbeitslosen und Geringqualifizierten eine Perspektive
zu geben, müssen alle Kräfte in einer umfassenden
Vermittlungs-, Qualifizierungs- und Betreuungsoffen-
sive konzentriert werden. Die Vermittlung in den ers-
ten Arbeitsmarkt muss jederzeit Vorrang vor öffent-
licher Beschäftigung haben.

Gerade für Geringqualifizierte sind öffentliche Be-
schäftigungsmaßnahmen oft attraktiver als einfache
Tätigkeiten am ersten Arbeitsmarkt, die entsprechend
der niedrigen Produktivität auch niedrig entlohnt wer-
den. Diese Fehlanreize werden durch eine tarifliche
oder  ortsübliche Entlohnung  öffentlicher  Beschäfti-
gung und die Ausgestaltung als sozialversicherungs-
pflichtiges Arbeitsverhältnis noch verschärft. Insbe-
sondere Langzeitarbeitslosen wird so fatalerweise sug-
geriert, einer regulären Beschäftigung nachzugehen.

Viele, meine Damen und Herren in der Partei DIE
LINKE, und ich habe dies einmal im Internet recher-

chiert, gehen hierbei von einem Mindestlohn in Höhe
von 10,50 Euro aus. Wir erleben aber gerade, dass
zum Beispiel hoch qualifizierten Mitarbeitern der BLG
bei Übernahme in ein festes Arbeitsverhältnis 9 Euro
angeboten werden, wobei qualifizierte Lagerarbei-
ter in Bremen sogar mit nur noch 8 Euro entlohnt wer-
den. Was wollen wir denn diesen Mitarbeitern erzäh-
len? Was wollen Sie denn der Friseurin, der Verkäu-
ferin oder anderen gelernten Kräften erzählen, wenn
Sie Langzeitarbeitslosen, in der Regel ungelernten
und zum Teil schwer vermittelbaren Kräften, 10,50
Euro öffentliches Geld für langfristige Tätigkeiten als
Entlohnung anbieten?

Öffentliche Beschäftigung darf es nur kurzfristig
geben. Die Maßnahmen, die bereits durchgeführt
werden, sind für die CDU dahingehend ausreichend.
Ich gehe hier auch nicht auf die zusätzlichen Kosten
ein. Immer, wenn die Fraktion DIE LINKE etwas for-
dert, muss man sich einfach fragen: Wie wollen die
das alles finanzieren, was sie da einmal eben locker
versprechen? Zur Antwort des Senats kann ich Frau
Nitz nur beipflichten: Uns hat diese Antwort im Er-
gebnis auch nicht weitergeholfen. Viel zu viele offe-
ne Dinge, viel zu viele unklare Antworten! Im Gan-
zen wundert es uns aber auch nicht, bei dieser Fra-
gestellung waren vielleicht andere Antworten gar nicht
möglich. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Liebe Kolleginnen und
Kollegen, bevor ich dem nächsten Redner das Wort
erteile, möchte ich auf der Besuchertribüne ganz herz-
lich eine Delegation aus Bremens Partnerstadt Dali-
an in China begrüßen. Es sind Angestellte der dorti-
gen Stadtverwaltung. Herzlich willkommen in der Bre-
mischen Bürgerschaft!

(Beifall)

Als Nächster erhält das Wort der Abgeordnete Dr.
Buhlert.

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, meine Damen und Herren! Für uns als FDP
hat die Frage, wie wir es denn mit dem zweiten Ar-
beitsmarkt halten, die höchste Priorität, sodass wir
immer im Kopf haben und immer das Ziel verfolgen,
dass die Menschen möglichst auf den ersten Arbeits-
markt gelangen sollen, das heißt, dass sie qualifiziert
und entsprechend weitergebildet werden. Das gelingt
gerade in wirtschaftlich schwierigen Zeiten nicht im-
mer.

Frau Ziegert hat in einer anderen Debatte schon
darauf hingewiesen, dass es eben darum geht, dass
auch Unternehmen das leisten können müssen und
dass die wirtschaftliche Situation entsprechend sein
muss. Das ist genau die richtige Beschreibung, dass
es eben nicht darum gehen kann, hier einen Ersatz-
arbeitsmarkt zu schaffen, der dann ein Dauerarbeits-
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markt wird. An diesen Gedanken wollen und kön-
nen wir uns als FDP nicht gewöhnen. Da muss sich
im Denken bei vielen noch etwas ändern.

Denn es ist doch in der Tat so, dass wir die Aus-
richtung des Einsatzes des ESF-Geldes hier in Bre-
men noch einmal kritisch durchleuchten müssen. Uns
erscheint es nicht negativ, wenn Menschen zusätz-
liches Geld bekommen, wenn sie denn nicht aufgrund
ihrer Produktivität ausreichend Mittel erwirtschaften,
um höhere Löhne und Guthaben zu verdienen. Das
ist genau der Gedanke, den wir in unserem Bürger-
geldkonzept  haben,  dass  staatlicherseits  das  Geld
ergänzt wird, was aus der Arbeit nicht bezogen wer-
den kann. Insofern wird auch dafür gesorgt, dass die
Menschen ein auskömmliches Leben haben können,
dadurch dass sie eben entsprechende Gelder bekom-
men und mehr haben, als diejenigen, die nicht arbei-
ten, weil sie arbeiten. Das ist genau der richtige An-
satz! Diesen Gedanken finden wir hier in einigen der
Maßnahmen,  die  Lohnergänzungszahlungen  sind,
und das halten wir gar nicht für falsch.

(Beifall bei der FDP)

Genauso hatten wir es nicht für falsch, dass Löhne
sich an der Produktivität bemessen und dass es dann
auch  Lohnergänzungszahlungen  geben  muss  und
keine Mindestlöhne, sondern entsprechende staat-
liche Transferzahlungen.

(Abg. B e i l k e n  [DIE LINKE]: Wie mes-
sen wir denn die Produktivität?)

Das ist unser Konzept, das halten wir nach wie vor
für richtig, und diesen Weg werden wir weiter ver-
folgen. Wenn es dann kommunale oder länderspe-
zifische Regelungen gibt, die in diese Richtung ge-
hen, werden wir sie unterstützen. Wenn es die nicht
gibt, dann werden wir dagegen sein. So einfach ist
das! Wir haben da unterschiedliche Auffassungen von
diesem Bereich der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik.
Das ist aber auch nicht weiter verwunderlich, son-
dern bekannt. – In diesem Sinne danke ich für Ihre Auf-
merksamkeit!

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als Nächste hat das
Wort die Abgeordnete Frau Ziegert.

Abg. Frau Ziegert (SPD): Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Zunächst einmal doch noch etwas zu Herrn Dr. Buh-
lert: Es kann nicht der Sinn staatlicher Unterstützungs-
leistung sein, Subventionen für Betriebe zu leisten,
die ihre Löhne immer weiter herunterdrücken.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der LINKEN)

Anders als Sie glauben, gibt es eben keinen irgendwo
naturgemäßen Marktpreis für die Löhne, sondern es
ist ein Ausdruck von Kräfteverhältnissen. Je mehr sie
es den Unternehmen erleichtern, niedrige Löhne zu
zahlen, desto mehr werden sie dieses Angebot an-
nehmen. Es ist ja nicht erstaunlich, dass wir in der
letzten Zeit ein Sinken der Löhne unter ein Niveau
haben, das wir uns bisher haben nicht vorstellen kön-
nen. Insofern haben Sie zu Recht gesagt, da sind wir
verschiedener Meinung. Da sind wir allerdings ent-
schieden verschiedener Meinung! Nicht nur deswe-
gen, weil zu niedrige Löhne sittenwidrig sind, son-
dern auch weil das eine Verschwendung von Steu-
ergeldern und eine Subventionierung in den falschen
Bereich ist.

Nun aber zu der Großen Anfrage der Fraktion DIE
LINKE! Ich habe so ein bisschen den Eindruck, so-
wohl vom Duktus Ihrer Anfrage als auch von Ihren
Ausführungen,  Frau  Nitz,  Sie  reduzieren  Arbeits-
marktpolitik im Grunde genommen auf die Schaffung
von öffentlich geförderter Beschäftigung. Das halte
ich für falsch! Aktive Arbeitsmarktpolitik hat das Ziel,
für die Betroffenen Perspektiven zur Aufnahme ei-
ner Beschäftigung zu bieten, und zwar individuell auf
den Einzelnen und dessen Bedürfnisse abgestimmt.
Dafür gibt es viele unterschiedliche Instrumente.

Wenn Sie von einem Kahlschlag reden, dann kann
ich den ehrlich gesagt nicht sehen. Wir haben in den
letzten Jahren durchgängig zwölf Millionen Euro jähr-
lich im BAP aus ESF-Mitteln gehabt. Wir haben au-
ßerdem über 90 Millionen Euro Mittel vom Bund ge-
habt, nämlich bei der Bundesagentur, bei der BAgIS
und bei der ARGE in Bremerhaven. Das heißt, dass
wir über 100 Millionen Euro für Arbeitsmarktpolitik
in diesem Land zur Verfügung haben. Ich denke nicht,
dass man bei dieser Summe in irgendeiner Weise vom
Kahlschlag in der Arbeitsmarktpolitik reden kann.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen – Vizepräsident R a v e n s  über-

nimmt den Vorsitz.)

Nun will ich gar nichts gegen öffentlich geförderte
Beschäftigung sagen, das ist zu Recht ein Mittel un-
ter vielen. Öffentlich geförderte Beschäftigung, und
deswegen setzen wir diese ja auch ein, dient gerade
Menschen, die langzeitarbeitslos sind und die Schwie-
rigkeiten haben, auf dem ersten Arbeitsmarkt eine
Beschäftigung zu finden. Dies führt zur Verbesserung
ihrer Beschäftigungsfähigkeit, schafft aber auch so-
ziale Kontakte, gibt außerdem auch noch einmal die
Möglichkeit, ein eigenes Einkommen zu haben und
möglicherweise, und das ist, glaube ich, wichtig, aus
dem Hilfebezug herauszukommen.

Deswegen sind wir auch dafür, diese sogenannten
Ein-Euro-Jobs nach und nach zugunsten sozialver-
sicherungspflichtiger Beschäftigung zu ersetzen, die
wenigstens die Perspektive gibt, den Lebensunter-
halt durch eigene Arbeit fristen zu können. Wie hoch
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dann die Löhne sein müssen, Frau Nitz, darüber haben
wir uns an anderer Stelle schon einmal unterhalten.
Ich halte es allerdings für eine Illusion zu glauben,
dass man mit Mitteln der Arbeitsmarktpolitik und
öffentlich geförderter Beschäftigung Einfluss auf die
Höhe der Löhne in der privaten Wirtschaft nehmen
kann. Ich bin entschieden für einen gesetzlichen Min-
destlohn!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Es ist also ganz schlicht und einfach so, dass die
Mittel für die aktive Arbeitsmarktpolitik zum großen
Teil vom Bund kommen und wir dann, wenn die Frage
ist, wie wir eine Kofinanzierung machen von dieser
öffentlich  geförderten  Beschäftigung  im  Programm
„Bremen  produktiv“,  die  öffentlich  geförderte  Be-
schäftigung in bestimmte, für uns aus sozial- und kom-
munalpolitischer Sicht wichtige Felder lenken wol-
len und sie für sinnvolle Projekte, die nicht nur den
Beschäftigten, also den Arbeitslosen, sondern auch
den Stadtteilen zugute kommen, einsetzen wollen.
Ich glaube, dass da inzwischen auch wirklich in den
Stadtteilen in „Bremen produktiv“ eine sehr gute Ar-
beit geleistet wird und dass das gut angelegtes Geld
ist.

Sie blicken nun ein bisschen nostalgisch zurück auf
die großen Zeiten der öffentlich geförderten Beschäf-
tigung. Ich kann mich noch erinnern, dass wir hier
einmal 6 000 ABM-Stellen in Bremen gehabt haben
und dass wir hohe Summen für die BSHG-19-Stel-
len ausgegeben haben. Das war aber der damaligen
Konstruktion der Arbeitsmarktpolitik geschuldet. In
Ihren Anträgen morgen zum Haushalt suggerieren
sie ja, diese Mittel für öffentlich geförderte Beschäf-
tigung würden sich selbst refinanzieren. Ich halte das
für eine Fehlrechnung! Damals war es so, dass die
Kommunen für die Sozialhilfe zuständig waren, dass
durch diese Möglichkeit, sozialversicherungspflich-
tige Beschäftigung im ersten Arbeitsmarkt zu schaf-
fen, nach dem Bundessozialhilfegesetz Paragraf 19,
nach einem Jahr dann Ansprüche an die Bundesagen-
tur für Arbeit, oder damals noch das Arbeitsamt, fäl-
lig wurden und dass dann, wenn alles gut ging, im
Grunde genommen die so Beschäftigten auf Dauer
der Kommune nicht mehr „zur Last“ fielen, also nicht
mehr von ihr finanziert werden mussten, sondern von
der Bundesagentur oder der Bundesanstalt für Arbeit.

Dieser sogenannte Verschiebebahnhof ist durch die
Hartz-IV-Reformen beseitigt worden. So günstig das
sicher für Kommunen mit hoher Arbeitslosigkeit ge-
wesen ist, kann ich das auch nur für sinnvoll erach-
ten. Denn im Grunde genommen hat man damit das
Problem der Arbeitslosigkeit von einer Stelle auf die
andere geschoben, hat es aber nicht beseitigt, son-
dern hat die Arbeitslosen nur verwaltet. Ich sehne mir
diese Zeit nicht mehr zurück. Ich halte auch Ihre Vor-
stellung, man könnte den Kommunalen Kombilohn

und die Aufstockung von sozialversicherungspflich-
tiger Beschäftigung dadurch refinanzieren, dass dann
die Wohngeldzahlungen wegfallen, für nicht ganz
richtig, da dies in erster Linie natürlich den Bund ent-
lastet, denn der wird als Erstes von den Kosten des
Lebensunterhalts entlastet. Erst im zweiten Schritt
kommen die Kosten der Unterkunft. Da müssen dann
schon die Begünstigten Leute ohne Kinder sein, die
keinerlei weitere Ansprüche haben, sonst bleiben die
Kosten doch an der Kommune hängen.

(Glocke)

Ich komme zunächst einmal zum Schluss! Dabei
habe ich schon ein bisschen vorweggenommen, was
ich morgen sonst in der Haushaltsdebatte sagen wollte.
Ich halte das Finanzierungsargument nicht für über-
zeugend. Ich möchte noch einmal darauf hinweisen,
dass wichtiger als öffentlich geförderte Beschäftigung
ist, Arbeitslosen ein gutes Qualifizierungsangebot zu
machen, sie mit abschlussbezogenen Qualifizierun-
gen in einen neuen Beruf umzuschulen, um sie dann
als Fachkräfte auf dem Arbeitsmarkt, wenn die Kon-
junktur wieder anzieht und der demografische Wandel
durchschlägt, richtig in Arbeit bringen zu können. –
Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als Nächste erhält das Wort
die Abgeordnete Frau Nitz.

Abg. Frau Nitz (DIE LINKE)*): Herr Präsident, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Herr Nestler, Sie sagen,
der öffentliche Beschäftigungssektor soll breit angelegt
werden, wäre teuer und verfestige die Arbeitslosig-
keit. Sie führen den Vergleich an, dass selbst in re-
gulärer Beschäftigung nur selten Stundenlöhne über
zehn Euro gezahlt werden, sodass unsere Forderung
in Ihren Augen doch völlig absurd erscheint. Ich den-
ke, dass wir hier nicht eine Orientierung nach unten
suchen sollten, also immer den Vergleich zu den Men-
schen und Beschäftigten suchen sollten, die weit unter
zehn Euro Stundenlohn brutto erhalten, sondern dass
wir eine Orientierung nach oben brauchen, und hier
vor allem natürlich auch die Forderung nach einem
gesetzlich verankerten Mindestlohn nach wie vor in
jede Debatte einbringen werden und den auch in den
Mittelpunkt stellen werden.

(Beifall bei der LINKEN – Abg. D r .  B u h -
l e r t [FDP]: Und wenn er kommt, wollen

Sie ihn jedes Jahr erhöhen!)

Frau Ziegert, Arbeitsmarktpolitik für DIE LINKE
ist nicht nur öffentliche Beschäftigung. Das ist vielleicht
Ihr Eindruck, aber es ist nicht nur der öffentliche Be-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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schäftigungssektor, auf der anderen Seite aber auch
nicht nur eine restriktive Zwangsverwaltung von Ar-
beitslosen unter dem Duktus des Förderns und For-
derns, das ist dann doch zu sehr geheuchelt, da muss
auch noch einmal nachgearbeitet werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Vor allem auch in der Antwort des Senats wird da-
rauf verwiesen, dass das Bundesprogramm, beispiels-
weise der Kommunale Kombilohn, keine zusätzlichen
Zugangshemmnisse kenne. Das ist richtig, aber wir
fragen uns natürlich, warum der Senat genau dieses
Instrument  dann  hier  in  Bremen  nicht  nutzt!  Seit
diesem Jahr ist auch die Stadt Bremen als eigenstän-
dige Kommune berechtigt, dies in Anspruch zu neh-
men, aber passiert ist hier nichts. Es gibt nicht einmal
Konzepte oder Überlegungen, was man denn mit dem
Kommunalen Kombilohn hier in der Stadt Bremen an-
stellen kann. Hier hätte man tatsächlich zusätzliche
Bundesgelder einwerben können, das ist nicht pas-
siert. Es ist ein Instrument, das eben nicht prekäre
Beschäftigungen fördert.

(Abg. D r .  B u h l e r t  [FDP]: Ja, und sehr
nah am Bürgergeld ist!)

Es ist nicht gemacht worden, und die Möglichkeit
läuft  Ende  dieses  Jahres  aus,  weil  der  Senat  dem
Dogma folgt: Für Arbeitsmarktpolitik geben wir kein
Geld aus. So erscheint es uns zumindest, es werden
auch keine Landesmittel zur Verfügung gestellt. Das
ist in einer massiv von Arbeitslosigkeit betroffenen
Kommune und mitten in der Wirtschaftskrise unserer
Ansicht nach unverantwortlich.

(Beifall bei der LINKEN)

Ein Wort noch zu den Ein-Euro-Jobs: Hier weicht
die Antwort des Senats der Frage aus. Setzt sich der
Senat dafür ein, die Zahl der Ein-Euro-Jobs abzusen-
ken und im Gegenzug die Zahl der sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisse zu erhö-
hen? Was passiert denn nun genau im nächsten Jahr?
Vielleicht können wir hier in der Debatte endlich er-
fahren, was der Senat nun vorhat. Er verhandelt längst
mit der BAgIS über die Planung 2010, bis zum heuti-
gen Tag liegt aber keine Planung für das nächste Jahr
vor.

Bremen hat eine problematische Tradition der öf-
fentlich geförderten Beschäftigung. Schon zu Zeiten
vor Hartz IV, als es noch die Stellen nach dem Bun-
dessozialhilfegesetz gab – Sie sind gerade darauf ein-
gegangen – wurde Beschäftigungspolitik überwie-
gend unter finanzpolitischen Gesichtspunkten betrie-
ben. Durch die BSHG-Stellen ist man Arbeitslose aus
der kommunalen Kasse in die Bundeskasse losgewor-
den. Man hat sie also abgeschoben, und man sparte
gleichzeitig im Bereich der öffentlichen Daseinsvor-

sorge, indem man nämlich beispielsweise öffentliche
Beschäftigung in Kindertagesstätten bereitstellte als
sogenannte BSHG-19-Kräfte, als Zweitkräfte, die dort
sogar routinemäßig in den Kindertagesstätten arbei-
teten.

Die finanzpolitische Betrachtung ist auch heute die
bestimmende für den Senat mit der Konsequenz, alle
Landesmittel herauszuziehen. Für uns ist das ein Ar-
mutszeugnis, gerade auch weil wir hier ein sozial-
demokratisch geführtes Ressort, eine sozialdemokra-
tisch geführte Landesregierung haben. Im Haushalt,
den wir morgen debattieren, gibt es zwei Ressortbe-
reiche, deren Mittel massiv fallen. Auf der einen Seite
ist es der Bereich Arbeit, auf der anderen Seite ist es
der Bereich Wirtschaft.

Eine vernünftige Beschäftigungspolitik ist nicht nur
eine dringend notwendige Sozialpolitik, sie ist auch
eine Investition in die regionale Beschäftigungsland-
schaft.

(Beifall bei der LINKEN)

Gerade aber diese Investition, meine Damen und Her-
ren, gibt es eben nicht zum Nulltarif. Diese schwar-
ze Null, die hier bei den Landesmitteln angestrebt
wird, ist unhaltbar und eine politische Zumutung für
alle arbeitslosen Menschen in Bremen und in Bre-
merhaven. – Vielen Dank!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort Herr Staatsrat Dr. Schuster.

Staatsrat Dr. Schuster*): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Ich glaube, in der
Debatte, die man heute Nachmittag führt, muss man
auch manchmal die Debatten mit berücksichtigen,
die man morgens führt. Ich habe es so verstanden,
dass sich viele Parteien heute Morgen dafür einge-
setzt haben, dass wir weiterhin eine gemeinsame
Aufgabenwahrnehmung in einer Arbeitsgemeinschaft
zur Durchführung des SGB II machen, dahinter steckt
doch ein Grundgedanke. Dieser Grundgedanke be-
sagt, es ist nicht eine Aufgabe gesondert der Kom-
mune oder gesondert des Bundes, sondern man muss
versuchen, das gemeinsam zu machen. In diesem Re-
formprozess, der 2004 erarbeitet und 2005 dann end-
gültig umgesetzt wurde, wurde aber gesagt, dass die
Hauptlasten für die aktive Arbeitsmarktintegration
der Bund zu tragen hat. Dann ist es ganz folgerich-
tig, wenn man das sagt und dafür einsteht, dass wir
dies auch aus bestimmten Gründen wollen, dass das
finanzielle Konsequenzen hat.

Wenn man einfach einmal die Zahlen zusammen-
rechnet – wir haben sie extra auf eine Seite geschrie-
ben beziehungsweise in manchen Ausdrucken sind
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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sie dann auf zwei Seiten –, muss man sich die Ge-
samtzahlen von beiden Trägern anschauen. Wir ha-
ben  im  Jahr  2003  38  Millionen  Euro  für  Beschäf-
tigungsförderungsmaßnahmen ausgegeben, im Jahr
2004  31 Millionen Euro, im Jahr 2005  50 Millionen
Euro, im Jahr 2006  57 Millionen Euro, im Jahr 2007
49 Millionen Euro, im Jahr 2008  48 Millionen Euro.
Den Rückgang würde ich unter anderem dadurch er-
klären, dass es in den Jahren 2007 und 2008 auch
eine erhebliche arbeitsmarktpolitische Verbesserung
gegeben hat, die dazu geführt hat, dass man die Mittel,
die insgesamt nicht abgesenkt wurden, stärker für
Qualifizierungsmaßnahmen genutzt hat, weil man viel
stärker die Chance hatte, Menschen durch Qualifizie-
rung auch direkt in den ersten Arbeitsmarkt hinein-
zubringen.

Daraus jetzt zu folgern, da stiehlt sich ein Senat aus
der Verantwortung, halte ich schlicht für falsch, oder
man sagt, das Grundprinzip, was man heute Morgen
befürwortet hat, findet man gar nicht mehr gut, dass
es nämlich eine gemeinsame Aufgabenwahrnehmung
gibt, und da hat der Bund eine besondere Rolle.

Ich möchte auch noch einmal betonen, weswegen
der Bund in diesem Zusammenhang sinnvollerweise
diese Rolle hat. Arbeitsmarktpolitik kann keine Be-
schäftigung schaffen, das ist unmöglich. Das ist aber
die Grundvoraussetzung wenn man Arbeitslose wirk-
lich in Arbeit bringen will, also muss man sehen, dass
derjenige, der die Qualifizierungsmaßnahme oder
Zwischenmaßnahme zu tragen hat, überhaupt ver-
nünftig in der Lage ist, Beschäftigungspolitik zu ma-
chen. Das ist bei fast allen Instrumenten, die da zur
Verfügung stehen, nun einmal der Bund, der hat Fi-
nanzpolitik zur Verfügung, der kann Konjunkturpro-
gramme auflegen und so weiter. Deswegen ist es so
gemacht worden, das finde ich nach wie vor richtig,
und da muss man sich natürlich nicht wundern, wenn
das Haushaltsfolgen hat.

Gleichzeitig sagen wir, aber auch da kommt dann
ein wesentlicher Unterschied heraus, es gibt Berei-
che, in denen auch wir ein hohes Interesse – und da
würde ich auch einen großen Unterschied zu Herrn
Dr. Buhlert sehen – an dauerhafter öffentlicher Be-
schäftigung haben. Nicht umsonst haben wir mit dem
Programm „Bremen produktiv und integrativ“ gesagt,
wir wollen Maßnahmen bis zu fünf Jahre laufen las-
sen. Der Hintergrund ist da, dass wir allerdings eine
bestimmte Form von öffentlich geförderten Beschäf-
tigungen wollen.

(Präsident W e b e r  übernimmt wieder den
Vorsitz.)

Wir wollen nicht eine Verdrängung des ersten Arbeits-
marktes haben, und wir wollen auch keinen „öffent-
lichen Dienst light“ damit finanzieren, indem wir sa-
gen, Aufgaben, die wir eigentlich öffentlich wahrneh-
men müssen, finanzieren wir jetzt einmal über Ar-
beitsmarktpolitik.

Wenn man sich allerdings die Struktur der Arbeits-
losen anschaut, sieht man, dass es dort eine erhebli-
che Personenzahl gibt, bei denen die Wahrscheinlich-
keit, wirklich dauerhaft in den ersten Arbeitsmarkt
integriert zu werden, extrem gering ist. Man kann
sich jetzt überlegen, man schreibt diese Personen ab,
da sagt der Senat: Nein, das machen wir nicht, son-
dern wir überlegen uns, wie wir diese Personen dau-
erhaft in den Arbeitsmarkt integrieren können. Das
hängt ganz maßgeblich damit zusammen, da ist öf-
fentlich geförderte Beschäftigung ein richtiges Instru-
ment, und es zeigt sich sogar, dass man Personen, die
man lange Zeit fast abgeschrieben hat, sogar in den
ersten Arbeitsmarkt – das zeigen die Quoten – inte-
grieren kann, von denen man es im ersten Moment
gar nicht dachte. Das ist aber unter Umständen eine
andere Konzeption als die, die von der LINKEN ver-
folgt wird, aber eben auch eine ganz andere Konzep-
tion als das, was die FDP in diesem Zusammenhang
gern möchte.

Der dritte Punkt, den ich gern ansprechen möchte
– weil man versuchen muss die verschiedenen Stränge
gedanklich ordentlich zu sortieren –, ist die Frage, wie
das jetzt eigentlich mit der Prekarisierung ist. Ist die
öffentlich geförderte Beschäftigung da der Grund? Da
würde ich sagen, es gibt Elemente bei Hartz IV, die
auch aus meiner Sicht dazu beitragen, dass es zu einer
Prekarisierung kommt. Das sind manche der Zumut-
barkeitsregelungen, die es in Hartz IV gibt, die ha-
ben aber nichts mit öffentlich geförderter Beschäfti-
gung zu tun, über die wir heute debattieren. Da muss
es auch Korrekturen geben.

Es muss auch Korrekturen in Bereichen geben, die
auf dem ersten Arbeitsmarkt dazu beitragen, dass es
zu Lohn- und Sozialdumping kommt. Das sind insbe-
sondere die Modalitäten der Leiharbeit, und es ist
insbesondere die Frage Mindestlohn ja oder nein? Da
hat der Senat ganz klare Initiativen ergriffen, um ge-
nau hier anzusetzen, dass so etwas möglich wird.

Aber zu sagen, die öffentlich geförderte Beschäf-
tigung trägt jetzt zur Prekarisierung bei, ist, mit Ver-
laub gesagt, nicht redlich, denn das, was vorgewor-
fen wird, ihr habt da gar nicht den Mindestlohn, und
die werden gar nicht ordentlich bezahlt, da muss man
allerdings auch sagen, dass es sich bei den Personen,
die  wir  in  öffentlich  geförderten  Beschäftigungen
haben, um erheblich leistungsgeminderte Personen
handelt. Es ist aus meiner Sicht nicht tragfähig oder
nicht politisch vermittelbar zu sagen: Die bekommen
jetzt aber mehr als Leute, die auf dem ersten Arbeits-
markt auch in tarifgebundenen Beschäftigungsver-
hältnissen arbeiten, die aber deutlich weniger ver-
dienen. Da muss man auch eine Balance halten, weil
man nicht über öffentlich geförderte Beschäftigung
das gesamte Tarifniveau entsprechend beeinflussen
kann. Insofern ist das aus meiner Sicht ein Vorwurf,
der ins Leere läuft. Für den Bereich öffentlich geför-
derte Beschäftigung sehe ich persönlich überhaupt
nicht, weswegen das zur Prekarisierung beiträgt, und
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dann sollte man die Ebenen, die man hat, auseinan-
derhalten.

In der Tat – da bin ich sicherlich auch bei Ihnen –
gibt es auch Tendenzen auf dem Arbeitsmarkt, bei de-
nen auch Hartz IV teilweise zur Prekarisierung bei-
trägt, und da muss man entschieden gegensteuern.
Da steuert der Senat aber auch mit den Mitteln ge-
gen, die er in diesem Zusammenhang hat. Insofern
ist es mitnichten so, dass der Senat öffentlich geför-
derte Beschäftigungen gering schätzt, allerdings ist
es so, dass der Senat sagt, öffentlich geförderte Be-
schäftigung ist auch maßgeblich eine Aufgabe des
Bundes, das wird auch so wahrgenommen.

Der zweite Bereich ist, wir sind für eine öffentlich
geförderte Beschäftigung unter bestimmten Bedin-
gungen, weil sie weder Arbeitsplätze auf dem ers-
ten Arbeitsmarkt verdrängen noch ein „öffentlicher
Dienst light“ werden soll. Genau das machen wir in
unserer Konzeption, die wir auch weiter mit den ver-
schiedensten Instrumenten ausbauen wollen, weil wir
glauben, dass es wichtig ist, für Personen Angebote
zu schaffen, die zunächst kaum eine Perspektive auf
dem ersten Arbeitsmarkt haben, und das zu verbin-
den mit wichtigen Aufgaben in Stadtteilen. Genau
das ist das Programm „Bremen produktiv und inte-
grativ“. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Damit ist die Aussprache geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort
des Senats auf die Große Anfrage der Fraktion DIE
LINKE Kenntnis.

Bremisches Ausführungsgesetz zum Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallgesetz

Mitteilung des Senats vom 27. Oktober 2009
(Drucksache 17/970)

1. Lesung

Dazu  als  Vertreter  des  Senats  Herr  Senator  Dr.
Loske.

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Dr. Mathes.

Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen):
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wir Grü-
nen begrüßen die Neufassung des Bremisches Aus-
führungsgesetzes zum Kreislaufwirtschafts- und Ab-
fallgesetz, weil damit im Wesentlichen zwei Neue-
rungen geschaffen werden, die für mehr Stadtsau-

berkeit und eine Verbesserung des Stadtbildes sor-
gen werden. Für viele Bürgerinnen und Bürger ist
gerade das Erscheinungsbild der Stadt von sehr ho-
hem Wert. Den Einstieg wollen wir jetzt schaffen, um
entsprechende gesetzliche Grundlagen dann noch
weiter auszudifferenzieren.

Zur ersten Neuerung: Neu ist die Möglichkeit der
Finanzierung der Beseitigung von Abfällen aus Ab-
fallbehältern im öffentlichen Raum. Das Ärgernis von
überfüllten Papierkörben ist auch, glaube ich, liebe
Kolleginnen und Kollegen, jedem hier bekannt. Dann
ein kleiner Windzug oder Sturm, und schon sind die
Grünflächen  und  ebenso  die  Straßen  verschmutzt.
Dem soll begegnet werden, indem nun endlich ein-
heitliche Zuständigkeiten und Regelungen zur Finan-
zierung der Entsorgungskosten über den Abfallge-
bührenhaushalt geschaffen werden. Die rot-grüne
Koalition will das hier heute damit auf den Weg brin-
gen und wird das natürlich beschließen, wie sie das
auch schon in der Deputation für Umwelt und Ener-
gie getan hat. Es ist nämlich sinnvoll und richtig, die
Sauberkeit und Ansehnlichkeit der Städte Bremen
und Bremerhaven zu verbessern.

Eine zweite Neuerung ist die Verbesserung der
Voraussetzungen, um Schrotträder rechtssicher von
öffentlichen Fahrradständern entfernen zu können.
An vielen Stellen unserer Städte stehen nämlich Alt-
fahrräder nutzlos herum, sie verschandeln das Stadt-
bild. Was aber auch sehr ärgerlich ist, sie blockieren
die Fahrradständer für diejenigen, die sie eigentlich
gern nutzen möchten.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir wollen jetzt ortsrechtliche Regelungen schaffen,
damit diese rostenden Drahtesel zeitnah entfernt und
recycelt werden können. Mit dem heutigen Beschluss
der Neufassung des Bremischen Ausführungsgesetzes
werden also die Voraussetzungen verbessert, nicht
mehr funktionsfähige Fahrräder beseitigen zu kön-
nen. Das ist in der Tat neu, weil die Beseitigung bisher
nur dann möglich war, wenn sie ein Verkehrshindernis
darstellten.

Wir wollen jetzt ortsrechtliche Regelungen schaf-
fen, damit diese Schrotträder zeitnah eingesammelt
und dann recycelt werden können. Dabei ist daran
zu denken, diese an die Martinshofwerkstatt zu geben
oder an das Lagerhaus oder andere Beschäftigungs-
träger, und nur das, was wirklich Schrott ist, über die
Recyclingstation anderen Nutzungen zuzuführen.

Abschließend möchte ich an der Stelle – und ich
gehe davon aus, dass das Herr Senator Dr. Loske auch
tun wird – darum bitten, dass solche entsprechenden
ortsrechtlichen Regelungen uns jetzt umgehend un-
terbreitet werden. Gerade diese Frage der rechtssi-
cheren Entfernung von Schrotträdern hat zu bundes-
weiter Aufmerksamkeit geführt. Es haben einige Kom-
munen bei mir nachgefragt, auch der ADFC, die sehr
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starkes  Interesse  haben,  das  zu  übertragen.  –  Ich
danke für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Speckert.

Abg. Frau Speckert (CDU): Herr Präsident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Wie schon in der
September-Sitzung der Deputation für Umwelt und
Energie  wird  die  CDU  der  Neufassung  des  Bremi-
schen Ausführungsgesetzes zum Kreislaufwirtschafts-
und Abfallgesetz zustimmen, da aus unserer Sicht die
positiven Aspekte, insbesondere hinsichtlich einer Ver-
einfachung des Gesetzes, eindeutig überwiegen.

Hier geht es um ganz konkrete Umweltpolitik in den
Kommunen. Daher halte ich es für wichtig, sich mit
diesem Thema zu beschäftigen. Wir begrüßen aus-
drücklich die vorgenommene Neuordnung, die die
22 Paragrafen in sechs logisch aufeinanderfolgende
Abschnitte unterteilt und sich dabei weitgehend in
Aufbau und Inhalt des neuen Ausführungsgesetzes
an den anderen Bundesländern orientiert hat. Der
gesamte Politikbereich der Entsorgung wird in der
heutigen Zeit immer wichtiger, hat doch die Globa-
lisierung dazu beigetragen, dass es in den letzten Jahr-
zehnten zu einer enormen Ausweitung von Produk-
ten und Verpackungen gekommen ist.

Die in den Paragrafen 1 und 2 enthaltenen einlei-
tenden  Bestimmungen  zu  den  Zielen  des  Ausfüh-
rungsgesetzes und den Pflichten der öffentlichen Hand
sind meines Erachtens weitgehend unstrittig. In den
folgenden sieben Paragrafen finden sich Bestimmun-
gen zur öffentlichen Entsorgung, wobei insbesondere
Paragraf 4 einige Neuerungen zu den ortsrechtlichen
Regelungsbefugnissen enthält, die auf die konkre-
ten Problemlagen in den Kommunen reagieren.

So halten wir die Neuaufnahme der Befugnisse, In-
halt und Umfang der Entsorgungspflichten bei Ab-
fallbehältern auf öffentlich gewidmeten Straßen und
Grünanlagen zu regeln, für sinnvoll und vor allen Din-
gen für zweckmäßig. In der Tat werden sowohl Nah-
rungsmittelverpackungen als auch normaler Haus-
müll verstärkt in diese Abfallbehälter geworfen. Ers-
teres ist regelkonform, Letzteres ist regelwidrig! Durch
die Aufnahme dieses Punktes in die ordnungsrecht-
lichen Regelungsbefugnisse haben die Kommunen
nun die Möglichkeit, ein einheitliches Konzept zur
Aufstellung und Entleerung der Abfallbehälter zu er-
stellen. Dabei sollte man sich allerdings bewusst sein,
dass allein dadurch das Problem nicht wirklich zu lösen
ist. Hier ist vielmehr eine verstärkte Aufklärungsar-
beit zu leisten, damit die betreffenden Bürgerinnen
und Bürger künftig andere Entsorgungswege nutzen.

Auch der Bereich der Entsorgung von Alträdern,
die vor allem an Bahnhöfen angekettet stehen, wur-

de zu Recht neu aufgenommen, das hatte Frau Dr.
Mathes vorhin auch schon erwähnt. Es ist gut, dass
den Gemeinden nun die Möglichkeit eröffnet wird,
selbst Regeln zu erstellen, wie sie mit dem Problem
umgehen wollen, ohne dass sie zwingend auf die po-
lizeilichen Regelungen angewiesen sind.

Wir erwarten jedoch vom Senat, dass die in der Um-
weltdeputation gemachte Zusage, dass es im SV Abfall
zu einer Neueinstellung für diesen Bereich kommen
wird, Bestand hat. Es wurde zugesichert, dass diese
Aufgabe seitens der ENO mit übernommen wird. Dies
sollte bitte auch so eingehalten werden! Meines Er-
achtens dürften auch die in Paragraf 10 und 11 ent-
haltenen Bestimmungen zur Abfallwirtschaftsplanung
keine großen Streitpunkte enthalten. Bei den in Pa-
ragraf 12 bis 15 aufgeführten Regelungen zu den Ab-
fallbeseitigungsanlagen ist vor allem lobend zu er-
wähnen, dass die zuständige Behörde nun nicht mehr
ermächtigt ist, gegen die rechtmäßig errichtete De-
ponie vorzugehen, sondern dass diese Regelung nun
für Rechtsnachfolger gilt. Bei Eigentümer- beziehungs-
weise Inhaberwechsel müssen die erforderlichen An-
ordnungen nicht mehr neu erlassen werden. Dies halte
ich deshalb für zweckmäßig, weil man davon ausge-
hen kann, dass man sich vor dem Erwerb eines Grund-
stücks so detailliert mit dem Gebäude vertraut ma-
chen sollte, dass einem bewusst ist, ob sich dort eine
unrechtmäßig errichtete Deponie befindet oder nicht.

Bei den Ausführungen zur Abfallüberwachung in
den Paragrafen 16 bis 19 finden sich hauptsächlich
formale  Änderungen,  die  sich  weitgehend  mit  den
Regeln in den anderen Bundesländern decken. Ich
will an dieser Stelle noch einmal deutlich machen,
dass die CDU wild abgelagerte Abfälle keineswegs
als Kavaliersdelikt bewertet. Sind die eigentlichen
Besitzer nicht zu ermitteln, sind die öffentlich-recht-
lichen Entsorgungsträger für die Entsorgung verant-
wortlich. Letztlich zahlen also alle Bürgerinnen und
Bürger in Bremen und Bremerhaven –, von der Ver-
schandelung unserer Umwelt einmal ganz zu schwei-
gen!

Alles in allem halten wir es für positiv, dass die Be-
richterstattung zur Entsorgungspolitik moderner ge-
staltet werden soll. Dadurch wird es Deputation und
Parlament erleichtert, zu überprüfen und zu beob-
achten, welche Notwendigkeiten der Neusteuerung
sich in der Praxis ergeben.

Abschließend wird es aus meiner Sicht wichtig sein,
dass die Kommunen das Gesetz bei der Umsetzung
in Ortsgesetze auch tatsächlich mit Leben füllen und
die ihnen zur Verfügung stehenden Spielräume dann
auch wirklich nutzen. Wir werden den Senat auch
weiterhin auffordern, die oftmals zugesagten Bericht-
erstattungen wirklich ernst zu nehmen, damit für uns
nachvollziehbar ist, ob sich dieses Ausführungsge-
setz in der Praxis auch bewährt. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)
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Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Buhlert.

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! In der Deputation
haben wir uns hierzu enthalten, weil wir uns damit
schwergetan haben, dass die Andienungs- und Über-
lassungspflicht hier noch weiter aufrechterhalten wurde.

Wir haben aber weiter diskutiert und werden heute
dem Gesetz zustimmen, weil in der Tat etliches Po-
sitives darin ist und die Kritik, die wir anbringen woll-
ten und auch mussten, von uns in der Deputation schon
geäußert werden konnte. Das eine war die Andie-
nungs- und Überlassungspflicht, die eine bürokrati-
sche Möglichkeit gibt, die wir nicht unbedingt un-
terstützen. Das andere war in der Tat in der Deputa-
tionsvorlage der Hinweis auf die finanziellen Auswir-
kungen, der sich schlichtweg darauf bezog, dass der
Gesetzentwurf keine finanziellen Auswirkungen habe.
Das war schlichtweg falsch, weil er natürlich einerseits
Gebührenmöglichkeiten eröffnet, andererseits natür-
lich auch für die Kommunen finanzielle Auswirkun-
gen hat. Wir haben soeben über Fahrräderentsorgung,
Altlasten und alles andere gesprochen, insofern fan-
den wir das zu kurz.

Das hat uns damals unter anderem dazu bewogen,
uns zu enthalten. Heute werden wir hier zustimmen,
weil wir es schlichtweg positiv finden, dass einige Sa-
chen hier geregelt werden, die bisher nicht geregelt
wurden. Schrottfahrräder seien hier exemplarisch ge-
nannt, die jetzt einer Lösung zugeführt werden. In-
sofern werden wir hier anders abstimmen. – Herzli-
chen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der FDP)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Rupp.

Abg. Rupp (DIE LINKE)*): Herr Präsident, meine
Damen und Herren, Kolleginnen und Kollegen! Es
ist gut, wenn bestimmte Dinge, Erkenntnisse aus dem
Alltag, Zugang in Gesetze finden. Das trifft für die
Entsorgung  öffentlicher  Abfallbehälter  wie  für  die
Entsorgung von, ich sage einmal, langfristig geparkten
Fahrrädern zu. Daher kann man diese Entwicklung
begrüßen. Wir werden diesem Gesetz auch zustim-
men.

Beim Studium des Gesetzes sind mir zwei Punkte
aufgefallen, bei denen ich denke, dass wir in der Bür-
gerschaft in der Perspektive darüber nachdenken soll-
ten und auch müssen. Dankenswerterweise befindet
sich in Absatz 2 ein Abschnitt darüber, welche Form
von Geräten, Anschaffungen und so weiter wir als
Bürgerschaft und in der Verwaltung machen sollten.
Es ging dabei um langlebige Güter, die reparatur-
freundlich und möglichst aus recyceltem Abfall her-
gestellt sind und so weiter. Es gibt dabei immer noch
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

den Vorbehalt, dass es nicht sein kann, wenn unzu-
mutbare Kosten entstehen.

Ich befürchte, weil wir ja landauf, landab die Haus-
haltssituation diskutieren, dass dieser Zumutbarkeits-
begriff in einer Weise langfristig ausgelegt wird, der
einen ökologischen Gedanken bei dieser Frage hint-
anstellt. Wir müssen möglicherweise mehr hinschau-
en, ob nicht dieser Unzumutbarkeitsbegriff ersetzt
werden sollte durch eine langfristige Form von Um-
weltrendite.  Das  heißt,  unter  Umständen  ist  es lang-
fristig günstiger, solche Geräte zu kaufen, auch wenn
sie zunächst in der Anschaffung teurer sind. Das ist
die erste Anregung.

Die zweite Anregung ist: In Paragraf 5 Absatz 1
werden bestimmte Dinge an Dritte übertragen, also
Abfallwirtschaftsübertragung an Dritte. Da, denke ich,
sind wir gefordert, in Zukunft einmal Kriterien zu ent-
wickeln, unter welchen Rahmenbedingungen, mit
welchen Vorgaben wir eigentlich bestimmte Befug-
nisse an Dritte übertragen, damit wir nicht langfris-
tig in Fallen laufen, wie wir meinem Empfinden nach
bei dem Abwasser hineingelaufen sind, wo wir mit
Hansewasser einen Vertrag haben, der uns zwar zu-
nächst erlaubt, die Gebühren zu senken oder stabil
zu halten, uns aber auf lange Sicht verpflichtet, Ab-
wassergebühren permanent anzuheben.

(Abg. Frau D r .  M a t h e s  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Was hat das jetzt mit dem Ge-

setz zu tun?)

Auch da gibt es eine Form von Optimierungsbedarf.
Das ist heute nicht angesagt, aber es ist ja auch eine
Debatte, bei der es vielleicht eher um Anregungen
für die Zukunft geht als um den konkreten Inhalt die-
ser Änderung. Daher bitte ich um Aufmerksamkeit
für diese Anregungen. – Vielen Dank!

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dennhardt.

Abg. Dennhardt (SPD)*): Sehr geehrter Herr Prä-
sident, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, sehr
geehrte Damen und Herren! Herr Rupp, ich würde
mich so freuen, wenn sich Ihre Fraktion in der Um-
weltdeputation mit derartigen fachlichen Beiträgen
an den Debatten um solche Gesetze und Ähnliches
beteiligen würde, denn wir haben uns dort damit be-
fasst. Wenn Ihre Fraktion sich also in Zukunft dort
stärker einbringt, dann würde ich das sehr begrüßen.
Sie haben es ja heute selbst gesagt: Heute nehmen
wir das eher als einen perspektivischen Hinweis auf!

Ansonsten ist dieses Ausführungsgesetz zum Kreis-
laufwirtschafts- und Abfallgesetz, denke ich, vor al-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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len Dingen bürokratischer Feinschliff. Da wird vie-
les im Kleinen durch Neuordnung des Textes, Besei-
tigung von überflüssigen Regelungen, Einführung von
Regelungen für Dinge, die ohnehin schon so gemacht
werden, verbessert. Meine beiden Vorrednerinnen
haben das deutlich gemacht, dass es hier vor allen
Dingen darauf ankommt, wie das dann in unseren
beiden Stadtgemeinden mit Leben gefüllt wird. Die
wesentlichen Änderungen sind auch dargestellt wor-
den, ich will nur noch einmal die Veränderungen im
Bereich des zunehmenden Hausmülls im öffentlichen
Raum hervorheben, wofür wir Lösungen brauchen.
Dazu und zur Entfernung von abgeschlossenen Alt-
fahrrädern trägt dieses Gesetz bei. Wir als SPD-Frak-
tion werden diesem Gesetz auch zustimmen. – Vie-
len Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
Herr Senator Dr. Loske.

Senator Dr. Loske: Herr Präsident, verehrte Ab-
geordnete! Das Landesabfallgesetz stellt die landes-
rechtliche Ausführung zum Kreislaufwirtschafts- und
Abfallgesetz dar. Nachdem das Landesgesetz mehr-
fach an bundesrechtliche Änderungen lediglich an-
gepasst wurde, soll nun eine komplette Neuregelung
erfolgen. Der Gesetzentwurf und die dazugehörige
Begründung wurden am 24. September 2009 von der
Deputation für Umwelt und Energie beschlossen und
nach Senatsbeschluss vom 27. Oktober 2009 an die
Bürgerschaft  zur  Beschlussfassung  weitergeleitet.
Große Teile des Gesetzes wurden inhaltlich nicht ge-
ändert, sondern nur redaktionell bearbeitet. Das Ge-
setz enthält folgende inhaltliche Neuregelungen:

Zunächst Paragraf 1: Ziel des Gesetzes ist die För-
derung einer umweltverträglichen Abfallentsorgung.
Dies hat lediglich deklaratorische Bedeutung. Das
zweite Thema betrifft Paragraf 4 Absatz 1 Satz 3, die
Abfallbehälter auf öffentlichen Flächen: Es wird eine
Ermächtigungsgrundlage für die Gemeinden geschaf-
fen, Inhalt und Umfang der Entsorgungspflichten für
Abfälle aus Abfallbehältern auf öffentlichen Straßen
und Grünflächen zu regeln. Das Ziel ist die Möglich-
keit zur Finanzierung der Entsorgungskosten dieser
Abfälle über den Abfallgebührenhaushalt und die
Möglichkeit, einheitliche Zuständigkeiten zu regeln.
Das Zweite sind die funktionsuntüchtigen Fahrräder,
das wird nun in Paragraf 4 Absatz 1 Satz 4 geregelt,
einer Ermächtigungsgrundlage für die Gemeinden,
den Umgang mit funktionsuntüchtigen Fahrrädern
zu regeln. Dazu ist alles Notwendige gesagt worden.

Zwei weitere Aspekte, die von Bedeutung sind, sind
die Abfallbilanzen und Abfallwirtschaftskonzepte, die
in Paragraf 6 geregelt werden. Hier geht es um eine
Konkretisierung hinsichtlich der zeitlichen Anforde-
rungen an die Vorlage der Abfallbilanzen und Ab-

fallwirtschaftskonzepte der öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträger, also der Stadtgemeinden. Die Rege-
lung  wird  vereinfacht  und  auch  flexibler  gestaltet.
Dann geht es um die Andienungs- und Überlassungs-
pflicht, diese kam bei Herrn Dr. Buhlert schon zur Spra-
che, sie wird in Paragraf 7 geregelt. Der Senat wird
ermächtigt, Andienungs- und Überlassungspflichten
für gefährliche Abfälle zur Beseitigung beziehungs-
weise bei bestimmten gefährlichen Abfällen zur Ver-
wertung zu erlassen. Die Ermächtigung wurde an bun-
desrechtliche Regelungen angepasst und war bereits
in vergleichbarer Form vorhanden, sie ist also ma-
teriell nichts Neues. Eine Einführung ist nur dann mög-
lich, wenn die umweltverträgliche Entsorgung gefähr-
licher Abfälle anderweitig nicht sichergestellt wer-
den kann. Ich darf aber sagen, dass derzeit aus ab-
fallwirtschaftlichen Gründen keine Einführung einer
Andienungs- oder Überlassungspflicht geplant ist.

Darüber hinaus gibt es noch Detailänderungen, die
ich Ihnen aber hier nicht vortragen muss, bezüglich
der Datenerhebung, bezüglich der abfallrechtlichen
Anordnungen im Einzelfall und der Verordnungser-
mächtigung bezüglich der Zuständigkeiten. Das sind
alles rechtstechnische Dinge. Ich bitte um Zustimmung
und freue mich darüber, dass alle angekündigt ha-
ben, dass sie dem auch zustimmen können. – Danke
schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Damit ist die Beratung geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Bremische Ausführungsgesetz zum Kreis-
laufwirtschafts- und Abfallgesetz, Drucksache 17/970,
in erster Lesung beschließen möchte, den bitte ich
um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in erster Lesung.

(Einstimmig)

Gesetz zur Neuregelung des Beamtenrechts in der
Freien Hansestadt Bremen – Beamtenrechtsneure-

gelungsgesetz (BremBNeuG)

Mitteilung des Senats vom 18. August 2009
(Drucksache 17/882)

2. Lesung

D a z u

Änderungsantrag der Fraktionen Bündnis 90/
Die Grünen und der SPD
vom 9. Dezember 2009

(Drucksache 17/1100)

u n d
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Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und
Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Dezember 2009

(Drucksache 17/1101)

Wir verbinden hiermit:

Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Beam-
tenrechts in der Freien Hansestadt Bremen – Beam-

tenrechtsneuregelungsgesetz (BremBNeuG)

Bericht und Antrag des staatlichen Haushalts-
und Finanzausschusses
vom 14. Dezember 2009
(Drucksache 17/1109)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat Lühr.

Die Bürgerschaft (Landtag) hat den Gesetzentwurf
des Senats in ihrer 50. Sitzung am 27. August 2009
in erster Lesung beschlossen.

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Busch.

Abg. Frau Busch (SPD)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich würde nur gern ein paar Worte
sagen, was sich in der Zeit zwischen erster und zweiter
Lesung getan hat! Wir haben Änderungsanträge ge-
stellt und werden nachher das Gesetz in zweiter Le-
sung beschließen. Das kann ich so sagen, weil ich
weiß, dass im Haushalts- und Finanzausschuss, an
den das Gesetz überwiesen worden ist, einstimmig
diese Empfehlung gegeben wurde. Außerdem hat es
eine besondere Brisanz, wir müssen es auch beschlie-
ßen, weil wir nunmehr seit 1. März 2009 Geld an Be-
amte auszahlen, was wir noch gar nicht beschlossen
haben. Das wollen wir natürlich schnell nachholen,
denn man weiß ja, was passieren kann, wenn nachher
jemand begutachtet, dass Geld widerrechtlich an Be-
amte gezahlt wird. Das wollen wir hier auf keinen
Fall verursachen.

Es gibt aber auch einen Punkt nach allen Ände-
rungsanträgen, die ich einmal kurz erwähnen möchte:
Rot-Grün hat Änderungsanträge gestellt, die zum
einen technischer Art sind, zum anderen aber auch
wesentliche Auswirkungen haben. Das eine bezieht
sich auf den Arbeits- und Gesundheitsschutz im Be-
reich der Gendiagnostik, das andere betrifft die Re-
gelung einer Probezeit für einen bestimmten Teil von
Beamten. Die SPD hatte dann noch Änderungen wirk-
lich technischer Art zum Stellenplan, zum Wegfall von
kw-Vermerken. Die SPD hatte aber einen Beschluss
gefasst, der sich mit dem Thema befasste, das vie-
len im Kreise des Gesamtpersonalrats und auch des
Gewerkschaftsbundes sehr wichtig war: Das Thema
„Verhandeln statt Verordnen“.
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Wir haben uns in der SPD-Fraktion nach vielen
Diskussionen dazu durchgerungen, einmal den Weg
zu gehen, den die Gewerkschaften vorgeschlagen ha-
ben, nämlich künftig Verordnungen, die sich aus Re-
gelungen zum Beamtengesetz ergeben, nicht durch
Rechtsverordnung zu beschließen, sondern tatsäch-
lich über den Weg eines öffentlich-rechtlichen Ver-
trags, dies auszuprobieren und bei einigen Themen
zu testen. Wir hatten uns vorgestellt, wir könnten das
am  Thema  Arbeits-  und  Gesundheitsschutz  einmal
austesten, mussten dann aber zur Kenntnis nehmen,
dass gerade das nicht geht, weil höherrangiges Recht
dagegen spricht. Wir hatten uns einige andere The-
men ausgedacht, mit denen wir vorankommen woll-
ten, zum Beispiel zum Laufbahnrecht, zur Regelung
von Dienstjubiläen. Wir haben dann erfahren – ehe
wir  überhaupt  diesen  Antrag,  den  wir  in  unserer
Fraktion beschlossen hatten, in die Abstimmung zum
Koalitionspartner geben konnten –, dass es juristische
Einwände gibt, sodass wir die Weiterleitung des An-
trags gar nicht erst vorgenommen haben.

Das hat zu Reaktionen geführt, die ich inzwischen
zur Kenntnis genommen habe, dass wir vielleicht nicht
glaubwürdig seien oder dieses Thema gar nicht richtig
verfolgen wollen. Das möchte ich zurückweisen! Ich
finde, man kann so etwas einmal testen. Ich habe den
Versuch  auch  noch  nicht  aufgegeben,  ich  glaube,
meine Fraktion auch nicht. Ich verweise einmal auf
das, was der DGB auch auf Bundesebene versucht. Er
hat 1991 den ersten Einstieg in dieses Thema „Ver-
handeln statt Verordnen“ geschafft. Es gab auch erste
vertragliche Regelungen, die dann ergänzt wurden,
die aber seit 1998 auch nicht mehr bestehen. Es ist
also ein schwieriger Weg.

Ich finde, wir sind in einer Zeit, in der wir uns wirk-
lich Gedanken über Sinn und Zweck des bestehen-
den Beamtenrechts machen müssen. Ich weiß nicht,
ob Herr Dr. Kuhn gleich noch etwas dazu sagen wird.
Man kann wirklich darüber reden, ob wir vielleicht
nicht auch einmal den ganz großen Wurf hinbekom-
men, nämlich die Regelung des einheitlichen Dienst-
rechts, aber ich habe wenig Hoffnung, dass das schnell
geht. 150 Jahre besteht das Beamtenrecht, das wir
haben, und man sieht es an diesem Weg „Verhan-
deln statt Verordnen“, wie schwierig es ist, eine Än-
derung hinzubekommen oder den Mut zu haben, neue
Wege zu gehen.

Wir haben geglaubt, wir könnten noch sehr viel
mehr machen, aber manchmal ist einem das Hemd
näher als die Jacke. Wir haben Zeitdruck, das möchte
ich auch noch erwähnen. Wir müssen dieses Gesetz
jetzt verabschieden und wollen es auch jetzt im De-
zember verabschieden, denn wir ändern auch lauf-
bahnrechtliche Vorschriften. Wir haben zugesagt, dass
wir für die Polizei im Zuge der Veränderung des Lauf-
bahnrechts die Heberunden in diesem Jahr beschlie-
ßen, und diese Zusage wollen wir einhalten, dazu ste-
hen wir, darum heute der Beschluss. Ich kann nur noch
einmal an Gewerkschafter und Personalvertretungen
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appellieren: Nicht aufgeben, wir arbeiten weiter! –
Schönen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Kuhn.

Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Verehrte Kollegin
Busch, Sie haben recht, ich würde lieber über ein an-
deres Gesetz diskutieren, was das Beamtentum an-
geht, als über ein Gesetz, das dazu da ist, das beste-
hende Beamtenrecht zu modernisieren und zu refor-
mieren. Wenn wir nun aber auf der Grundlage des
geltenden Rechts arbeiten, finde ich es gut, wenn wir
wenigstens das geltende Recht verbessern und mo-
dernisieren. Wir müssen es auch machen, weil eben
die Kompetenz dafür nicht mehr beim Bund liegt,
sondern nach der letzten Föderalismusreform bei den
Ländern. Das heißt, wir müssen dieses Gesetz ma-
chen, wir machen es hiermit.

Ich möchte noch einmal die drei oder vier Punkte
nennen, die uns wichtig sind: die Neuordnung des
Laufbahnrechts mit der Reduzierung der Laufbahnen,
die Durchlässigkeit, die erhöht wird, der Gedanke,
dass Aufstieg eher durch Weiterbildung passiert und
weniger durch Aussitzen, also durch den reinen Zeit-
ablauf, und die Verbesserung der Mobilität zwischen
öffentlichem Dienst und Privatwirtschaft. Das ist ein
Komplex.

Es werden verbesserte Möglichkeiten zur Inan-
spruchnahme und der Ausgestaltung von Teilzeitar-
beit auch für Beamtinnen und Beamte geschaffen,
nach wie vor mit Betonung auf Beamtinnen, was der
Gleichstellungsausschuss in seiner Stellungnahme ja
positiv hervorgehoben hat. Es wird die Möglichkeit
geschaffen, dass Beamtinnen und Beamte freiwillig
und im Einvernehmen mit der Behördenleitung bis
zu drei Jahre über 65 Jahre hinaus arbeiten können.
Der verehrte Kollege Perschau könnte sich, wenn er
nicht nur Diener des Staats, sondern auch oder sogar
oder nur – wie auch immer – Staatsdiener wäre, ent-
schließen, jetzt noch drei oder vier Monate anzuhän-
gen. Das kommt jetzt vielleicht für ihn zu spät.

(Heiterkeit)

Herr Präsident, erlauben Sie mir, ein bisschen vom
Thema abzuschweifen und an dieser Stelle das zu sa-
gen, was ich gern für die Fraktion der Grünen sagen
möchte! Ich möchte gern dem Kollegen Perschau un-
seren Respekt für seinen politischen Lebensweg, für
sein politisches Lebenswerk ausdrücken. Herzlichen
Dank auch für die kollegiale Zusammenarbeit hier
im Haus in verschiedenen Funktionen! Ich danke ihm
natürlich vor allem auch persönlich für die Zusam-
menarbeit im Europaausschuss. Wir wünschen Ihnen

alles Gute, und ich sage noch einmal für mich per-
sönlich: Ich hoffe, dass Ihre Stimme in Fragen euro-
päischer Integration noch laut und oft zu hören sein
wird. Herzlichen Dank!

(Beifall)

Ein geübter Quizmaster würde jetzt einen guten
Übergang finden. Ich mache einfach einmal weiter.

(Heiterkeit)

Das Gesetz regelt auch die Anpassung der Besol-
dung und Versorgung, mit dem die Tarifabschlüsse
für Angestellte auch zeit- und wirkungsgleich für Be-
amte übertragen worden sind. Frau Busch hat es schon
gesagt, das Geld ist schon seit einigen Monaten je-
weils auf dem Konto.

Die  Änderungsanträge  der  Koalition  sind  auch
schon von Frau Busch vorgestellt worden. Ich möchte
nur noch einen erwähnen, der für uns vielleicht auch
praktisch keine so große Rolle spielt, aber doch für
das Verhältnis und für das gute Einvernehmen mit
den Beamtinnen und Beamten von Bedeutung sein
könnte, nämlich dass wir eine Änderung in der Be-
gründung des Gesetzes vorschlagen, dass das Ver-
bot, sich als Beamtin oder als Beamter an öffentlichen
Manifestationen in Uniform zu beteiligen, nicht gilt,
wenn es sich um rein gewerkschaftliche Aktionen
handelt. Das wollen wir durch eine Änderung des
Begründungstextes klarstellen. Im Übrigen sind die
Änderungsanträge genannt worden. Ich bitte Sie,
ihnen zuzustimmen und dann insgesamt das Gesetz
in zweiter Lesung zu beschließen! – Danke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Hinners.

Abg. Hinners (CDU)*): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Die CDU-Fraktion wird
sowohl der Neuregelung des Beamtenrechts als auch
den dazu vorliegenden Änderungsanträgen der Frak-
tionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen zustim-
men. Das wird Sie nicht überraschen. Für uns sind dabei
folgende Aspekte von besonderer Bedeutung: Der
vorliegende Gesetzentwurf – teilweise wurde das hier
schon angesprochen – wurde von fünf norddeutschen
Ländern gemeinsam erarbeitet. Ein gegenseitiger Wett-
bewerb um die besten Beamten zum Nachteil finanz-
schwacher Länder, also für Bremen, konnte deshalb
zumindest in Norddeutschland verhindert werden.

Weiterhin begrüßen wir, dass die Anzahl der Lauf-
bahnen – der Kollege Dr. Kuhn hat es soeben ange-
sprochen – und Fachrichtungen deutlich verringert
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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wird. Das gilt auch für die Erleichterung des Wech-
sels von einer Laufbahn in eine andere. Damit wird
aus unserer Sicht die Transparenz und Flexibilität im
öffentlichen Dienst erhöht. Um die Effektivität und
das Fachwissen im öffentlichen Dienst zu verbessern,
wird mit der Gesetzesänderung die Einstellung von
Seiteneinsteigerinnen und Seiteneinsteigern aus der
Privatwirtschaft erleichtert. Das kann insbesondere
in  der  Kernverwaltung  sowie  bei  der  Polizei  und
Staatsanwaltschaft zu erheblichen Verbesserungen
in der Aufgabenwahrnehmung führen.

Wir begrüßen auch, dass der Grundsatz des lebens-
langen Lernens weiter verstärkt und an Beförderungs-
möglichkeiten gekoppelt wird. Das gilt im Übrigen
auch für den Grundsatz der regelmäßigen Beurtei-
lung von Beamtinnen und Beamten, denn dadurch
werden Leistungsanreize geschaffen, die die Effek-
tivität und Bürgerfreundlichkeit der öffentlichen Ver-
waltung weiter steigern werden. Die CDU-Fraktion
begrüßt auch, dass unsere Forderungen zur freiwil-
ligen Verlängerung der Lebensarbeitszeit nunmehr
nicht nur für die Polizei, sondern für alle Beamten-
gruppen eingeführt wird, denn damit wird nicht nur
dem Wunsch vieler Beamtinnen und Beamten, son-
dern auch dem demografischen Wandel Rechnung
getragen.

Abschließend möchte ich noch darauf hinweisen,
dass mit diesem Gesetz auch die Einführung der zwei-
geteilten Laufbahn im Polizeivollzugsdienst bis Ende
2009 in Bremen abgeschlossen werden kann. Aus den
genannten Gründen stimmen wir sowohl der Neu-
regelung des Beamtenrechts als auch den Änderungs-
anträgen zu. – Vielen Dank!

(Beifall)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Woltemath.

Abg. Woltemath (FDP): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Es wird Sie nicht überraschen, dass wir sowohl dem
vorliegenden Gesetz als auch den Änderungsanträ-
gen zustimmen werden. Ich finde, es ist eine wirk-
lich erstaunliche und auch interessante Fleißarbeit,
die hier mit 182 Seiten vollbracht worden ist. Leider
hat mir der Kollege Hinners von der CDU im letzten
Schlenker meinen Einstieg verdorben, weil ich sagen
wollte, dass das Erfreulichste an der ganzen Sache –
und deshalb mussten wir uns jetzt am Schluss auch
noch einmal beeilen – die Änderung des Überleitungs-
beschleunigungsgesetzes ist, damit wir die zweige-
teilte Laufbahn bei der Polizei, beim Polizeivollzugs-
dienst, bis zum Ende des Jahres 2009 eingeführt ha-
ben, sodass dieses große Projekt, das in der letzten
Legislaturperiode angestoßen worden war, zu Ende
gebracht worden ist.

Wir begrüßen das sehr, wie wir es auch begrüßen,
dass jetzt den Seiteneinsteigern der Eintritt in den öf-

fentlichen Dienst ermöglicht und erleichtert werden
soll und dass es eine gemeinsame Initiative der nord-
deutschen Bundesländer ist. Ich finde es auch gut,
weil wir gerade bei der Polizei und auch in anderen
Bereichen ganz dringend Beamte brauchen, dass es
eine freiwillige Verlängerung der Lebensarbeitszeit
geben kann. Damit kann man auf der einen Seite das
Know-how und die Erfahrung sichern, und auf der
anderen Seite kann man wichtige Stellen besetzt hal-
ten.

Was ich sehr interessant finde, weil wir das in an-
deren Bereichen ja auch hatten, ist dieser weit ge-
fasste Bereich zur Nebentätigkeit, den ich auch allen
noch einmal ausdrücklich ans Herz legen möchte. Ich
finde es gut, dass das dort so geregelt ist, und des-
halb stimmen wir dem Gesetz zu. – Vielen Dank!

(Beifall bei der FDP)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Erlanson.

Abg. Erlanson (DIE LINKE)*): Sehr geehrter Herr
Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!
Auch ich kann es für DIE LINKE relativ kurz machen.
Wir haben in der ersten Lesung zugestimmt, wir wer-
den also auch in der zweiten Lesung zustimmen, und
wir werden auch den Änderungsanträgen zustimmen.
Ich möchte noch einmal an die Adresse von Frau Busch
sagen: Sie können sicher sein, auch DIE LINKE wird
diesen eingeschlagenen Kurs mit den Gewerkschaften
unterstützen, dass wir versuchen, eine neue Balance
hinzubekommen, und dass eben dieses „Verhandeln
statt Verordnen“ mit diesem neuen Beamtengesetz
auch wirklich Realität wird. – Danke!

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
Herr Staatsrat Lühr.

Staatsrat Lühr: Herr Präsident, meine sehr verehrten
Damen und Herren! Heute steht das gesamte Reform-
paket öffentliches Dienstrecht zur Entscheidung. Zum
einen  zur  Besoldungsanpassung,  da  kann  ich  Frau
Busch beruhigen, das ist kein rechtsloser Zustand, son-
dern schon mit der Verabschiedung des Nachtrags-
haushaltsgesetzes

(Abg. Frau B u s c h  (SPD): Fragen Sie
einmal Herrn Pottschmidt!)

haben wir eine Rechtsgrundlage für die vorläufige
Zahlung, was den Beamtinnen und Beamten immer
mitgeteilt worden ist, natürlich geschaffen. Insoweit
arrondieren wir das jetzt, aber das war der zweite
Schritt der Bearbeitung dieses Problems.
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Der zweite Punkt ist das öffentliche Dienstrecht,
da haben wir heute den Komplex Beamtenrecht. Wir
sind jetzt zurzeit in der Vorbereitung der weiteren
Felder, nämlich des Besoldungs- und des Versorgungs-
rechts, wo es noch einmal sehr viele Detailregelun-
gen geben wird, weil wir nicht einfach das Bundes-
recht übernehmen können. Auf die einzelnen Aspekte
des  Gesetzes  muss  ich  nicht  mehr  eingehen.  Ich
möchte zwei Dinge hervorheben: einmal die gute Zu-
sammenarbeit mit den norddeutschen Ländern! Es
hat sich hier gezeigt, dass wir mit dem Musterent-
wurf der gemeinsamen Bearbeitung in der Nord-CdS-
Runde, also der Chefs der Kanzleien, und der Minis-
terpräsidenten hier eine Grundlage geschaffen ha-
ben. Ich hatte es ja letztes Mal schon angedeutet, es
gibt einen gemeinsamen norddeutschen Kommen-
tar, und da gibt es nur ganz wenige Abweichungen
für die Länder, dass man also endlich einmal zu ei-
ner einheitlichen Praxis kommt. Der Wechsel eines
Oberinspektors oder einer Oberinspektorin aus Li-
lienthal bedarf deswegen nicht mehr der Einschal-
tung der FIFA und vieler Transferregelungen,

(Heiterkeit)

sondern es ist einfach möglich, das dann auch so zu
vollziehen.

Eines möchte ich noch kurz hervorheben, weil der
öffentliche Dienst jetzt hiermit eine Geschäftsgrund-
lage bekommen hat, um die Zukunft zu gestalten. Wir
werden das auch in einer kleinen Broschüre zusam-
menstellen, damit das dann auch für die Praxis hin-
terher zielgerichtet angewendet werden kann. Sie
wissen ja, Beamtenrecht ist immer eine sehr detail-
lierte Materie, und wenn Sie das gesamte Reform-
paket anschauen, werden Sie sicherlich bei Seite 89
weitergeblättert haben und fragen: Gibt es noch et-
was Spannendes? Das werden wir mit kleinen Schau-
bildern aufbereiten, damit es auch für die Praxis reicht.

Der Schwerpunkt für uns ist aber eigentlich die Ge-
winnung junger Menschen als Nachwuchskräfte, weil
wir in den nächsten 15 Jahren circa 40 Prozent Fluk-
tuation haben, und die Qualifizierung der Menschen.
Wir streben an, im norddeutschen Verbund ein Kom-
petenzzentrum für den öffentlichen Sektor zu wer-
den, sowohl an der Hochschule als auch an der Uni-
versität mit den dort in der Vorbereitung befindlichen
Bachelor- und Masterstudiengängen, zum Beispiel
der Studiengang „Komplexes Entscheiden“ an der
Universität Bremen. Da können wir uns richtig se-
hen lassen, und das wäre dann auch eine Profilbil-
dung,  die  sowohl  im  Nordwesten  als  auch  gegen-
über den anderen Nordländern eine Rolle spielt.

Wir haben, wenn ich es zusammenfassend sagen
darf, eine gute Plattform geschaffen. Wir werden jetzt
mit den Gewerkschaften und Interessenvertretungen
darangehen, diese auszufüllen. – Ich bedanke mich
für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
Herr Senator Mäurer.

Senator Mäurer: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich werde die Sitzung erst
verlassen, wenn Sie auch den Artikel 5 beschlossen
haben, das Überleitungsbeschleunigungsgesetz. Da-
ran hängt sehr viel Herzblut. Es ist von 2003 an ein
langer Prozess gewesen. Es ging um die Umwand-
lung der gesamten Polizei vom mittleren Dienst in den
gehobenen Dienst, und heute warten noch 152 Kol-
leginnen und Kollegen darauf, dass Sie diese Entschei-
dung treffen. Sie werden dann mit Inkrafttreten des
Gesetzes zu Polizeikommissarinnen beziehungsweise
Polizeikommissaren übergeleitet. Wir haben dieses
Gesetz in der Deputation vor gut einem Jahr beschlos-
sen, haben geglaubt, wenn wir uns da mit dem Be-
amtengesetz verbinden, sind wir zeitnah dran. Das
ist ein Irrtum gewesen.

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Ging doch schnell!)

Relativ! Diejenigen, die darauf gewartet haben, ha-
ben das ein bisschen anders gesehen. Ich bin sehr
froh darüber, dass wir auch unser Wort gehalten ha-
ben, dass wir verlässlich sind, dass wir nicht nur diese
Sachen aufschreiben, sondern dass wir sie auch dann
noch rechtzeitig zum Jahresende umsetzen können.
Wir werden uns als Verwaltung bemühen, dieses Ge-
setz dann natürlich auch sehr schnell zu verkünden,
damit diese frohe Botschaft noch vor Weihnachten
alle erreicht. – In diesem Sinne herzlichen Dank!

(Beifall)

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Damit ist die Beratung geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Gemäß Paragraf 51 Absatz 7 unserer Geschäfts-
ordnung lasse ich zuerst über die Änderungsanträge
abstimmen.

Als Erstes lasse ich über den Änderungsantrag der
Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und der SPD mit
der Drucksachen-Nummer 17/1100 abstimmen.

Wer diesem Änderungsantrag der Fraktionen Bünd-
nis 90/Die Grünen und der SPD seine Zustimmung
geben möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Änderungsantrag zu.

(Einstimmig)
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Nun lasse ich über den Änderungsantrag der Frak-
tionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen mit der
Drucksachen-Nummer 17/1101 abstimmen.

Wer diesem Änderungsantrag seine Zustimmung
geben möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Änderungsantrag zu.

(Einstimmig)

Ich lasse jetzt über das Gesetz zur Neuregelung des
Beamtenrechts  in  der  Freien  Hansestadt  Bremen,
Drucksache 17/882, in zweiter Lesung abstimmen.

Wer das Gesetz zur Neuregelung des Beamten-
rechts in der Freien Hansestadt Bremen unter Berück-
sichtigung der soeben vorgenommenen Änderungen
in zweiter Lesung beschließen möchte, den bitte ich
um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in zweiter Lesung.

(Einstimmig)

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von
dem Bericht des staatlichen Haushalts- und Finanz-
ausschusses Kenntnis.

Damit wäre die Tagesordnung für heute beendet.

Wir kommen nun zur Verabschiedung.

Wir verabschieden heute eine Person, die eine ganz
lange  politische  Karriere  aufweisen  kann:  Hartmut
Perschau. Seine Karriere begann in Hamburg, er hat
dort viele Stationen durchlaufen, und er war von 1980
bis 1989 Fraktionsvorsitzender in der Hamburgischen
Bürgerschaft und auch dort Spitzenkandidat bei den
Wahlen. Herr Perschau, ich erinnere mich noch gut,
dass Sie es beinahe – aber nur beinahe – geschafft
hätten, die SPD in Hamburg zu schlagen. Sie haben
aber ein formidables Ergebnis für Ihre Partei damals
errungen.

Wie immer in der Politik gibt es Höhen und Tie-
fen, natürlich eben auch in unserem politischen Ge-
schäft. Von 1989 bis 1991 waren Sie Europaabgeg-
ordneter in Brüssel, von 1991 bis 1993 waren Sie In-
nenminister in Sachsen-Anhalt, und 1995 mit Beginn
der Großen Koalition kamen Sie nach Bremen, in die
Freie Hansestadt Bremen. Sie übernahmen dort das
Ressort Wirtschaft. Ich erinnere mich noch gut, dass
die Beamten und die Mitarbeiter des Ressorts über
die Geschwindigkeit erstaunt waren, mit der Sie sich
hier in Bremen eingelebt haben, mit der Sie sich über
die örtlichen Gegebenheiten in der Freien Hansestadt

Bremen und in Bremerhaven vertraut gemacht ha-
ben. Das war bemerkenswert, da hat man gesehen,
mit welcher Intensität Sie dies verfolgt haben. 1997
wurde Herr Perschau Finanzsenator und Bürgermeis-
ter  und  somit  Stellvertreter  von  Bürgermeister  Dr.
Scherf. Vorangegangen waren gewisse Dinge in Ih-
rer Fraktion, in Ihrer Partei.

(Abg. S t r o h m a n n  [CDU]: Nein!)

1999 bei der damaligen Bürgerschaftswahl legte
die SPD zu. Sie wurden Finanzsenator, und 2003, sehr
geehrter Herr Perschau, leiteten Sie das Wirtschafts-
und Häfenressort, 2004 traten Sie aus gesundheitli-
chen Gründen von Ihrem Amt zurück. 2005 übernah-
men Sie noch einmal den Vorsitz der CDU-Bürger-
schaftsfraktion bis 2007, und – Herr Dr. Kuhn hat da-
rauf hingewiesen – Sie haben dann auch wesentlich
im Europaausschuss mitgewirkt.

Was Sie ausgezeichnet hat, Herr Perschau, ist Lo-
yalität, Beharrlichkeit und vor allem – für einen Po-
litiker ganz wichtig – Unabhängigkeit. Das ist ganz
entscheidend, dass man frei entscheiden kann. Sie
sind eine Integrationsfigur, ein Mann, der natürlich
auch streitbar ist, wenn es in der Sache notwendig
ist, sich aber am Ende auszeichnet durch ein ganz
konstruktives Vorgehen, um friedliche Lösungen in
Konflikten bemüht ist. Wenn Henning Scherf sich das
Jackett ausgezogen hat, sind Sie ruhig geblieben, um
zu einer Lösung zu kommen. Sie waren und sind eine
profilierte  Kraft  innerhalb  der  bremischen  Großen
Koalition gewesen, verlässlich, fair und umsichtig. Ich
glaube, der gute Ruf der Großen Koalition ist auch
mit Ihrem Namen verbunden, Herr Perschau.

Sie sind zu einem überzeugten Wahlbremer – Wahl-
bremer darf man jetzt gar nicht mehr sagen –, Sie sind
zu  einem  überzeugten  Bremer geworden,  ein  Für-
sprecher und Förderer unseres Bundeslands. Ich darf
an Ihre Verdienste im Ringen um die Neuordnung des
Länderfinanzausgleichs Ende der Neunzigerjahre er-
innern, und Sie waren natürlich auch in Ihren jewei-
ligen  politischen  Funktionen  für  die  Aufbruchstim-
mung mitverantwortlich, die 1995 für Bremen und Bre-
merhaven einsetzte. Sparen und Investieren war unter
anderem ein Schlagwort, das sich in den Jahren durch
die politische Landschaft zog.

Das Ganze begann – ich erinnere mich noch sehr
genau an den Spätsommer 1995 –, als die Bremer Vul-
kan AG in die Krise kam und pleiteging. Das war der
Beginn  der  Großen  Koalition,  damals  ein  schwerer
Brocken, der der Politik vor die Füße gelegt wurde.
Ich glaube, es ist damals in den Jahren gut gemanagt
worden. Wenn man heute diesen Bereich dort sieht,
sind es heute schon wieder so viele Arbeitsplätze wie
damals waren, als der Vulkan dort noch existierte.

Herr  Perschau,  ich  habe  am  Anfang  gesagt,  Sie
haben eine lange politische Karriere hinter sich. Ich
kann mir nicht vorstellen, dass Sie nun ganz aus al-
len Ämtern aussteigen. Sie haben mir gestern gesagt,
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dass es noch das eine oder andere gibt, und vor al-
lem, dass Sie nicht im Zorn scheiden, sondern wohl-
überlegt. Sie sagen, ich entscheide es, ich tue es und
nicht andere. Es zeichnet Sie aus, Herr Perschau, dass
Sie sich diese Freiheit, die ein Politiker hat, nicht haben
nehmen lassen, zu entscheiden, wann man geht.

Herr Perschau, ich wünsche mir, dass Sie noch lange
dabeibleiben.  Sie  haben  gestern  gesagt,  natürlich,
Ratschläge gebe ich gern, aber ich weiß auch, wenn
man aus dem Geschäft heraus ist, kommt keiner mehr
und möchte einen Ratschlag haben. Das wissen wir
beide. Ich wünsche mir, dass ich Sie treffe, wenn ich
durch den Bürgerpark jogge und Sie mit dem Hund
spazieren gehen. Ich wünsche Ihnen alles erdenklich
Gute, Gesundheit, Wohlergehen, und, natürlich, blei-
ben Sie dieser Freien Hansestadt Bremen, die Sie so
lieb gewonnen haben und in der Sie große Anerken-
nung haben, treu und bleiben Sie an unserer Seite!
– Herzlichen Dank für Ihr politisches Lebenswerk!

(Anhaltender Beifall)

Als letzter Redner hat das Wort der Abgeordnete
Perschau.

Abg. Perschau (CDU): Herr Präsident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Natürlich bedanke ich
mich sehr für die außerordentlich freundlichen Worte,
und es fällt auch nicht ganz leicht, wenn man tatsäch-
lich so lange Politik gemacht hat. Auf der anderen
Seite ist es natürlich so, wenn man es so lange ge-
macht hat, dann hat man auch gelernt, dass alles end-
lich ist. Ich glaube, dass es vernünftig ist, Generati-
onswechsel zu fördern, und ich glaube, dass es für
mich ganz persönlich außerordentlich gut ist, wenn
ich noch die Chance habe, einen neuen Lebensab-
schnitt einzuläuten und das in einer physischen Ver-
fassung tun kann, dass man sagen kann, es macht

noch wirklich Sinn. Auf diesen Sinn freue ich mich
und auf das, was in diesem Bereich sinnstiftend ist.
Ich denke, dass ich viele Interessen habe, besonders
geografische, kulturhistorische, heimatkundliche. Dass
ich die ein bisschen ausleben möchte, wird meine Fa-
milie nur begrenzt freuen, aber ich werde sicher noch
genügend Zeit übrig behalten, um mich auch der Fa-
milie  und  einem  großen  bremischen  Freundeskreis
zu widmen.

Meine Damen und Herren, ich will es kurz machen!
Ich danke Ihnen allen für doch eine ganze Menge Ka-
meradschaft, teilweise sogar ganz vorsichtige Freund-
schaft, auch mitunter über die Fraktionsgrenzen hin-
weg. Ich denke, ich habe hier in Bremen eine span-
nende, mitunter auch aufreibende, aber eine wun-
derschöne  Zeit  in  der  Politik  erlebt.  Ich  möchte  sie
nicht missen, ich möchte Sie alle nicht missen, auch
in der ganzen Unterschiedlichkeit. Ich bedanke mich
für  Ihre  Kameradschaft  und  vor  allen  Dingen,  dass
Sie mich ertragen haben und mir weitgehend gewo-
gen geblieben sind. Deshalb wünsche ich Ihnen na-
türlich nicht nur ein frohes Weihnachtsfest, sondern
ich wünsche Ihnen, dass es Ihnen gut geht, damit Sie
mit ganz viel Freude und vielleicht auch mit ganz viel
Schwung darangehen, unsere älteste – oder zumindest
eine der ältesten – freie und unabhängige Stadtrepu-
blik, dieses wunderschöne Bremen, mit Kraft, Elan
und mit gemeinsamem Schwung immer auf der si-
cheren Seite halten. Dafür braucht man ein bisschen
Fortune und ganz viel Engagement. Das wünsche ich
Ihnen und uns allen. – Herzlichen Dank für die Zu-
sammenarbeit!

(Anhaltender Beifall)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, ich
schließe die Sitzung.

(Schluss der Sitzung 17.50 Uhr)
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